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1 Einleitung: Zur Bedeutung von 
demokratiefördernder Elternarbeit 

Im Zuge gesellschaftlichen Wandels und zunehmender Konflikte, die mit demo-
kratie- und menschenfeindlichen Krisenphänomenen einhergehen, ist die Aus-
einandersetzung mit der gezielten Demokratieförderung und Extremismusprä-
vention in jüngeren Jahren verstärkt in das Bewusstsein von Fachkräften und 
Öffentlichkeit gerückt. Insbesondere auch die breit geführte Debatte über Ursa-
chen und Wirkungen von Radikalisierungsprozessen eröffnet neue Gestaltungs-
möglichkeiten für eine nachhaltige Präventionsarbeit im (sozial-)pädagogi-
schen Kontext, da die Vermittlung einer ausgeprägten Demokratiekompetenz 
das wirkungsvollste Instrument zur Verminderung antidemokratischer Einstel-
lungen und Haltungen ist. Familiäre und institutionelle Erziehung und Bildung 
haben die Aufgabe, auf ein Leben in der demokratischen Gesellschaft vorzube-
reiten, indem Demokratie für Kinder und Jugendliche erfahrbar gemacht wird. 

Vor diesem Hintergrund sind in den vergangenen Jahren namhafte Projekte 
von Bund, Ländern und Kommunen ins Leben gerufen worden, die u. a. früh-
kindliche, schulische und zivilgesellschaftliche Bildungsprogramme im The-
menfeld der Demokratieförderung bereitstellen. Auch die bunte Vielfalt an El-
tern- und Familienbildungsprogrammen trägt zur demokratischen Erziehung 
bei. Viele präventive Programme verstehen Demokratieförderung dabei als ei-
nen modularen Bestandteil oder setzen ein demokratisches Selbstverständnis 
weitgehend schon voraus. Doch Menschen werden nicht als Demokrat*innen 
geboren, sie müssen erst lernen, demokratisch zu denken und zu handeln. El-
tern sind sich der Folgen ihres Handelns für die demokratische Orientierung ih-
rer Kinder häufig nicht bewusst. Entsprechend gibt es einen gestiegenen Bedarf 
an Konzepten, die die Vermittlung demokratischer Kompetenzen ins Zentrum 
der pädagogischen Bemühungen stellen. In (sozial-)pädagogischen Arbeitsfel-
dern werden Programme, die sich explizit und schwerpunktmäßig der Demo-
kratieförderung widmen, weiter an Relevanz gewinnen. 

In der öffentlichen Wahrnehmung werden antidemokratische Einstellungen oft 
Anlassbezogen diskutiert (ein besonderer Wahrerfolg einer extrem rechten 
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Partei, ein Anschlag, politische motivierte Gewalttaten). Blickt man auf gesell-
schaftliche verbreitete Werthaltungen und Grundeinstellung, so werden aber 
auch langfristige Kontinuitätslinien sichtbar (vgl. Greiffenhagen 1981; Winkler 
2001; Zick und Klein 2014; Decker u. a. 2018). Vor diesem Hintergrund ist es 
wichtig, mit universalpräventiven Ansätzen proaktiv einzugreifen und eine ‚de-
mokratiefreundliche‘ Sozialisation und Erziehung zu allgemein stärken – auch 
jenseits spezifischer ‚aktueller‘ Defizitwahrnehmungen. Demokratie darf kein 
Modethema sein. Es bedarf vielmehr präventiver Ansätze, um auch jenseits der 
Konjunkturen politischer Aufmerksamkeit der latenten Weitergabe von antide-
mokratischen Grundhaltungen entgegenzuwirken. 

Das Projekt Demokratisch. Gemeinsam. Wachsen. – Eltern als Partner*innen der 
Demokratieförderung (DeGeWa) stellt sich genau diesem Anspruch und zielt da-
rauf ab, einen wissenschaftlich fundierten und praxisorientierten Beitrag zur 
Weiterbildung von Multiplikator*innen zu leisten, um eine demokratische Fami-
lienkultur zu fördern. Die Diskussionen und Theorien über den Einfluss kindli-
cher Erfahrungen auf (anti-)demokratische Verhaltensmuster, stellt die beson-
dere Bedeutung familiärer Erziehungseinflüsse heraus. Vor diesem Hintergrund 
rücken die Eltern bzw. die Erziehungsberechtigten als Partner*innen der Demo-
kratieförderung ins Zentrum der Überlegungen. Ein weiterer Impuls zur Spezifi-
zierung des Konzepts verdankt sich der entwicklungspsychologischen Erkennt-
nis, dass Kinder und Jugendliche altersbedingt unterschiedliche kognitive, af-
fektive und soziale Fähig- und Fertigkeiten aufweisen und ausbauen.  

Ein Schulungskonzept für die demokratiefördernde Zusammenarbeit mit Eltern, 
wirft gleich zu Anfang die Frage auf, was eigentlich Demokratiestärkung unter 
heutigen Verhältnissen bedeutet. Daher widmet sich der erste Teil dieses Textes 
den grundlegenden sozial- und politikwissenschaftlichen Diskussionen über die 
Bedeutung der Demokratiepädagogik aber auch der Frage, in welchem Sinn 
‚Demokratie’ für die Erziehung und die Elternarbeit besonders relevant ist. 

Aufbauend auf dieser Diskussion werden im dritten Kapitel zunächst die Grund-
lagen der Demokratieförderung aus sozialisationstheoretischer (sozial-)päda-
gogischer und entwicklungspsychologischer Perspektive dargestellt. Dabei 
geht es vor allem um die Verdeutlichung der Synergieeffekte, die zwischen fa-
miliären und außerfamiliären Faktoren spielen: Welche Erziehungsstile 



 6 

begünstigen eine demokratische Haltung in der Persönlichkeitsentwicklung? 
Was sind bildungs- und sozialisationsabhängige Dimensionen, die berücksich-
tigt und aufgegriffen werden müssen? Wo und in welcher Form stehen Kindern 
Erfahrungs- und Lernräume zur Verfügung? 

Im Kontext dieser Überlegungen rücken wir das kindliche Lernen in den Fokus: 
Kinder entwickeln altersabhängig unterschiedliche kognitive, emotionale und 
soziale Fähig- und Fertigkeiten, die sie in ihrer Einzigartigkeit prägen. Unsere 
Grundhaltung, dass demokratische Erziehung nicht allein in der Vermittlung 
spezifischer demokratieförderlicher Kompetenzen und Erziehungstechniken 
besteht, sondern der ganzheitlichen Entfaltung als selbstbestimmte Individuen 
bedarf – sowohl der Kinder als auch der Eltern –, schlägt sich auch in der Aus-
wahl der Themen dieses Grundlagentextes nieder. Demokratie kann überall 
dort stärker ausgelebt werden, wo Kinder bereits in ihren ersten Lebensjahren 
als aktive Subjekte ihrer Umwelt (Piaget), als aufmerksame Beobachter ihrer Vor-
bilder (Bandura), als moralbewusste Individuen (Kohlberg) und bindungs- bzw. 
beziehungsfähige Heranwachsende (Bowlby/Ainsworth) anerkannt und ge-
stärkt werden. 

Eine solche Grundorientierung mündet im vierten Kapitel in der Auseinander-
setzung mit der Elternarbeit. Dieser Abschnitt fragt gezielt nach den Möglich-
keiten und Grenzen mit denen Eltern und pädagogische Fachkräfte konfrontiert 
sind, wenn sie sich Kindern im Sinne einer Stärkung demokratischer Kompeten-
zen widmen. Dabei rücken die individuellen Lebensentwürfe und Rahmenbe-
dingungen, ihre Motivationen in den Fokus, aber auch Partizipationsmöglich-
keiten und -barrieren mit denen sich Familien konfrontiert sehen. Eltern müssen 
ausgehend von ihrer konkreten Lebenssituation angesprochen werden. Das ist 
insbesondere dafür wichtig, um auch Eltern zu erreichen, für die (objektiv und 
subjektiv) hohe Hürden für den Zugang zu Familienbildungsangeboten beste-
hen. Auf dieser Grundlage setzen wir uns mit zwei für die demokratieförderliche 
Elternarbeit dringlichen Themen auseinander. Zunächst fragen wir, welche 
Handlungsmöglichkeiten dann bestehen, wenn Eltern selbst explizit antidemo-
kratische Einstellungen erkennen lassen und an einer demokratiefördernden 
Partner*innenschaft nicht interessiert sind. Anschließend widmen wir uns der 
Frage zu, welche Rolle neuen Medien für die demokratiefördernde Elternarbeit 
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zukommen kann und welche demokratiepädagogische Relevant diesen auch 
für eine demokratische Entwicklung zukommt.  

Das Rahmenkonzept unserer Schulung schließt mit einer kurzen Darstellung der 
rechtlichen Aspekte der demokratiefördernden Elternarbeit ab. Sicher ist eine 
demokratische Haltung in allen Erziehungs- und Bildungsprozessen ausschlag-
gebend für eine gute Zusammenarbeit im Wohle des Kindes ausschlaggebend. 
Klar sein muss aber auch, dass demokratische Erziehung und die demokratische 
Teilhabe von Eltern rechtlich gerahmt und bestimmt sind. Über diese juristische 
Geltung hinaus ist die Verbindlichkeit demokratischer Regeln ein wichtiges 
Thema der Demokratiepädagogik. Jeglicher juristischen Definition liegt eine 
Wertvorstellung zugrunde, deren gesamtgesellschaftliche Akzeptanz, ein de-
mokratisches Miteinander prägen. Diese Werte gemeinsam zu verstehen und 
wiederum gemeinschaftskonform ausleben zu können, ist eine der wichtigsten 
Säulen unserer Multiplikator*innenschulung. 

Der vorliegende Text fokussiert die Grundlagen für die demokratiefördernde El-
ternarbeit insbesondere für die frühe und mittlere Kindheit. Im Rahmen der 
Konzeptionierung weiterer Schulungsrunden werden Grundlagen für ältere 
Kinder (von 10–14 Jahren) ergänzt. Zudem wird der Text beständig um weitere 
Aspekte erweitert werden, die sich in der Konzeptionierung der Schulung, in ih-
rer Evaluation und ausgehend von Praxiserfahrungen von Teilnehmer*innen 
und Kooperationspartner*innen als relevant und dringlich erweisen. 

Der Text gibt einen umfassen Überblick über die Grundkonzepte, die unserer 
Schulung zugrunde liegen. Er ist aber so konzipiert, dass er auch ein gezieltes 
Nachschlagen einzelner Kernthemen erlauben soll. Hierzu finden Sie nach je-
dem Kapitel eine kleine Zusammenfassungsbox (✎) die einen schnellen und 
kursorischen Zugang zu den verhandelten Themen erlauben soll. In den je-
weiligen Kapiteln finden Sie zudem Literaturangaben, die den Einstieg in 
die eigenständige Vertiefung einzelner Themen erlaubt. 
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2 Demokratiepädagogik und Prävention 

Demokratie lebt vom aktiven Engagement der Menschen für sie. Demokratische 
Staaten sind darum in besonderem Maße auf eine sie stützende Gestaltung der 
Gesellschaft und der unmittelbaren Lebenswelten ihrer Bürger*innen angewie-
sen. Dies hat weitreichende Folgen für eine Demokratiepädagogik. Den Bür-
ger*innen muss einerseits grundlegendes Wissen vermittelt werden, das ihnen 
die Teilhabe an der Gesellschaft und den politischen Prozessen ermöglicht. Dar-
über hinaus, und grundlegender noch, bedarf es aber auch einer „gelebten De-
mokratie“. Gerade diese gelebte Demokratie ist in der alltäglichen Erziehungs-
praxis ausschlaggebend, um Kinder auf ihrem Weg in die demokratische Gesell-
schaft zu unterstützen. 

2.1 Was ist Demokratie? 

Als Bürger*innen eines demokratischen Staates haben wir immer schon auch 
ein bestimmtes Verständnis davon, was Demokratie ist. Für eine fundierte De-
mokratiepädagogik kann es aber hilfreich sein, sich einige zentrale Aspekte von 
Demokratie noch einmal explizit bewusst zu machen. Dabei ist für die Ausrich-
tung demokratiefördernder Maßnahmen entscheidend, welches Gewicht man 
einzelnen Eigenschaften der Demokratie beimisst. Wir stellen hier neben Parti-
zipationsmöglichkeiten und der Berücksichtigung von Bedürfnisäußerungen 
insbesondere die Integrität der Person, die Akzeptanz von Pluralität, sowie den 
Umgang mit Konflikten in den Vordergrund. Dies sollte aber nicht als strikte De-
finition missverstanden werden. Es zeichnet Demokratien gerade aus, dass in 
ihnen auch darum gerungen wird, was genau unter diesem Begriff zu verstehen 
ist – wie unmittelbar etwa die Beteiligung an Entscheidungsfindungsprozessen 
ist, was kollektiv zu bestimmen ist und was individuelle Vorrechte sind etc.  

Vom Wortlaut bezeichnet Demokratie zunächst eine „Herrschaft des Volkes“. Im 
Kern der Demokratie steht also zunächst eine Selbstbestimmung des Volkes, 
also eine gemeinsame Regelung der gemeinsamen Angelegenheiten. Während 
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historisch deutlich begrenzt war, wer als Teil des demos gelten darf,1 gehen viele 
zeitgenössische Demokratietheorien davon aus, dass die Teilhabe am politi-
schen Prozess auf jene auszudehnen ist, die von den aus dem Prozess hervorge-
henden Regeln und Entscheidungen betroffen sind (Landwehr 2012; Bevc 2007, 
265–285). Für moderne Demokratien ist die Mehrheitsentscheidung das maß-
gebliche Mittel der Umsetzung dieser Selbstbestimmung. Staatlich wird sie vor-
wiegend über politische Wahlen vollzogen. 

In ihrer Einfachheit lädt die Bestimmung von Demokratie ausgehend von der 
wörtlichen Bedeutung des Begriffs aber auch zu Missverständnissen ein. So 
muss gerade im Deutschen deutlich gemacht werden, dass „Volk“ hier nicht im 
Sinne einer organischen oder gar biologisch begründeten Einheit zu verstehen 
ist – ein Verständnis dass immer wieder von der extremen Rechten ins Spiel ge-
bracht wird (Gessenharter 2004, 39 ff.). Auch ist Demokratie nicht einfach als die 
unbeschränkte Umsetzung eines Mehrheitswillens zu verstehen – Demokratie 
ist vielmehr gerade auch durch einen besonderen Minderheitenschutz ausge-
zeichnet, ebenso wie durch die besondere Absicherung der Äußerung von Min-
derheitspositionen und dem politischen Engagement für diese. Der Kern der 
„Volkssouveränität“ ist darum in eine Reihe weiterer Eigenschaften der Demo-
kratie eingebettet, die maßgeblich seiner Sicherung dienen (Wie sollten sich 
Mehrheiten feststellen lassen, wenn Meinungen nicht frei geäußert werden 
können?), aber auch Grenzen für das reine Mehrheitsprinzip bilden (Welche 
Rechte kann eine Mehrheit einer Minderheit streitig machen?). Auf staatlicher 
Ebene tritt so neben die „Volkssouveränität“ z. B. die „Achtung der Menschen-
rechte“ und das „Mehrparteienprinzip“. Neben dem Gleichheitsgrundsatz und 
der damit einhergehenden „Chancengleichheit für alle politische Parteien“ wird 
auch ein Recht auf „Bildung und Ausübung einer Opposition“ garantiert 
(Grumke 2017, 22–24). Neben der Partizipation an Entscheidungen und 

 
1 So waren in der Antiken Demokratie etwa nur männliche „Vollbürger“ zur politischen Partizipa-
tion zugelassen, Frauen und Sklaven ausgeschlossen. Und auch die moderne Demokratie war lange 
Zeit eine halbierte: das Frauenwahlrecht wurde z. B. erst Anfang der 1970er für Schweizer Bundes-
wahlen eingeführt, die Beschränkung der Wahlberechtigten auf die männlichen Bürger fiel im Kan-
ton Appenzell Innerrhoden erst 1990. 
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formalen Verfahren im engeren Sinne zeichnet sich Demokratie in diesem Ver-
ständnis also dadurch aus, dass eine Unversehrtheit der Individuen gewahrt 
wird und dass Bedingungen für eine faire Teilhabe an den Partizipationsprozes-
sen geschaffen werden. Dazu gehört, eigenen Positionen Gehör zu verschaffen. 
Über die individuelle Äußerung hinaus schließt das auch einen institutionell ge-
stützten gesellschaftlichen Pluralismus ein. 

Demokratie ist allerdings nicht nur Sache des Staates. Gerade die republikani-
sche Demokratietradition macht die Selbstorganisation der Gesellschaft auch 
unterhalb des Staates stark – für sie geht diese Selbstorganisation der staatli-
chen Organisation des Zusammenlebens sogar voraus (vgl. Himmelmann 2016, 
40 ff.). Dabei erweisen sich die oben genannten Aspekte der Demokratie auch 
über die formalen staatlichen Institutionen hinaus als bedeutsam: Partizipati-
onsmöglichkeiten an Entscheidungen und Regeln, die Kindern betreffen, sind 
sicherlich wesentlich für die Demokratieförderung. Aber auch die grundsätzli-
che Achtung der Person, die Akzeptanz von Vielfalt, die Möglichkeit eigene Be-
dürfnisse und abweichende Ansichten zu äußern, sind für ein demokratisches 
Miteinander – für die gelebte Demokratie im Kleinen – unabdingbar. Neuere De-
mokratiekonzepte betonen zudem, dass Demokratie auch vom Konflikt lebt. Ein 
radikal pluralistisches Miteinander kann nicht auf eine feste gemeinsame 
Grundlage zurückgreifen, die von vornherein einen harmonischen Ausgang si-
cherstellt, sondern gerade Grundsätzliches ist in Demokratien umstritten und 
Verbindlichkeiten werden erstritten (vgl. Hebekus und Völker 2012, 77–84; Celi-
kates 2010; Massing 2002a, 220; Massing 2002b, 229–232). Dies ist für eine De-
mokratieförderung im Familiären Kontext eine besondere Herausforderung. 
Gerade die bürgerliche Familie wurde als friedliches und harmonisches Gegen-
modell zur umkämpften Welt politischer Auseinandersetzungen und des kapi-
talistischen Wettbewerbs angesehen (Meyer 2002, 217 f.). Auch wenn dies wohl 
niemals dem realen Familienleben entsprach, so wird das Familienbild heute 
immer noch von einem Ideal der Konfliktfreiheit gekennzeichnet (Giddens 2006, 
210 f.). Demgegenüber gehören Konflikte nicht nur zur Demokratie allgemein, 
sondern auch immer schon auch zu einer demokratischen Gestaltung des Fami-
lienlebens und der Erziehung. Entscheidend ist, dass Familien über Mittel 
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verfügen, diese Konflikte wo möglich zu lösen, andernfalls aber auch – gewalt-
frei und unter Respekt der beteiligten Personen – auszutragen und auszuhalten. 

 

✎ Die Beteiligung an der Festlegung von Regeln und von Entscheidun-
gen, die das eigene Leben unmittelbar betreffen, ist ein Kernelement 
von Demokratie. Sie kann aber nicht isoliert betrachtet werden und ist 
nicht einfach mit formalen Verfahren auf staatlicher Ebene – wie Wah-
len – gleichzusetzen. Vielmehr sind auch die Achtung der Person, so-
wie das Akzeptieren abweichender Positionen und die Wertschätzung 
von Pluralität demokratische Prinzipien. Aufgrund dieser Offenheit 
bringt ein demokratisches Zusammenleben immer auch Konflikte mit 
sich.  

 

2.2 Dimensionen von Demokratie und Demokratie-Lernen 

Der Aspekt der gelebten Demokratie ist ein wesentlicher Ausgangspunkt für die 
Auseinandersetzung um eine Demokratiepädagogik. Einmütig wird in der 
schulpädagogischen Debatte eine reine Orientierung an den Inhalten des Fach-
unterrichts zurückgewiesen. Kinder und Jugendliche müssen konkrete Erfah-
rungen mit demokratischen Prozessen machen, die für ihre eigene Lebensreali-
tät Bedeutung haben – es kommt also nicht nur auf das Was der Wissensver-
mittlung an, sondern auch ganz wesentlich auf das Wie (vgl. hierzu die 
Kontroverse in Beutel und Fauser 2011). Neben dem Demokratie-Wissens, für 
das der Fachunterricht steht, kommt dem Demokratie-Können also eine ent-
scheidende Bedeutung zu. Auch für ihn, etwa für die Gestaltung des Alltags in 
Bildungs- und Betreuungseinrichtungen, sind mittlerweile gute fachliche Stan-
dards einer umfassenden Demokratiepädagogik entwickelt und erprobt wor-
den (Höhme-Serke, Priebe und Wenzel 2012). 
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Weitgehende Einigkeit besteht über den Ausgangspunkt: der Erwerb einer 
grundlegenden praktischen Befähigung zur Teilhabe an demokratischen Pro-
zessen ist eine maßgebliche Voraussetzung für das Funktionieren der Demokra-
tie. Gerhard Himmelmann macht in diesem Zusammenhang die Unterschei-
dung von Demokratie als Herrschafts-, bzw. Regierungsform, Demokratie als Ge-
sellschaftsform und Demokratie als Lebensform stark (vgl. Himmelmann 2011). 
Dabei zeigt sich die Demokratie als Regierungsform abhängig von einer fundier-
ten Einübung und Verwirklichung demokratischer Prozesse auf zivilgesell-
schaftlicher Ebene und im Alltag. Ein solches Zusammenspiel auf verschiedenen 
Ebenen ist insbesondere für eine grundlegend und früh ansetzende Demokra-
tieförderung, wie sie in unserer Schulung angestrebt wird, von Bedeutung. Die 
entwickelten Standards und Voraussetzungen für Schule und Kindergarten be-
ziehen maßgeblich auf diese Typologie der drei Formen von Demokratie. Es 
muss aber auch einem möglichen Missverständnis begegnet werden: Es gibt 
keinen unvermittelten Übergang zwischen diesen Formen der Demokratie. Sie 
sind nicht einfach als unterschiedliche Ebenen zu verstehen, die aber gleich 
strukturiert sind (etwa über Abstimmung als demokratischem Kern) eine struk-
turelle Gleichheit der demokratischen Gestaltung dieser Ebenen anzunehmen 
(vgl. Sander 2011; Reinhardt 2011). Um es etwas anschaulicher zu machen: 
wenn Demokratiepädagogik die kindliche Lebenswelt mit einer der staatlichen 
Regierungsform entlehnten Schablone demokratisieren will, ist das problema-
tisch. Lapidar: Ist es eine gute Idee, „demokratisch“ darüber abzustimmen, ob 
das Kind sich die Zähne putzt? Setzt man Demokratiepädagogik mit solchen 
Ideen gleich, dann übersieht man ganz offensichtlich das Besondere spezifi-
scher Erziehungssituationen, die eben andere Voraussetzungen haben als die 
Organisation des demokratischen Staates.2 

Ein Problem mit einer solchen formalen Orientierung an der Regierungsform 
Demokratie besteht unter anderem auch darin, dass diese zweifelhaft bleibt. In 
der konkreten Umsetzung werden häufig indirekt die formal befolgten demo-
kratischen Verfahren ausgehebelt – indem Kinder im „Familienrat“ beeinflusst 

 
2 Dadurch ist natürlich keinesfalls ausgeschlossen, in spezifischen Situationen gemeinsam abzu-
stimmen oder gar, Kinder in Entscheidungen einzubeziehen. 
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werden, um die „richtige“ Entscheidung zu treffen oder Ergebnisse gemeinsa-
mer Abstimmungen für nichtig erklärt werden, wenn ihre Konsequenzen un-
haltbar erscheinen. Vor diesem Hintergrund kann es hilfreich sein, neben einer 
Demokratisierung der Lebenswelt der Kinder, die zum Teil auf das Einüben de-
mokratischer Verfahren gerichtet ist, den Blick weiter auf eine demokratieför-
dernde Familienkultur zu richten, die auf die Spezifik sowohl des Erziehungsver-
hältnisses als auch der Ebene demokratischen Handelns einzugehen vermag. 
Eine reflektierte und praxisnahe Demokratiepädagogik bewegt sich immer im 
Spannungsverhältnis dieser beiden Aspekte: demokratischer und demokratie-
fördernder Lebensformen. Beides muss jeweils spezifisch für die Lebenssitua-
tion von Eltern und Kindern übersetzt werden. 

 

✎ Demokratiepädagogik vermittelt nicht nur Demokratie-Wissen, son-
dern auch Demokratie-Können. Eine einfache Übernahme von Verfah-
ren politischer Institutionen in die Lebenswelt der Kinder greift dabei 
zu kurz. Für eine frühkindliche Demokratiepädagogik in Zusammen-
arbeit mit den Erziehungsberechtigten ist es hilfreich, die Perspektive 
über explizit demokratische Verfahren hinaus auch auf eine demokra-
tiefördernde Familienkultur auszuweiten. 

 

2.3 Prävention antidemokratischer Haltungen 

Eine breit angelegte Demokratieförderung muss als primärpräventiver Ansatz 
verstanden werden, der verschiedene Formen der Radikalisierung übergreift. 
Als „primärpräventiv“ werden solche Präventionsansätze verstanden, die sich 
nicht selektiv auf spezifische „gefährdete Gruppen“ oder auf vermeintlich auf-
fälliges Verhalten richten, sondern breit angelegt, wie Widerstandskräfte gegen 
Fehlentwicklungen stärken. Einen Überblick über die traditionellen, sich überla-
gernden Unterscheidungen von primärer, sekundärer und tertiärer Prävention 
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auf der einen Seite und universeller, selektiver und indizierter Prävention auf der 
anderen Seite bieten Aladin El-Mafaalani et al. (2016).  

 
Abb. 1: Präventionstypen 

 Zielgruppe Inhalt/Vorgehen Ziel 

Primäre Prävention 
(universelle Prophylaxe) 

offen allgemein/universell – Persönlichkeitsentwicklung 
– Wissensvermittlung 
– Kompetenzentwicklung 
– Empowerment  

Sekundäre Prävention 
(spezifische Prophy-
laxe) 

Risikogruppe spezifisch/selektiv – Identifikation von Auffällig-
keiten bzw. Anfälligkeiten und 
präventive Intervention 

Tertiäre Prävention 
(Eskalations- und Rück-
fallprophylaxe) 

radikale/ 
extremistische 
Jugendliche 

hochspezifisch/ 
indiziert (individuell) 

– Distanzierung, d. h. „Scha-
densbegrenzung“: Interven-
tion zur Vermeidung von Ge-
walt (Demobilisierung) 
– Deradikalisierung im engeren 
Sinne: Exit-Programme, Reha-
bilitations-/Resozialisierungs-
programme 

(Abbildung nach El-Mafaalani et al. (2016, 4).) 

 
In der Forschung zu (De-)Radikalisierungsprozessen wird die besondere Bedeu-
tung primärer Prävention hervorgehoben. So halten Stowig u. a. in einem Be-
richt aus dem Projekt „Gesellschaft Extrem. Radikalisierung und Deradikalisie-
rung in Deutschland“ fest:  

“Prävention sollte breit und universell ansetzen. Radikalisierungsprozesse begin-
nen nicht erst bei der Ausübung und Legitimation von Gewalt, in Haftanstalten 
oder unter dem Einfluss radikaler Bezugspersonen. … Nicht nur Nicht-Regierungs-
organisationen, die sich auf Radikalisierung spezialisiert haben, sondern auch Re-
gelsysteme wie Schulen oder Jugendämter sollten eingebunden werden. Die Insti-
tutionen sollten dabei einen universalpräventiven Ansatz wählen, der nicht nur auf 
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Terrorismus fokussiert, sondern die Ursachen und Folgen gewalttätiger Auseinan-
dersetzungen erläutert und somit nicht stigmatisierend wirkt” (Srowig u. a. 2018, 
23). 

Eine solche präventive Demokratieförderung setzt also nicht erst an, wenn es zu 
Radikalisierungsprozessen kommt, sondern sie stärkt die Resilienz gegenüber 
diesen. Die dafür grundlegenden Erfahrungen erstrecken sich daher bis in die 
familiären Lebenswelten der frühen Kindheit hinein. Institutionen wie Kinderta-
gesstätten und Schulen kann dabei weniger die Rolle zukommen kompensato-
risch zu wirken, also etwaige Mängel der Demokratieerziehung in der Familie 
auszugleichen. Stattdessen sollten sie in Zusammenarbeit mit den Eltern versu-
chen, eine demokratiefördernde Lebenswelt für die Kinder von Anfang an zu 
schaffen. 

Entsprechend stellt die Schulung des Projektes Demokratisch. Gemeinsam. 
Wachsen. eine breit angelegte Demokratieförderung in den Fokus, die mög-
lichst früh ansetzt. Durch die enge Zusammenarbeit mit den Erziehungsberech-
tigten fördern wir eine demokratische Familienkultur, die einen verlässlichen 
und anregenden Hintergrund für die Entwicklung einer resilienten Persönlich-
keit durch die Kinder und Jugendlichen bildet. 

Wenn in diesem Zusammenhang auch von „Universalprävention“ die Rede ist, 
muss ein mögliches Missverständnis ausgeräumt werden. Dass sich die Präven-
tionsmaßnahmen nicht selektiv auf bestimmte soziale Gruppen richten, heißt 
natürlich nicht, dass sie unabhängig von der Zielgruppe der jeweils konkreten 
Bildungsmaßnahme gestaltet werden sollten. Im Gegenteil, gerade hier kommt 
es darauf an, Bildungsangebote spezifisch auf die Bedürfnisse, Erfahrungswel-
ten und praktischen Probleme der Teilnehmer*innen auszurichten, damit De-
mokratieförderung praktisch wirksam werden kann. 

Anders als die meisten sekundärpräventiven Programme gegen Radikalisierung 
gehen wir vor diesem Hintergrund zunächst nicht von spezifischen Radikalisie-
rungsformen aus und fragen nach den sie begünstigenden spezifischen Defizi-
ten im jeweiligen familiären Umfeld. Stattdessen setzen wir einerseits an den 
spezifischen Ressourcen der Familien für demokratieförderliche Prozesse an 
und problematisieren andererseits spezifische Barrieren für eine Teilhabe an 
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demokratischen Strukturen und Bildungsformaten, mit denen Familien kon-
frontiert sind. 

 

✎ Auch wenn sich die breit angelegte Demokratieförderung nicht spezi-
fisch gegen einzelne Formen der Radikalisierung richtet, so leistet sie 
einen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Bekämpfung antide-
mokratischer Tendenzen. Sie setzt dabei ressourcenorientiert an den 
konkreten verschiedenen Lebensrealitäten der Familien an. 
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3 Grundlagen für die Demokratieförderung – 
Demokratie lernen und leben 

Für die effektive Durchführung demokratiefördernder Konzepte ist es wichtig, 
ein Grundverständnis für die Prozesse zu haben, die in die Entwicklung demo-
kratischer Haltungen hineinspielen. Welche Faktoren begünstigen eine demo-
kratische Grundhaltung? Welche erschweren diese? Auf welchen Ebenen spielt 
sich die Herausbildung politischer Grundorientierungen ab? Und welche Vo-
raussetzungen müssen bei der altersadäquaten Demokratievermittlung be-
rücksichtigt werden? Um ein Grundverständnis dieser Themen zu gewinnen, 
wollen wir im Folgenden zunächst einmal zentrale Begriffe der Demokratieför-
derung unterscheiden, nämlich Sozialisation, Erziehung, Bildung und Betreu-
ung. Auf dieser Grundlage wenden wir uns in diesem Kapitel zunächst den 
grundlegenden Erkenntnissen der politischen Sozialisationsforschung zu, um 
anschließend nach den Voraussetzungen und Effekten demokratischen Erzie-
hens zu fragen. Abschließend stellen wir grundlegende entwicklungspsycholo-
gische Konzepte vor, die einerseits helfen, die Bedingungen einer demokrati-
schen Persönlichkeitsentwicklung besser zu verstehen und andererseits von 
zentraler Bedeutung für die Frage nach altersangemessenen Antworten und Er-
ziehungspraktiken für demokratiepädagogische Angebote sind. 

3.1 Begriffsbestimmungen: Sozialisation, Erziehung, Bildung 
und Betreuung 

Die Frage, wie sich Sozialisation, Erziehung und Bildung voneinander abge-
grenzt sind und welche Charakteristika sie aufweisen, hat in unterschiedlichen 
Forschungsdisziplinen eine lange Tradition. Dabei kann auf eine Fülle von Defi-
nitionen und Bestimmungen zurückgegriffen werden, die häufig um die Wech-
selwirkungen dieser kreisen. Beispielweise werden Erziehungsinhalte häufig 
von sozialen Rahmenbedingungen beeinflusst und das Bildungsverständnis ei-
ner Familie hängt stark von den eigenen Erziehungs- und Sozialisationserfah-
rungen ab. Mit Bezug auf den hier relevanten Fokus auf die Demokratieförde–
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rung im frühkindlichen Kontext ist der Begriff der Betreuung von Interesse, da 
der §22 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes „Bildung, Erziehung und Betreu-
ung“ als Aufgabe von Kindergärten bestimmt (Lakies 2013, 282).  

Grundlegend für das Verständnis von Sozialisation, Erziehung und Bildung ist 
die Einsicht, dass der Mensch sich nicht nur äußerlich mit einer Gesellschaft kon-
frontiert sieht, sondern dass sein soziales Umfeld ihn bis ins Innerste prägt. Be-
reits Ende des 19. Jahrhunderts formuliert der französische Soziologe und Päda-
goge Émile Durkheim:  

„Ich stelle nämlich als Postulat einer jeden pädagogischen Theorie auf, daß die Er-
ziehung eine eminent soziale Angelegenheit ist, und zwar durch ihren Ursprung 
wie durch ihre Funktionen, und daß folglich die Pädagogik stärker von der Soziolo-
gie abhängt als jede andere Wissenschaft“ (Durkheim 1984, 37). 

Durkheim verweist also auf die tiefe Verwobenheit von Erziehung und Soziali-
sation in der menschlichen Entwicklung und deutet darauf hin, dass pädagogi-
sche Handlungsorientierungen stets im Lichte der sozialen Gegebenheiten und 
Lebensrealitäten der Menschen reflektiert werden müssen. Die Gesellschaft – so 
seine zentrale These – werde nicht primär durch äußeren Zwang, durch Gesetze 
oder durch ein an den Tauschprinzipien des Marktes orientiertes Nützlichkeits-
denken zusammengehalten. Damit das Zusammenleben funktionieren und 
eine Gesellschaft bestehen kann, müssen die Individuen vielmehr die überle-
bensnotwendigen kollektiven Regeln durch Erziehung und Sozialisation als 
zweite Natur verinnerlicht haben.  

Durkheim spricht dem Einzelnen damit keineswegs seine Individualität ab. Viel-
mehr betont er, dass diese Individualität selbst erst als Ergebnis gesellschaftli-
cher Prozesse zu verstehen ist – ähnlich der Demokratiekompetenz der Men-
schen, die nicht lediglich in der Vermittlung bestimmter Fähig- und Fertigkeiten 
besteht, sondern sich vielmehr in der komplexen Wechselbeziehung zwischen 
Subjekt und Lebenswelt entwickelt. Individualität und Sozialität sind bei Durk-
heim also keine Gegensätze. Letztlich erlaubt erst die Sozialisation dem Men-
schen die unmittelbare Naturabhängigkeit zu überwinden und schafft so den 
Raum für die Entstehung vernünftig und moralisch handelnder Personen im 
Rahmen des modernen Individualismus (Durkheim 1984, 160). 
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Viele der Aspekte der Sozialisations- und Erziehungstheorie Durkheims sind seit 
der Zeit ihrer Entstehung problematisiert worden. So wird Durkheims Vorstel-
lung einer weitgehend geschlossenen und homogenen Gesellschaft und Kultur 
heute weitgehend abgelehnt. Statt dessen wird, ausgehend etwa vom Konzept 
der Transkulturalität und der zunehmenden Bedeutung von Globalisierung und 
Migration, die innere Pluralisierung und Heterogenität von Gesellschaft und 
Kultur betont (vgl. Welsch 1997; Göhlich 2006; Lieprecht 2012). Dennoch be-
steht gerade in dem Punkt der grundlegenden Sozialität des Menschen, die bis 
tief in sein Innerstes reicht, seine Subjektivität, Identität und Individualität erst 
hervorbringt, grundsätzliche Einigkeit.  

Die soziale Konstitution des Subjekts bedingt aber auch, darauf verweisen zeit-
genössische erziehungswissenschaftliche Diskussionen, eine grundlegende 
Verletzlichkeit des Menschen gegenüber seinem sozialen Umfeld (vgl. Butler 
2002, 24 ff.; Teervooren 2000; Rieger-Ladich 2012, 65). Hieraus ergibt sich päda-
gogisch auch die herausgehobene Rolle, die der Fürsorge gegenüber dem Kind 
im Erziehungsverhältnis zukommt. Demokratiepädagogisch ist es von besonde-
rer Bedeutung eine solche fundamentale Sozialität und die damit einherge-
hende Verletzlichkeit zum Ausgangspunkt der Entwicklung proaktiver Hand-
lungsfähigkeit zu machen, um Teilhabe zu ermöglichen – und nicht etwa, wie 
Carsten Heinze (2017, 59) richtig herausstellt, als Vorwand für einen „protekti-
ven Paternalismus“ zu nutzen. Dafür bedarf es aber eines grundsätzlichen Ver-
ständnisses der Grundbegriffe Sozialisation, Erziehung, Bildung und Betreuung. 

Der Sozialisationsprozess beschreibt das Hineinwachsen in eine Gruppe oder in 
eine Gesellschaft. Diese vollzieht sich über das Erlernen und Verinnerlichen der 
jeweiligen kulturellen Werte, Regeln, Normen und Praktiken. Dies ist jedoch 
nicht als die bloß passive Übernahme misszuverstehen. Vielmehr basiert dieser 
Prozess auf einer Auseinandersetzung mit der sozialen Umwelt, die die Selbst-
aktivität des Sozialisanden einschließt und perspektivisch auch die Möglichkeit 
zur konstruktiven Veränderung gesellschaftlicher Institutionen ermöglicht. So-
zialisation vollzieht sich also als Wechselspiel zwischen Individuum und Gesell-
schaft in Sozialisationsinstanzen wie Familie, Kindergarten und Schule, Peer-
Groups, Ausbildungsstätten, in der Berufswelt sowie in der politischen Ausei-
nandersetzung mit dem eigenen Sozialraum (vgl. Hurrelmann 2009). Als 
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solcherart weit gefasster heterogener und integraler Prozess vollzieht sich Sozi-
alisation in weiten Teilen ungesteuert und unbewusst (vgl. Luhmann 2002). 

Zur Frage, welche Kompetenzen in der Sozialisation ausgebildet werden, gibt 
es eine Vielzahl unterschiedlicher Ansätze. So beschreibt beispielsweise Jürgen 
Habermas die Sozialisation als einen Prozess zur Stärkung kommunikativer Ich-
Identität, während George H. Mead das Spiel als Grundlage für die Übernahme 
einer Rolle und damit letztlich der Identitätsentwicklung versteht – zunächst ge-
genüber einem signifikanten Anderen (also einer ganz konkreten Person aus 
dem unmittelbaren Nahraum) und schließlich gegenüber einem generalisierten 
Anderen (also typisierten Erwartungen des sozialen Umfelds) (Habermas 1976; 
Habermas 1987; Mead 1973; Jörissen 2010; Hurrelmann 2009, 93–114). 

In Abgrenzung zur Sozialisation kann Erziehung als ein absichtsvoll gesteuerter 
Prozess verstanden werden, während dessen ein*e Heranwachsende*r lernt, als 
ein selbständiges und kooperationsfähiges Mitglied in die Gemeinschaft hinein-
zuwachsen. Erziehung findet primär durch die Eltern/Erziehungsberechtigten 
(und weitere primäre Bezugs- und Bindungspersonen) der Zöglinge statt, so-
dass deren Einfluss auf die Persönlichkeitsentwicklung des Kindes als entschei-
dend betrachtet wird. Die Herausforderung der Erziehung besteht nicht zuletzt 
darin das Kind in seiner individuellen Entwicklung zu fördern und in seiner Indi-
vidualität zu respektieren, ihm zugleich aber auch gesellschaftlich anerkannte 
Normen, Werte und Handlungsmuster zu vermitteln, um ihm die Teilhabe an 
Gesellschaft zu ermöglichen. Die Frage, welche Erziehungsstile, Erziehungsziele 
und Erziehungspraktiken allgemeingültig akzeptiert werden, bietet gesamtge-
sellschaftlich, allen voran vor dem Hintergrund der Vielfalt kultureller Identitä-
ten, ein durchaus differenziertes Bild (vgl. Boos-Nünning 2011). Für unsere Schu-
lung ist hierbei entscheidend, welche demokratieförderlichen Praktiken jeweils 
aus einer solchen Vielfalt an Erziehungsverständnissen hervorgehen: Welcher 
Erziehungsstil schafft demokratische Lernräume? Welche Erziehungsziele wer-
den in welcher Form verfolgt, um die Demokratiekompetenz der Kinder zu stär-
ken? Welche praktischen Handlungsmöglichkeiten der Eltern und Multiplika-
tor*innen sind aus demokratiepädagogischer Perspektive wünschenswert?  

Schließlich können sowohl Erziehungs- als auch Sozialisationsprozesse auf ihren 
Beitrag zur Bildung der Heranwachsenden befragt werden, was nicht, wie in 
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öffentlichen Bildungsdiskursen häufig wahrnehmbar, auf formale Bildungsab-
schlüsse, auf die Rechtfertigung der beruflichen und gesellschaftlichen Privile-
gierung (Haeberlin 2009, 139) reduziert werden darf. Viele Programme der früh-
kindlichen Förderung haben den Fokus, ungleiche familiäre Startbedingungen 
für den Bildungserfolg von Kindern auszugleichen. Dies ist eine wichtige Auf-
gabe, da schulische Bildung ein zentraler Faktor für gesellschaftliche Teilhabe 
und berufliche Aussichten ist. Und gerade in Deutschland hängt der Bildungs-
erfolg maßgeblich von den familiären Voraussetzungen, der „Herkunft“, ab (vgl. 
Bücher und Wahl 2005). Aufgrund dieser berechtigten Fokussierung spielt De-
mokratieerziehung jedoch in den entsprechenden Programmen lediglich eine 
flankierende Rolle. Da unsere Schulung genau hierauf das Augenmerk legt, ist 
es notwendig einen breiteren Bildungsbegriff zugrunde zu legen, der sich nicht 
ohne weiteres mit dem schulischen Bildungserfolg koppeln lässt. 

Schon in der Tradition des neuhumanistischen Bildungsbegriffs wurde ein in-
tentionaler Begriff der Bildung – also die Vorstellung, dass dem Kind ein klar ab-
gegrenztes Wissensreservoir planvoll eingepflanzt wird – verworfen und die in-
dividuelle Aktivität des Subjekts, die Idee der Selbstbildung als wahren Zwecke 
zur schöpferischen Aneignung der Welt, zur empathischen, empfänglichen, au-
tonomen Persönlichkeitsentwicklung, hervorgehoben (Humboldt 1962, 21). 
Wolfgang Klafki hat diesen klassischen Bildungsbegriff kritisch aufgegriffen und 
für die Schlüsselprobleme unserer Gesellschaft neu akzentuiert: Bildung, die 
sich u. a. der Friedensfrage, der Umweltproblematik oder den sozialen Un-
gleichheiten verpflichtet fühlt, besteht in der individuellen Entwicklung der 
mannigfaltigen Möglichkeiten, Fähigkeiten und Interessen des Individuums. Im 
Bewusstsein zentraler Probleme der Gegenwart geht es nicht nur darum sein 
Leben selbst zu bestimmen und an der Gestaltung gemeinsamer kultureller, ge-
sellschaftlicher sowie politischer Verhältnisse mitzuwirken. Vielmehr, so Klafki, 
müsse man sich auch für diejenigen engagieren, denen die Möglichkeit zur 
Selbst- und Mitbestimmung aufgrund bestimmter gesellschaftlicher Umstände 
verwehrt bleibt (Klafki 1986). Auch emanzipatorische Ansätze grenzen den Be-
griff der Bildung von instrumentellen Verständnissen des Lernens oder des Wis-
sens ab (vgl. Hufer und Klemm 2002). 
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Für die Umsetzung unserer demokratiepädagogischen Praxis soll solch ein Bil-
dungsverständnis auch dem aktuellen Geist des gesetzlichen Bildungsauftrags 
an alle professionellen Erzieher*innen, Pädagog*innen und Lehrer*innen ent-
sprechen. Bildung ist als ein lebenslanger Prozess zu verstehen, in dem Heran-
wachsende und Erwachsene kontinuierlich aufgefordert sind die Selbst- und 
Weltverhältnisse kritisch zu reflektieren. Vor diesem Hintergrund stehen Erzie-
hungs- und Sozialisationsinstanzen in der Pflicht, Lebensrealitäten in der Form 
zu vermitteln, dass sie für die Lernenden im Erleben und Verhalten nachvollzieh-
bar und umsetzbar sind, dass sie also Relevanz für die Gestaltung des eigenen 
und des gemeinsamen Lebens haben. Kinder müssen sich dabei das Erlernte in 
ihrer weitgehenden Autonomie, Freiheit und Selbstverantwortlichkeit aneig-
nen können, ihnen muss die Möglichkeit zur gesellschaftlichen Teilhabe gege-
ben werden und sie müssen in ihrer Fähigkeit und Bereitschaft zur gleichwerti-
gen Kooperation unterstützt werden. 

Die Betreuung, definiert als Pflege, Fürsorge und Schutz der Kinder während der 
Abwesenheit der Erziehungsberechtigten, bietet als Erziehungs-, Sozialisations- 
und Bildungskontext ein grundlegender Lern- und Erfahrungsraum für Kinder. 
Martin Textor stellt fest, dass die Betreuung in Kindertagesstätten die physiolo-
gischen Bedürfnisse (wie Hunger, Durst, Schlaf), die Sicherheitsbedürfnisse (wie 
Schutz, Ordnung, stabile Beziehungen) sowie die Bedürfnisse nach Zugehörig-
keit, Liebe und Wertschätzung abdecken müssen (Textor 1999). An dieser Stelle 
ergibt sich für die Multiplikator*innen über die fachlich-soziale Kompetenz den 
Kindern hinaus die Notwendigkeit, Erziehungs-, Sozialisations- und Bildungsin-
halte bzw. -erfahrungen ausdrücklich und explizit mit Eltern zu abzusprechen. 
Nicht immer sind Bildungsaspirationen der Eltern, also der Bildungserfolg, den 
sie sich für ihre Kinder wünschen, mit denen der pädagogischen Fachkräfte de-
ckungsgleich. Fachkräfte stehen oftmals vor der Herausforderung, dass Eltern 
sich ihrer erzieherischen Einflüsse auf die Persönlichkeitsentwicklung des Kin-
des wenig bewusst sind. Zudem sind Zuständigkeiten zwischen Eltern und pä-
dagogischen Fachkräften unklar: Sollen Erzieher*innen in die Erziehungspraxis 
der Eltern eingreifen und damit „erziehen“ oder sind sie lediglich zur Aufsicht 
der Kinder beauftragt? Sind Sozialisationseinflüsse der Kita kompatibel mit den 
familiären Erfahrungen der Kinder? Und nicht zuletzt: Welchen Kriterien muss 



 23 

eine Einrichtung, wie die der Kita genügen, um einen demokratiefördernden 
Lernraum zu gewährleisten? Unsere Multiplikator*innenschulung soll an dieser 
Stelle die Bedeutung dieser Fragen für die Entwicklung der Kinder aufgreifen 
und die Möglichkeiten einer demokratiestärkenden Erziehungs-, Sozialisations-
, Bildungs- und Betreuungspraxis für und mit den Eltern erarbeiten.  

 

✎ Die pädagogische Theorie und Praxis werden von den Begriffen Erzie-
hung, Bildung und Sozialisation geleitet. Im Kontext der Demokra-
tieförderung im frühkindlichen Bereich nimmt zusätzlich der Begriff 
der Betreuung eine wichtige Stellung ein. Abhängig von der jeweiligen 
Definition und den damit einhergehenden praktischen Implikationen 
eines jeden einzelnen Theoriegerüsts ist es notwendig, die wechselsei-
tige Dynamik zwischen diesen Prozessen zu erkennen. Eine offene Dis-
kussions- und Vertrauenskultur mit allen beteiligten Akteur*innen ver-
spricht eine transparente Grundlage für eine erfolgreiche Erziehungs- 
und Bildungspartnerschaft. 

 

3.2 Die Bedeutung einer Demokratieförderung in der 
Kindheitsphase 

Die Kindheit und frühe Kindheit haben einen zentralen Stellenwert in der wis-
senschaftlichen Auseinandersetzung mit der politischen Sozialisation und ihrer 
Relevanz für die Demokratie gespielt. Die Studien zur „autoritären Persönlich-
keit“, in der Sozialforscher*innen in den 1940er Jahren die Ursachen für das Auf-
kommen des Faschismus untersuchten, sind durch Überlegungen zur familiären 
Prägung des Kindes geprägt. Es zeigte sich, dass in der Kindheit Grundhaltun-
gen angeeignet werden, die später für eine faschistische Ideologie anfälliger 
machen (vgl. Horkheimer 2002; Adorno u. a. 2019). Auch der Sozialpsychologe 
Kurt Lewin hob früh die Bedeutung einer „demokratischen Atmosphäre“ in der 
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Familie hervor, die sich insbesondere in der Anerkennung der Eigenständigkeit 
des Kindes und im Verständnis der fundamentalen Gleichheit der Menschen äu-
ßert (vgl. Hopf und Hopf 1997, 11 f.). 

Systemtheoretische Ansätze der Politikwissenschaft, wie etwa der Ansatz David 
Eastons (1965), fragten stärker nach den Bedingungen der Stabilität eines poli-
tischen Systems. Dabei nahmen sie psychische und kognitive Voraussetzungen 
der Demokratie in den Blick, die „politische Kultur“. Dadurch hat sich auch der 
Fokus der Forschung verschoben: Von allgemeinen Persönlichkeitseigenschaf-
ten auf explizit politische Inhalte und Einstellungen. Statt der frühen Kindheit 
stand zudem zunehmend die späte Kindheit und Adoleszenz im Vordergrund, 
in denen eigene Haltungen und Meinungen zu politischen Institutionen und 
Personen gewonnen werden (Hopf und Hopf 1997, 13–17).3  

In Abgrenzung zu einem solchen Verständnis, das an der „Funktion“ der Einstel-
lungen des Einzelnen für das übergeordnete politische System ansetzt, entstan-
den kognitivistisch-interaktionistische Ansätze, die sich stärker auf das Indivi-
duum und seine Fähigkeiten fokussierten. Großen Einfluss hatte hier Lawrence 
Kohlberg. Statt von der Stabilität eines gegebenen Systems auszugehen, rückt 
hier die Befähigung zur Demokratie ins Zentrum, zu der ganz wesentlich auch 
Kritik und Widerspruch gehören. Demokratien leben nicht nur von der Über-
nahme gesellschaftlicher Wertvorstellungen, sondern auch von der eigenstän-
digen Auseinandersetzung mit diesen – und letztendlich auch der Bereitschaft 
sie im Einzelnen zu hinterfragen. Ausgehend von einem Phasenmodell kogniti-
ver und moralischer Entwicklung4 wird jedoch auch bei den kognitivistisch-in-
teraktionistischen Ansätzen verstärkt auf die Adoleszenz geblickt, in der sich die 
komplexen Fähigkeiten zur kritischen Reflexion und zum Hinterfragen von Re-
geln und Normen herausbilden sollen (Hopf und Hopf 1997, 18–22). Allerdings 
gehen diese Ansätze – auch vor der späten kognitiven Entwicklung in der Ado-
leszenz – sehr grundsätzlich von der Eigenaktivität des Kindes, also von seiner 
aktiven Auseinandersetzung mit seiner Umwelt aus. Entsprechend kann es, 

 
3  Zur politischen Sozialisation in der mittleren und späten Kindheit vgl. ausführlicher Kap. 3.3. 

4 Ausführlich hierzu die entwicklungspsychologischen Grundlagen in vgl. Kap. 3.5. 
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geht man von ihnen aus, nicht darum gehen, demokratiepädagogisches Re-
zeptwissen für die Eltern zur Verfügung zu stellen, das lediglich auf Kinder eines 
bestimmten Alters „angewendet“ werden müsste. Vielmehr sollten Eltern in der 
Etablierung einer demokratischen Familienkultur unterstützt werden, an deren 
Hervorbringung die Kinder ebenso wie die Eltern aktiv beteiligt sind – auch 
wenn den Erziehungsberechtigten zweifelsohne eine herausgehobene Stellung 
für die Gestaltung der Rahmenbedingungen dieser Familienkultur zukommt 
(vgl. Schneewind 2008). 

Schauen wir vor dem Hintergrund der vorgestellten Forschungsansätze zur po-
litischen Sozialisation noch einmal genauer auf die hier konzipierte Schulung: 
Entsprechend der präventiven Ausrichtung der entwickelten Schulung geht es 
uns weniger um explizite Einstellungen zu politischen Akteur*innen. Im Fokus 
stehen vielmehr Grundhaltungen und Werte, die letztlich der Ausbildung spezi-
fisch politischer Einstellungen zugrunde liegen. Für ein solches Schulungsfor-
mat müssen wir unseren Blick dann aber – ganz im Sinne der früheren Studien 
zur Persönlichkeit und antidemokratischen Grundhaltungen – stärker auf die 
Herausbildung vorpolitischer Grundhaltungen in der Kindheit und frühen Kind-
heit richten, die zugunsten der Beschäftigung mit der Herausbildung explizit 
politischer Einstellungen in der Adoleszenz vernachlässigt wurde. Trotz einiger 
Anläufe, die familiale Sozialisation und Erfahrungen der frühen Kindheit für Ra-
dikalisierungsprozesse verschiedener Form zu berücksichtigen, wird bisher ein 
Mangel an systematischer Forschung für diesen Bereich konstatiert (Srowig u. a. 
2018, 22; Winkler 2001, 53). 

 

✎ Bei der Ausbildung allgemeiner demokratierelevanter Grundhaltun-
gen spielen bereits die Erfahrung der frühen Kindheit eine entschei-
dende Rolle. Für sie ist neben der Entwicklung kognitiver Fähigkeiten 
insbesondere auch die emotionale Qualität der Lebens- und Erzie-
hungsverhältnisse der Kinder wichtig. Unser primärpräventiv ausge-
richtetes Schulungskonzept setzt darum in einem ersten Schritt bei El-
tern mit Kindern im Vorschulalter an. 
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3.3 Politische Sozialisation im Verlauf der Kindheit 

Im frühkindlichen Bereich steht für die politisch relevante Sozialisation das Ver-
trauensverhältnis zu den „signifikanten Anderen“ (Mead) im Zentrum, also zu 
Personen aus dem nahen Umfeld. Während ein solches Vertrauensverhältnis 
auch im Jugendalter noch eine wichtige Grundlage bildet, treten nun verstärkt 
auch weitere Aspekte hinzu. Zum einen entwickelt sich auch eine Haltung zur 
„Demokratie als Herrschaftsform“ (Himmelmann)5, also zu den politischen Insti-
tutionen und ihrem Personal. Zugleich gewinnt die Befähigung zur kritischen 
Distanz der Bewertung politischer Sachverhalte an Bedeutung. Denn politische 
Sozialisation in der Demokratie darf nicht als bloße Einfügung in eine beste-
hende Ordnung verstanden werden, sondern muss immer auch auf die indivi-
duelle und gemeinschaftliche Fähigkeit abzielen, verändernd in diese eingrei-
fen zu können (vgl. Rippl 2008, 443). 

Helmut Fend beschreibt politische Sozialisation als einen Prozess, bei dem zu-
nächst die Schaffung eines affektiv-vertrauensvollen Bezugs zu den demokrati-
schen Institutionen hergestellt wird, der dann im Jugendalter zunehmend auch 
durch eine kritische Distanz ergänzt und korrigiert wird (Fend 1991, insb. 188-
198). Kinder im Alter von sechs bis zehn Jahren befinden sich bezüglich der po-
litischen Sozialisation in einer Übergangsphase, die über persönliche Vertrau-
ensverhältnisse hinausgeht, zugleich aber noch stark am Erfahrungsumfeld der 
Kinder ansetzt und weniger an den Institutionen der Politik. Bereits im Kinder-
garten machen Kinder erste Erfahrungen mit einer Institution, deren Regeln all-
gemein, also nicht nur für das einzelne Kind, gelten. Hier steht aber immer noch 
eine starke und durchaus auch persönliche Bindung an die Erzieher*innen im 
Vordergrund. Mit dem Übergang zur Schule erleben Kinder eine weitere 

 
5  Vgl. Kapitel 2.2. 
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Institution, die stärkere Anforderungen auch im Umgang mit allgemeinen Re-
geln stellt.6  

Im Grundschulalter werden wichtige neue Erfahrungen mit gesellschaftlichen 
Institutionen gemacht. Diese sind insofern auch politisch prägend, als diese In-
stitutionen sich selbst als demokratische Institutionen sehen und Kindern so ei-
nen mehr oder weniger ausgeprägten Erfahrungsraum für gelebte Demokratie 
bieten. Kinder lernen in der Schule nicht zuletzt, was es bedeutet mit einer Insti-
tution der Demokratie umzugehen. Diese Erfahrungen können zwar nicht eins 
zu eins auf politische Institutionen im engeren Sinne übertragen werden, aber 
sie bieten eine Erfahrungsgrundlage, die die Haltung prägt, mit der sich Kinder 
und Jugendliche weiteren institutionellen Kontexten nähern und in die demo-
kratische Öffentlichkeit hineinwachsen. 

Vor diesem Hintergrund ist eine wesentliche Aufgabe der politischen Sozialisa-
tion innerhalb der Grundschule aber auch anderer Bildungs-, Beratungs- und 
Betreuungsinstitutionen das Herausbilden eines Vertrauensverhältnisses der 
Kinder zur Institution zu ermöglichen und zu stärken. Dafür ist nicht nur eine 
Verlässlichkeit und Nachvollziehbarkeit institutioneller Regeln wichtig. Es ist 
auch von großer Bedeutung, Kinder mit ihren Bedürfnissen ernst zu nehmen, so 
dass sie Institutionen als einen Ort kennenlernen, an dem sie auch emotionale 
Resonanz erfahren. Neben diesem Vertrauensverhältnis sind Partizipations-
möglichkeiten wichtig, so dass Kinder erfahren können, dass die Institutionen 
eigenen Anliegen zugänglich sind. Und zuletzt ist der Umgang mit Konflikten 
von zentraler Bedeutung für die Entwicklung eines Vertrauensverhältnisses in 
die Institutionen. Dazu gehört die Möglichkeit, empfundene Ungerechtigkeiten 
bei Entscheidungen oder Regelungen in einem nachvollziehbaren Verfahren 

 
6  Es gibt natürlich sehr unterschiedliche Formen des Umgangs mit diesen Regeln, so dass dieses 
aus demokratiepädagogischer Perspektive nicht einfach mit einer Anpassung an überpersönliche 
Strukturen gleichgesetzt werden sollte. Partizipative Verfahren sind vor diesem Hintergrund von 
Anfang an, d. h. schon in Einrichtung der frühkindlichen Kinderbetreuung von Bedeutung. Aber 
auch diese zielen ja auf (gemeinsam festgelegte) überindividuell gültige Regelungen und Vereinba-
rungen ab. 

 



 28 

geltend zu machen. Für all dies gibt es vielzählige Konzepte für eine partizipa-
tive und demokratische Gestaltung von Bildungseinrichtungen, auf die wir hier 
nicht genauer eingehen wollen, weil wir uns explizit auf die Frage fokussieren 
wollen, wie Eltern diesen Prozess einer demokratischen politischen Sozialisation 
fördern können und wie sie ihrerseits demokratisch darin unterstützt werden 
können.  

Hier möchten wir vor allem drei Punkte in den Fokus stellen: 

(1) Verschiedene Ansätze der Sozialisationsforschung betonen das Wechselspiel 
von Sicherheit und Offenheit für neue Erfahrungen und Perspektiven (vgl. Kap. 
3.4.1). Die familiären Bindungen spielen hierfür eine besonders zentrale Rolle 
und sind auch gerade da wichtig, wo es um ein eigenständiges Erkunden der 
Welt jenseits des unmittelbaren Zugriffs der Eltern geht. Entsprechend sollte 
eine demokratiefördernde Elternarbeit für Kinder im Grundschulalter an den be-
stehenden Angeboten des frühkindlichen Bereichs, Eltern bei ihrer Erziehung 
und bei der Entwicklung der Bindung zum Kind anknüpfen, diese aufgreifen 
und weiterführen. Vor diesem Hintergrund sind Angebote zu begrüßen, die El-
tern einbeziehen, wenn Kinder neue Institutionen kennen lernen (etwa eine 
neue Schule). Zugleich ist es wichtig, dass Kinder vermittelte Sicherheit auch für 
ein eigenständiges Erkunden ihrer Umgebung, der Institution und letztlich der 
Gesellschaft nutzen können – d. h. es müssen Räume entstehen, bei denen El-
tern nicht immer schon in alle Ereignisse Einblick haben, sondern Kindern ent-
scheiden können, welche Erlebnisse sie wie mit ihren Eltern teilen möchten. 

(2) Für die Frage des grundlegenden Vertrauens in politische Institutionen, das 
für die politische Sozialisation von großer Bedeutung ist (Watermann 2005), 
spielt auch die Haltung der Eltern eine entscheidende Rolle. Dabei geht es für 
die Zielgruppe von Kindern im Alter von sechs bis zehn Jahren zunächst schwer-
punktmäßig um eine Haltung der Eltern zu den Institutionen, in denen Kinder 
sich alltäglich bewegen.7 Das heißt nicht, dass Kinder ein generalisiertes 

 
7  Grob kann man hier George H. Meads Unterscheidung von signifikanten und generalisierten An-
deren aufgreifen: Kinder machen zunächst Erfahrungen mit konkreten Institutionen in der Demo-
kratie und verallgemeinern diese Erfahrung zunehmend zu einer Haltung gegenüber „der“ Demo-
kratie als generalisierter Institution (vgl. Kapitel 3.1). 
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Misstrauen gegenüber gesellschaftlichen Institutionen nicht bemerken würden, 
es ist aber davon auszugehen, dass Haltungen gegenüber den Institutionen mit 
denen Kinder Erfahrungen machen, zunächst eindrücklicher sind. Hier spielen 
die biographischen Erfahrungen der Eltern etwa mit Bildungsinstitutionen (aber 
z. B. auch mit so unterschiedlichen Institutionen wie Jugendclubs oder Jugend-
ämtern) eine große Rolle.8 Die Erwartung etwa, dass von einer Grundschule oh-
nehin keine Gerechtigkeit zu erwarten ist, die beispielsweise in eigenen negati-
ven Erfahrungen der Eltern wurzeln kann, wird Kinder kaum ermutigen, eigene 
Belange in der Schulgemeinschaft geltend zu machen. So kann die Sammlung 
von Partizipationserfahrungen im Kleinen erschwert werden, die sich positiv auf 
die spätere Beteiligung an einer gesellschaftlichen Willensbildung auswirkt (Alt, 
Teubner und Winklhofer 2005, 30 f.). 

Dies ist der Hintergrund von dem unser Projekt Demokratisch. Gemeinsam. 
Wachsen. der Einbindung und Partizipation von Eltern eine zentrale Stellung 
einräumt. Die demokratische Sozialisation von Kindern ist nicht unabhängig 
von den demokratischen Erfahrungen der Eltern zu sehen, dies gilt anders-
herum ebenso. Erziehungspartnerschaften stellen dabei auch ein Feld für die 
demokratische (Weiter-)Entwicklung von Eltern dar, weil das Lern- und Erfah-
rungsumfeld ihrer Kinder für sie eine große Bedeutung hat. Demokratieför-
dernde Elternarbeit ist darum nicht als eindimensionale Vermittlung vorbe-
stimmter Demokratiefertigkeiten an Kinder zu verstehen, sondern eröffnet bes-
tenfalls einen sozialen Raum, in dem sowohl Fachkräfte als auch Eltern und Kin-
der gemeinsam demokratisch wachsen. Die Erfahrung von Eltern, mit eigenen 
Bedürfnissen in der Einrichtung ernst genommen zu werden, die Entwicklung 
eines Vertrauensverhältnisses zwischen Eltern und Fachkräften und die Erfah-
rung, gestaltend am institutionellen Alltag teilhaben zu können, sind dabei eine 
wichtige Ressource für Institutionen, um Eltern und Kinder mit demokratiepä-
dagogischen Anliegen zu erreichen. Hier bedarf es sicherlich besonderer Bemü-
hungen bei Eltern, die selbst wenig Erfahrung mit der Institution und ihren Ab-
läufen sammeln konnten, und die dementsprechend unsicher im eigenen 

 
8  Vgl. hierzu die Forschung zum „Familienhabitus“ (z. B. Kramer und Helsper 2010). 
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Agieren in der Institution sind, und bei Eltern, die explizit negative Erfahrungen 
mit der eigenen Institution (oder ähnlichen Institutionen) gemacht haben. 

(3) Insofern wir den Blick der demokratieförderlichen Elternarbeit über die un-
mittelbare Erziehungspraktiken hinaus geöffnet haben, haben wir uns auch 
schon dem letzten Punkt angenähert: der demokratischen Familienkultur, die 
wir schon in Kap. 2.2. angesprochen haben. Dabei geht es einerseits darum, wel-
che Formen demokratischer Aushandlung und welche Umgangsformen in der 
Familie allgemein gepflegt werden, welche gemeinsamen Rituale etwa beste-
hen, um mit Konflikten umzugehen oder Entscheidungen zu treffen, die für die 
ganze Familie relevant sind. Dies geht über die Schaffung von Voraussetzungen 
für die Entwicklung von Demokratiefähigkeiten wie etwa durch die Stärkung 
von Bindungen in (1) hinaus, insofern die Familie hier selbst zu einem Erpro-
bungsraum für demokratische Verfahren wird und Erfahrungen in gelebter De-
mokratie gewinnen lässt. Dies ist insofern für Demokratiepädagogik von ent-
scheidender Bedeutung, als die Erfahrung, an Entscheidungen der Familie be-
teiligt zu werden, sich selbst wiederum positiv auf die Bereitschaft der Kinder 
auswirkt, sich in Bildungs- oder Betreuungseinrichtungen in Partizipationspro-
zesse einzubringen (Alt, Teubner und Winklhofer 2005, 30 f.). Berücksichtigt 
man den Einfluss der familiären Sozialisation auf die Befähigung Partizipations-
chancen zu nutzen und eigene Bedürfnisse und Interessen in das Leben der Bil-
dungs- und Erziehungsinstitutionen einzubringen, dann wird dabei auch deut-
lich, wie sehr demokratieförderliche Erziehung auch mit Fragen der sozialen Un-
gleichheit zusammenhängt. Ohne eine Berücksichtigung der familiären Erfah-
rungen – und das heißt letztlich: ohne eine demokratiefördernde Elternarbeit – 
könnte der zunehmende Ausbau demokratischer Spielräume für Kinder in Bil-
dungsinstitutionen die Gefahr bergen, soziale Ungleichheit unter den Kindern 
zu verstärken, weil die Fähigkeit zu partizipieren nicht bei allen Kindern gleich-
ermaßen ausgeprägt ist. Die Konsequenz daraus darf natürlich nicht sein Demo-
kratisierungsprozesse in Einrichtungen einzustellen. Vielmehr ist es von maß-
geblicher Bedeutung, Elternarbeit von Anfang an explizit in das demokratiepä-
dagogische Konzept der Einrichtungen einzubeziehen. 
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✎ Von der frühen Kindheit zur Jugend findet in der politischen Sozialisa-
tion eine Akzentverschiebung statt. Während in der frühen Kindheit 
zunächst die Bindungssicherheit zu Bezugspersonen und ein grund-
sätzliches Vertrauen in demokratische Institutionen im Vordergrund 
stehen, tritt zunehmend auch eine kritische Distanz zu Bezugsperso-
nen und Institutionen und eine kritische Reflexion gesellschaftlicher 
Normen hinzu. Neben die allgemeine Entwicklung von demokratiere-
levanten Dispositionen und Fähigkeiten treten in unterschiedlichen 
Lebensbereichen vermehrt auch explizit demokratische Formate. Die 
aktive Teilhabe an solchen Formaten hängt aber auch von den Erfah-
rungen ab, die Kinder in der Familie machen. Darum ist für demokra-
tiepädagogische Konzepte der aktive Einbezug von Eltern von großer 
Bedeutung, um allen Kindern positive Grunderfahrungen mit gelebter 
Demokratie zu ermöglichen. Dies ist demokratiepädagogisch von ho-
her Relevanz, weil die Erfahrungen von Kindern mit lebensweltlichen 
Beteiligungsmöglichkeiten die Ausbildung einer demokratischen Hal-
tung prägen. 

 

3.4 Demokratie und Erziehung 

Geht man von der besonderen Bedeutung der Erfahrungen aus, die das Kind 
bereits im frühesten Lebensalter macht, dann stellt sich die Frage, wie solche 
Erfahrungen gestaltet werden müssen, um eine demokratische Entwicklung zu 
fördern. Im Folgen bieten wir einen komprimierten Zugang zu den Ansätzen, an 
denen sich unsere Schulung orientiert. Zunächst gehen wir dabei auf die Wir-
kung unterschiedlicher Erziehungsstile ein. Anschließend fragen wir nach der 
Rolle von Werten, die in der Erziehung vermittelt werden sollen – aber auch sol-
chen, die im Handeln der Erziehenden implizit sichtbar werden. Diese beiden 
Abschnitte fragen also nach den beabsichtigten und unbeabsichtigten Wirkun-
gen elterlichen Verhaltens allgemein und spezifischer Erziehungshandlungen 
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im Besonderen. Abschließend kehren wir die Perspektive um: Wir fragen da-
nach, welche grundlegenden Fähigkeiten Kinder letztlich zur Teilhabe an De-
mokratie in all ihren Dimensionen am Ende brauchen. 

3.4.1 Demokratiefördernder Erziehungsstil 

Trotz vielfältiger und zum Teil auch konfligierender Ansätze zur Demokratieför-
derung lassen sich sowohl für das Handeln von Erziehenden als auch für die 
Handlungskompetenzen von Kindern einige grundlegende Erkenntnisse zu-
sammenfassen.9 So wird für eine Erziehung zur Demokratie die Bedeutung eines 
autoritativ-partizipativen Erziehungsstils hervorgehoben (Hurrelmann 2009, 
156–170). Dieser bietet dem Kind Sicherheit, gibt aber auch kognitive und emo-
tionale Freiräume zur Entwicklung. Damit wird er sowohl einer autoritären als 
auch einer ausschließlich permissiven Erziehung entgegengestellt. Zugleich 
sollen aber auch die emotionalen Extreme von Überbehütung und Vernachläs-
sigung vermieden werden (vgl. Abb. 2). Wünschenswert ist dabei einerseits eine  
emotional gesunde Bindung von Erziehenden und Kindern, andererseits eine 
hinreichende Freiheit neue Erfahrungen zu machen, um so die kognitiven Fä-
higkeiten im Umgang mit der äußeren Welt und ihren Herausforderungen aus-
bilden zu können. Auch der „Responsivität“ der Eltern gegenüber den Erfahrun-
gen und Äußerungen der Kinder, wird in diesem Zusammenhang eine große 
Bedeutung zugeschrieben. Ein aufmerksames und achtsames Verhalten der El-
tern dem Kind gegenüber vermittelt ihm ein Gefühl von Sicherheit und Verläss-
lichkeit, das gerade auch in den Momenten zum Tragen kommt, in denen das 
Kind eigenständig Neues entdeckt und sich aus dem unmittelbaren Wahrneh-
mungs- und Interventionsbereich der Eltern hinaus begibt. 

 
9 Vgl. zum Folgenden exemplarisch Hopf und Hopf (1997), Rippl (2008, 449), Schneewind (2008, 
260 ff.) (2008, 260 ff.), Oesterreich (2000), Hurrelmann(2009, 156–170). 
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Abb. 2: Autoritative-partizipative Erziehung im Spannungsfeld 
unterschiedlicher Erziehungsstile 

(Quelle: Hurrelmann (2009, 161).) 

 

Eine solche partizipative Erziehung, und eine an ihr anschließende und über sie 
hinausgreifende Demokratiepädagogik, zielt auf die Stärkung einer Reihe von 
Fähigkeiten beim Kind ab, die ein soziales und anerkennendes Miteinander in 
seinem Nahraum befördern sollen und damit zur Grundlage einer „Demokratie 
als Lebensform“ werden können. Zugleich legen diese Fähigkeiten aber auch 
die Grundlagen für eine weitergehende Beteiligung an den politisch-institutio-
nellen Prozessen der demokratisch verfassten Gemeinschaft. 
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Wie ausgeführt wurde, steht für die frühkindliche Demokratiepädagogik weni-
ger ein explizites politisches Wissen im Vordergrund. Stattdessen ist sie bestrebt 
eine stetige Kompetenzerweiterung auf der Handlungsebene zu fördern. Hier 
können zwei Dimensionen unterschieden werden. Auf der einen Seite geht es 
um Werthaltungen, die eine Grundlage für später erworbenes kognitives Wissen 
und politische Einstellungen bilden. Auf der anderen Seite gibt es eine Reihe 
von praktischen Fähigkeiten, auf deren Entwicklung die Erfahrungen früher 
Kindheit einen maßgeblichen Einfluss haben; Fähigkeiten, die für eine Teilhabe 
an demokratischen Prozessen (sowohl in der kindlichen Lebenswelt als auch, 
später in der gesellschaftlichen Auseinandersetzung) von entscheidender Be-
deutung sind.  

 

✎ Förderlich für eine demokratische Erziehung ist ein autoritativ-partizi-
pativer Erziehungsstil. Dieser schafft kognitiv und emotional, sowohl 
die Sicherheit als auch die Freiheit für das Kind, sich produktiv mit sei-
ner Umwelt auseinanderzusetzen, neue Erfahrungen zu machen und 
sich so bestmöglich zu entwickeln. 

 

3.4.2 Werteerziehung und Erziehungswerte 

Demokratie- und Wertevermittlung im frühkindlichen Kontext bedeutet eine re-
flexive Praxis des alltäglichen Miteinanders. Es gibt eine Vielzahl an Studien zu 
den Herausforderungen und praktischen Auslegungen der Werteerziehung, die 
keineswegs einfach und unproblematisch ist (Erbes, Giese und Rollik 2013). Für 
den Kontext der Werteerziehung im frühkindlichen Bereich geht es vorerst um 
die Konkretisierung dessen, wie Erzieher*innen und Eltern die Demokratie er-
fahrbar machen können, also um die praktischen Gestaltungsmöglichkeiten, 
Kindern beispielsweise Teilhabeprozesse zu ermöglichen und – im Umkehr-
schluss – darum, was Kinder benötigen, um in demokratische Prozesse von Be-
ginn an hineinzuwachsen. Die Organisationen und Institutionen im Erziehungs- 
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und Bildungsbereich sind notwendig immer auch Lernorte der Demokratie. In 
ihnen wird demokratisches Wirken erlernt und eingeübt. Da im frühkindlichen 
Kontext die leistungs- und konformitätsorientierten Anforderungen weitge-
hend entfallen, die in der Schule an die Kinder herangetragen werden, bleibt 
Raum für die Ausbildung wichtiger emotionaler Fähigkeiten. Deswegen sind die 
Erfahrungsräume der frühkindlichen Demokratieförderung für eine langfristig 
denkende primärpräventive Perspektive von entscheidender Bedeutung. 

Pädagogische Fachkräfte sind bei der Umsetzung demokratieförderlicher Prak-
tiken zunächst mit der Herausforderung konfrontiert, ihr eigenes demokrati-
sches Selbstverständnis kontinuierlich zu überprüfen. Insofern sind Antworten 
auf Fragen wie „Was verstehe ich unter partnerschaftlichem Miteinander?“ oder 
„Welches Verhalten der Kinder definiere ich als demokratische Haltung?“ hand-
lungsleitend. Und je stärker die pädagogischen Fachkräfte auf ihre eigenen in-
dividuellen und sehr unterschiedlichen Erziehungs- und Sozialisationserfahrun-
gen zurückgreifen, umso vielfältiger können auch die Antworten auf diese Fra-
gen ausfallen. Dieser Wertepluralismus ist und bleibt eine Bereicherung der Viel-
falt in der Gesellschaft.  

Die gegenwärtige Werteforschung belegt, dass Kinder in ihrer Werteorientie-
rung stark von ihren Eltern beeinflusst werden; die Intensität und Reichweite 
bleibt dabei sowohl abhängig vom Alter des Kindes als auch von dem Erzie-
hungsstil der Eltern (Stein 2013). In der Auseinandersetzung mit diesen lernen 
Kinder, wie etwa die Eltern oder pädagogische Fachkräfte Werte aus- und vor-
leben. Es gilt, den Kindern zu vermitteln, dass es für die eigenen Entfaltung in 
der Demokratie grundlegender Werte bedarf, die das Zusammenleben über-
haupt erst ermöglichen und im wahrsten Sinne des Wortes erst wertvoll machen 
(Müller, Ranft und Weishaupt 2010). 

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, dass die Vermittlung von Werten ihrer-
seits in einem freundlichen, förderlichen, anerkennenden und letztlich wert-
schätzenden Miteinander stattfindet. Es ist spezifisch für die Demokratieerzie-
hung, dass sie sich nicht ausschließlich von den vermittelten demokratischen 
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Inhalten bestimmen lässt.10 Solche Inhalte werden vielmehr immer auf die Form 
ihrer Vermittlung bezogen. Das heißt: bei der Vermittlung demokratischer Wer-
ten ist immer auch zu bedenken, welche Werte und welche Wertschätzung in 
ihrer Umsetzung zum Ausdruck kommen. Das gilt sowohl für das elterliche Er-
ziehungshandeln als auch für die Didaktik der Elternbildung. Beide können ihre 
demokratischen Inhalte nur vermitteln, wenn diese Vermittlung von Wertschät-
zung getragen ist und selbst einen demokratischen Raum mit Äußerungs- und 
Partizipationsmöglichkeiten eröffnet. Dies ist der Grund, warum die Kommuni-
kation mit den Eltern, die Möglichkeiten zur Teilhabe, die sich ihnen bieten, aber 
auch die Barrieren, die einer Teilhabe entgegenstehen, neben dem unmittelba-
ren Erziehungsverhältnis von Eltern und Kind einen wesentlichen Aspekt unse-
rer Schulung zur Förderung familiärer Demokratie ausmachen. 

Was können nun – im Bewusstsein einer langjährigen Wertediskussion – zent-
rale Werte für eine demokratiepädagogische Praxis sein? In Anlehnung an pra-
xisnahe Diskussion lassen sich u. a. folgende Grundwerte für eine demokrati-
sche Praxis in Kitas benennen (Müller, Ranft und Weishaupt 2010; Wihstutz, Er-
bes, und Deutsches Rotes Kreuz 2013; Blank-Mathieu 2002): 

• Achtung, Respekt, Anerkennung, Wertschätzung 

• Kindliche Begeisterung & freudige Euphorie (Enthusiasmus, Leiden-
schaft, Eifer) 

• Empathie (Anteilnahme, Einfühlungsvermögen, gegenseitiges Verste-
hen) 

• Freundschaft (Gemeinsamkeiten, Teilen, positive Gefühle und fürei-
nander da sein, Verlässlichkeit) 

• Frieden (partnerschaftliches, gerechtes und gewaltfreies Zusammenle-
ben in Vielfalt, wodurch Freiheit und Entfaltung des Einzelnen möglich 
wird) 

• Gemeinschaft (Zusammenhalt und Wir-Gefühl) 

 
10 Vgl. Kap. 2 – Demokratiepädagogik und Prävention. 
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• Gerechtigkeit (im Kindesalter ein gefühlter Begriff, der viel Sensibilität 
seitens der Erwachsenen bedarf) 

• Gewaltfreiheit und Konfliktfähigkeit (Stärkung der Konfliktfähigkeit 
von Kindern, Eltern und Erzieherinnen) 

• Gleichberechtigung (Aufhebung von Diskriminierung gegenüber Ge-
schlecht, Ethnie, Religion, Minderheiten) „Alle anders, alle gleich“, indi-
viduelle Bedürfnisse und Fähigkeiten unterstützen 

• Verantwortung (Fähigkeit bewusster Entscheidungen, Förderung von 
Selbstbewusstsein, Ehrlichkeit) . 

 

✎ Eine erfolgreiche Demokratiepädagogik im frühkindlichen Kontext 
basiert auf der Vermittlung grundlegender Werte. Dieser teilweise im-
pliziten und expliziten Weitergabe von Werten müssen sich sowohl El-
tern als auch pädagogische Fachkräfte bewusst sein. Werte bedürfen 
einer stetigen Reflexion und Anpassung an die Bedürfnisse der Kinder 
und Erwachsenen sowie der Gemeinschaft und Gesellschaft. 

 

3.4.3 Demokratiefähigkeiten und Befähigung zur Demokratie 

Wenn wir in den letzten Abschnitten stärker von den Eltern und deren Erzie-
hungshandeln ausgegangen sind, soll in diesem Abschnitt eine andere Perspek-
tive eingenommen werden. Wir fokussieren auf das Kind und fragen, welche Fä-
higkeiten dieses benötigt, um sich in demokratische Prozesse, ausgehend von 
seiner unmittelbaren Lebenswelt, einbringen zu können. 

Sehr allgemein sind Selbstständigkeit, soziale Verantwortlichkeit und Empathie 
in diesem Sinne wichtige Eigenschaften für eine demokratische Teilhabe. Im Ge-
genzug sollen Unselbstständigkeit und Unterwürfigkeit vermieden werden. Für 
die konkreten Prozesse des demokratisch gestalteten Miteinanders gewinnen 
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darüber hinaus insbesondere kommunikative Kompetenzen an Bedeutung. 
Hierzu gehören zunächst stärker subjektbezogen die Fähigkeit, eigene Bedürf-
nisse und Interessen wahrzunehmen und äußern zu können, sowie die Fähigkeit, 
anderen zuhören und ihre Bedürfnisse wahrnehmen zu können. Damit einher 
geht die Entwicklung einer Reflexionsfähigkeit, in der eine gewisse Distanz zu 
eigenen Impulsen gewonnen werden kann und die darin besteht, dass auch 
Hintergründe und Kontexte von Handlungsweisen einbezogen und verstanden 
werden können. Hier kommt auch zur Geltung, was für viele demokratiepäda-
gogische Ansätze eine zentrale Rolle spielt: Die Fähigkeit zur Perspektivüber-
nahme bzw. Empathie (etwa Higgins 1989). Konflikttheoretisch kann man nicht 
davon ausgehen, dass Differenzen und Interessengegensätze nur auf Missver-
ständnissen beruhen und somit in demokratischen Verfahren vollständig aus-
geräumt werden. Im Gegenteil: Konflikte kommen im Rahmen demokratischer 
Verfahren zum Ausdruck und werden ausgetragen (vgl. Dahrendorf 1992; Hebe-
kus und Völker 2012, 77–84). Darum ist auch Konfliktfähigkeit ein wichtiges Ver-
mögen für die Demokratieförderung. Entscheidend ist hierbei die Möglichkeit 
eigene Interessen zur Geltung zu bringen, ohne diese jedoch durch körperliche 
oder psychische Gewalt durchzusetzen. Dies führt schließlich zu einer letzten 
Fähigkeit (in dieser zweifelsohne unvollständigen Aufzählung), die Verfahrens-
fähigkeit. Mit Verfahrensfähigkeit ist die Fähigkeit gemeint, sich an einem ge-
meinsamen, strukturierten Prozess der Entscheidung zu beteiligen; und das 
heißt auch: sich auf seine Ergebnisse einzulassen, ohne dass diese von Anfang 
an absehbar sind. Diese Fähigkeit ist stärker vom unmittelbaren Erleben einer 
spezifischen Situation abgelöst und basiert auf einer Einübung spezifischer ver-
bindlicher Formen, in denen Bedürfnisse ausgedrückt und Konflikte behandelt 
werden. Konkret muss das Kind dabei gewisse, für alle geltende Regeln aner-
kennen können und auch in der Lage sein, sich an gemeinsame Absprachen zu 
halten.  

Insofern die genannten und weitere Fähigkeiten in der demokratischen Famili-
enkultur – unterstützt durch eine institutionell getragene Demokratiepädago-
gik – erworben werden sollen, bedarf es in ihrer Vermittlung einer Sensibilität für 
die bestehenden Fähigkeiten des Kindes, auf deren entwicklungspsychologi-
schen Komponenten unten noch genauer eingegangen wird. Entsprechend 
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muss in der Gestaltung der kindlichen Lebenswelt darauf geachtet werden, was 
vom Kind, altersgemäß aber auch individuell, erwartet werden kann und welche 
Verfahren etwa eine tatsächliche eigenständige Partizipation des Kindes erlau-
ben. Dabei ist aber auch zu bedenken, dass demokratiepädagogische Ansätze, 
während sie zugleich an den bestehenden Fähigkeiten der Kinder ansetzen, 
diese immer auch entwickeln wollen und so, behutsam, ohne zu überfordern, 
über das bestehende Vermögen des Kindes hinausgehen müssen. Dies kann als 
„demokratiepädagogischen Vorgriff“ auf erst in der Entstehung begriffene Fä-
higkeiten verstanden werden. Entsprechendes bringen etwa Fritz Oser und 
Wolfgang Althof zum Ausdruck, wenn sie für den auf Kohlberg zurückgehenden 
Ansatz von „Just Community“-Schulen, einen grundlegenden Vorgriff auf die 
Entwicklungspotentiale des Kindes herausstellen. Ein erster Schritt sei es … 

„… Kindern zu unterstellen, dass sie fähig und bereit sind, einsichts- und rücksichts-
voll zu entscheiden, zu handeln, und ihnen durch eben dieses Zutrauen die Chance 
zu geben, genau diese Fähigkeit und Bereitschaft zu entwickeln” (Oser und Althof 
1996, 40). 

Während Demokratiepädagogik alterssensibel vorgeht, muss sie sich also zu-
gleich auch bewusst sein, dass die Demokratiefähigkeiten eines Kindes dyna-
misch sind. Demokratiepädagogik muss auch fordern und dem Kind helfen, 
über sich hinaus zu wachsen. Kurz: Demokratiepädagogik bewegt sich als parti-
zipativer Lernprozess immer in einem Spannungsfeld von der Schaffung von 
Demokratiefähigkeit einerseits und dem Voraussetzen bestehender Fähigkei-
ten in der demokratischen Gestaltung der Lern- und Entwicklungsumgebung 
andererseits.  

Für eine alterssensible Demokratiepädagogik gibt es einen für die Entwicklung 
demokratischer Fähigkeiten maßgeblichen Übergangsraum zwischen diesen 
beiden Aspekten: Auf ihr kehrt sich das erwartete Verhältnis von Befähigung 
und Voraussetzungen um: die Befähigung findet gerade darüber statt, dass Vo-
raussetzungen demokratischen Handelns vorgreifend angenommen werden. 
Dies öffnet einen partizipativen Entwicklungsraum, in dem die Demokratie 
nicht im strengen Sinne gelehrt werden kann, in dem nicht alles schon sicher 
gekonnt wird, sondern in dem das Kind in aktiver Auseinandersetzung mit 
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demokratischen und demokratisch relevanten Praktiken und Verfahren zu einer 
demokratischen Selbst-Bildung angeregt wird. 

Dieser Punkt ist deshalb bedeutsam, weil er der einfachen Gegenüberstellung 
von Kindern einerseits, die erst zu demokratischem Handeln befähigt werden 
müssen, und Erwachsenen andererseits, die sozusagen demokratisch „ausge-
lernt“ sind und nun ihre Fähigkeiten den Kindern übertragen müssen, entge-
gensteht. Der ausgeführte Aspekt des „Vorgriffs“ weist letztlich auf ein Grund-
moment von Demokratie: sie ist immer auch – und eben auch für alle „Erwach-
senen“! – ein Lernraum. In der demokratischen Teilhabe bleiben wir nicht ein-
fach die, die wir waren, sondern entwickeln unsere Fähigkeiten uns demokra-
tisch auszudrücken und mit anderen Perspektiven und Argumenten umzuge-
hen. Demokratische Teilhabe verändert unsere Haltung zu den Verbindlichkei-
ten der Gemeinschaft ebenso wie zu uns selbst. Dieser dynamische Entwick-
lungsprozess geht mit der Entwicklung kognitiver, emotionaler und sozialer Fä-
higkeiten einher, die wir im Zuge unserer Erziehung und Sozialisation ausbilden 
und im Laufe unserer Lebensspanne intensivieren.  

 

✎ Die Teilhabe an demokratischen Prozessen ist auf eine Reihe grundle-
gender Fähigkeiten beim Kind angewiesen, wie etwa eigene Bedürf-
nisse zum Ausdruck zu bringen, eigenes Verhalten zu reflektieren, aber 
auch mit demokratischen Verfahren umgehen zu können. Solche Fä-
higkeiten altersgemäß zu vermitteln, ist Ziel demokratiefördernder Er-
ziehung. Zugleich sind sie nicht einfach als „Voraussetzung“ demokra-
tischer Teilhabe zu verstehen, vielmehr ist Demokratie auch immer 
selbst ein Lernfeld, in dem sich Demokratiefähigkeit erst ausbildet und 
weiterentwickelt. 
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3.5 Entwicklungspsychologische Grundlagen 

Im Zusammenhang mit der Förderung einer demokratischen Familienkultur 
und effektiver Erziehungs- und Bildungspartnerschaften, wie sie im Zentrum 
unserer Schulung stehen, ist es erforderlich, dass die entwicklungspsychologi-
schen Grundlagen bekannt sind. Dies soll insbesondere auch dabei helfen, eine 
altersgerechte Ausrichtung demokratiefördernder Bildungsformate zu gewähr-
leisten. Im Folgenden werden die relevantesten theoretischen Konzepte in ih-
ren Grundzügen vorgestellt, die der altersspezifischen Einordnung kindlichen 
Verhaltens dienen und damit das Feld der Möglichkeiten und Grenzen der Ar-
beit mit Kindern ebenso wie mit Eltern abstecken. 

3.5.1 Die Kognitive Entwicklungstheorie nach Jean Piaget 

Unumgänglich ist die Auseinandersetzung mit der Entwicklungstheorie von 
Jean Piaget. Er gehört zu den Pionieren der kognitiven Entwicklungspsycholo-
gie, die sich damit beschäftigt haben, auf welche Weise sich der Mensch die Welt 
aneignet und welche Denkstrukturen er dabei ausbildet. Seine umfassende The-
orie geht dabei auch auf die Atmosphäre der kindlichen Lernumgebung ein und 
macht drei grundlegende Beobachtungen für das kindliche Denken aus (Siegler 
u. a. 2016, 120 f.): Erstens sind Kinder nach Piaget nicht immer auf externe In-
struktionen der Eltern angewiesen und zeigen bei Lernprozessen auch eine 
intrinsische Motivation. Zweitens zeigen sie diese ohne eine direkte Belohnung 
der Eltern. Sie arbeiten z. B. auch weiterhin aktiv an Prozessen, wenn eine un-
mittelbare Bestärkung durch die Eltern nicht in Aussicht steht. Drittens sind Ent-
wicklungsprozesse daher nicht immer nur als Effekt von Erziehungsmaßnah-
men zu verstehen. Piaget führt anhand seiner Forschungen auf, dass jede Erfah-
rung, die das Kind in und mit seiner Umwelt macht, zu einem Reifeprozess führt. 
In seiner Unterscheidung zwischen Anlage und Umwelt zählt Piaget das rei-
fende Gehirn und den reifenden Körper des Kindes als Anlage; die Fähigkeit 
wahrzunehmen, zu handeln, aus der Erfahrung zu lernen und die Tendenz, ein-
zelne Beobachtungen in einen Wissenszusammenhang zu integrieren sind im 
Kind angelegt. 
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Für Piaget sind kognitive Strukturen die Instrumente der Welterkenntnis und 
Kinder formen ihre eigene Umwelt aktiv (Piaget 2016). Kognitive Strukturen 
werden dabei als verinnerlichte Handlungen beschrieben, d. h. als wiederhol-
bare und anwendbare Strukturen, die auf neue bzw. fremde Situationen über-
tragbar sind. Sie entstehen und entwickeln sich erst durch die Interaktion von 
Subjekt und Umwelt. Um erkennen zu können, muss das Kind sich aktiv mit der 
Umwelt auseinandersetzen. Damit definiert Piaget die Erkenntnis als Konstruk-
tionsakt: Das Individuum konstruiert ständig die Welt, da es diese nur durch das 
Medium der jeweilig verfügbaren kognitiven Strukturen erkennen kann (Piaget 
2016). 

Die kognitive Entwicklung des Kindes vollzieht sich in einer Abfolge charakte-
ristischer Stufen. Der Übergang von einer Stufe zur nächsten erfolgt durch Assi-
milations-, Akkommodations- und Äquilibrationsprozesse.  

• Assimilation bedeutet dabei die Anwendung bekannter Schemata auf 
neue Umwelterfahrungen.  

• Die Akkommodation bezeichnet hingegen die Anpassung gegebener 
kognitiver Schemata ausgehend von neuen und zunächst unverständ-
lichen Umwelterfahrungen.  

Zur Veranschaulichung: zwei Freund*innen stehen vor einem Obstkorb mit Äp-
feln, Birnen und Quitten. Beide haben schon öfter Äpfel gegessen. Birnen und 
Quitten kennen sie nicht. Zeynep nimmt, sich eine Birne, sie wendet das Apfel-
Schema an und kommt erst einmal ganz gut damit zurecht. Sie assimiliert die 
neue Frucht in ein vorhandenes Schema – später wird sie einmal lernen, dass 
man diese besonders süßen und tropfenförmigen „Äpfel“ bekommt, wenn man 
nach „Birnen“ fragt. Auch Tom wendet zunächst das Schema Apfel an, als er sich 
eine Quitte nimmt. Er merkt jedoch schnell, dass diese Frucht nicht seinen Er-
wartungen an einen Apfel entspricht, als er in die harte und bittere Schale beißt. 
Nachdem Tom sich vom ersten Schock erholt hat, zeigt Toms Vater ihm, dass 
Quitten durchaus lecker sein können – wenn man sie nicht als Äpfel behandelt. 
So entsteht bei Tom ein neues Schema, dass die besonderen Eigenschaften As-
similation und Akkommodation ausbalancieren, um über ein stabiles Verständ-
nis der sie umgebenden Welt zu verfügen. Nicht jede Apfelsorte bedarf eines 
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eigenen Schemas, mit einem Schema für Quitten lebt es sich jedoch deutlich 
besser, wenn diese regelmäßig im Obstkorb liegen. Das Streben nach einem 
Gleichgewicht (Äquilibrium) durch das sich neue kognitive Strukturen ausbil-
den, ist nach Piaget die treibende Kraft der Entwicklung.  

Piagets Entwicklungsvorstellungen implizieren eine spezifische Lerntheorie, 
ohne dass diese jedoch explizit ausformuliert hätte. Der wohl berühmteste Teil 
seiner Theorie ist das Stufenmodell der kognitiven Entwicklung. Während Pia-
get mit den Prozessen der Assimilation, Akkommodation und Äquilibration die 
kontinuierlichen Basismechanismen der Entwicklung des Denkens und Erken-
nens beschreibt, sind die Stufen Folgen der grundlegenden menschlichen Ten-
denz, Wissen in kohärente Strukturen einzuordnen: „Jede Stufe repräsentiert 
eine in sich schlüssige Art, die eigenen Erfahrungen zu verstehen, und jeder 
Übergang zwischen Stufen repräsentiert einen diskontinuierlichen intellektuel-
len Sprung von einer kohärenten Art des Verstehens zur nächsthöheren“ (Sieg-
ler u. a. 2016, 121 f.). 

Im Folgenden werden die Grundmerkmale der einzelnen Stufen vorgestellt (vgl. 
hierzu Piaget 2016; Siegler u. a. 2016):  

 

1. Sensomotorische Phase (0–2 Jahre):  

• Das Kind ist sein Körper. Es ist in reflexhafte Bewegungsabläufe einge-
bunden. 

• Vorformen des Denkens: Welt wird durch Greifen/Saugen entdeckt 
und wahrgenommen. Die Welt als eigenständige Größe existiert zu-
nächst noch nicht: Alles ist Teil des eigenen Körpers. 

• Die zunehmende Kontrolle der Bewegungsabläufe führt zu kontrollier-
tem Greifen. Dieses ist die Voraussetzung für rudimentäre Vorstellun-
gen von der Welt als Folge elementaren Begreifens.  

• Differenzierung zwischen Subjekt und Objekt: Das Kind lernt in dieser 
Zeit, sich als von den Objekten seiner Umwelt getrennt und diese als 
eigenständig wahrzunehmen. 
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• Objektpermanenz (ein Objekt trotz seiner Ortsveränderung oder trotz 
der Veränderungen des eigenen Blickwinkels als konstant zu betrach-
ten) bildet sich im Laufe dieser Phase aus (mit 2 Jahren). 

2. Präoperationale Phase (2–7 Jahre)  

• Das Kind kann zwischen sich und der Welt/den Dingen unterscheiden. 
Jetzt ist das Kind aber seine Wahrnehmungen. Es besteht eine Wahr-
nehmungsgebundenheit. Kinder bleiben an die momentane Wahrneh-
mung gebunden. (Bsp.: Kind auf dem Empire State Building: Die Men-
schen sind Ameisen.) 

• Animismus des kindlichen Denkens: alles, was sich bewegt, hat Leben/ 
Bewusstsein. (Bsp.: Die Wolken gehen langsam, weil sie keine Beine ha-
ben.) 

• Egozentrismus des kindlichen Denkens (Tendenz, alles auf die eigene 
Person bezogen wahrzunehmen). 

• Keine Reversibilität: Wahrnehmungen zu verschiedenen Zeitpunkten 
können nicht verknüpft bzw. umgekehrt werden. 

• verschiedene Merkmale eines Gegenstands können nicht verknüpft 
werden (Bsp.: Farbe und Material von Perlen; entweder wird die Farbe 
oder das Material betrachtet). 

3. Konkret-operationale Phase (7–11 Jahre) 

• Das Kind hat Wahrnehmungen, kann seine Wahrnehmungen reflektie-
ren: Wahrnehmungen können zueinander in Beziehung gesetzt und 
koordiniert werden (Reversibilität). 

• Beständigkeit der materiellen Welt (auch wenn sich die Form eines Ob-
jektes ändert, weiß das Kind nun, dass die Menge/das Volumen gleich 
bleibt; Ausbildung verschiedener Invarianzbegriffe). Das Kind zeigt an 
allem Konkreten Interesse.  
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• Aber: Beschränkung des Denkens auf konkrete Gegebenheiten. Abs-
traktion von konkreten Gegebenheiten ist nicht möglich/Fehlen eines 
„Gesamtplans“.  

4. Formal-operationale Phase (11–12 Jahre) 

• Das Kind kann sich von den konkreten Gegebenheiten lösen: hypothe-
tisches Denken (Stufe des „Möglichen“, wo das Kind sich vom Wirkli-
chen trennen kann); es kann Hypothesen aufstellen. 

• Das Kind kann einen Gesamtplan entwerfen, kann systematisch vorge-
hen und planen (z. B. eine mögliche Fragestellung bei einem Problem: 
Welche Variablen spielen eine Rolle, die zu der richtigen Lösung führen 
können?). 

• Abstraktionsfähigkeit: Das Kind kann auf abstrakter Ebene Schlussfol-
gerungen ziehen. 

 
Die genetische Lerntheorie Piagets ist im wissenschaftlichen Diskurs unbestreit-
bar ein wichtiger Orientierungspunkt. Welchen demokratiepädagogischen Bei-
trag kann diese Theorie aber im Rahmen unserer Multiplikator*innenschulung 
leisten? 

Eine wesentliche Erkenntnis besteht in Piagets Verständnis des Menschen als 
„offenes System“ (Piaget 2016). Für Piaget setzt sich der Mensch aktiv mit seiner 
Umwelt auseinander, er reagiert auf äußere Einflüsse, passt sich an – zugleich 
beeinflusst er selbst aber wiederum auch die Umwelt. Damit hebt Piaget also 
die Aktivität der Lernenden im Entwicklungsprozess und die angelegte Offen-
heit in der Auseinandersetzung mit der Umwelt hervor. 

Das Wissen um diese Potenziale der Kinder legt in bezug auf eine demokratische 
Familienkultur ein Erziehungskonzept nahe, dass an der Selbstaktivität des Kin-
des ansetzt und die Perspektive des Kindes als wesentlichen Faktor des Erzie-
hungsverhältnisses berücksichtigt. Dies schließt eine aktive Gestaltung dieses 
Erziehungsverhältnisses durch die Eltern keinesfalls aus, vielmehr ist die Bereit-
stellung entsprechender Möglichkeiten, Materialien oder Lernräume seitens der 
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Eltern und Erzieher*innen von zentraler Bedeutung. Maßgeblich ist darüber hin-
aus Piagets Feststellung, dass die kindliche Entwicklung insbesondere von vier 
Faktoren beeinflusst wird: der körperlichen Reifung, der Erfahrungen mit der 
Umwelt, der soziale Erfahrungen und der Äquilibration (Piaget 2016). Nimmt 
man diese Dimensionen der Entwicklung an, so folgt, dass die kognitive Ent-
wicklung eines Kindes dann besonders erfolgreich verläuft, wenn ihm altersadä-
quate Gelegenheiten geboten werden, sich aktiv und problemlösend mit seiner 
Umwelt auseinanderzusetzen.  

Piaget selbst der Überzeugung, dass seine Einsichten von grundlegender Be-
deutung für Bildungs- und Erziehungsprozesse sind (Piaget 1972, 139 ff.). Die 
Einsicht, dass die Erkenntnisstrukturen nicht angeboren sind, sondern sich erst 
im Laufe der kognitiven Entwicklung ausbilden, muss ihm zufolge Konsequen-
zen für die Zielsetzungen von Lehr- und Lernprozessen haben. Leitbild kann 
nicht mehr primär die Vermittlung möglichst umfangreichen Wissens (also kog-
nitive Inhalte) sein. Vielmehr muss der Aufbau kognitiver Strukturen gefördert 
werden. Die Einsicht in den Verlauf der kognitiven Entwicklung muss dazu füh-
ren, dass beispielsweise die Inhalte des schulischen Lernens an den jeweiligen 
Stand (die jeweilige Stufe) der kognitiven Entwicklung angepasst sind. So ist die 
Interpretation von Metaphern als sprachliche Bilder, die für etwas anderes ste-
hen, erst auf der Stufe formalen Denkens möglich. Um die kognitive Entwick-
lung altersgerecht fördern zu können, ist nach Piaget insbesondere das Arbei-
ten mit dosierten kognitiven Diskrepanzerfahrungen erforderlich. Diese setzen 
aufgrund der Äquilibrationstendenz des Organismus einen kognitiven Anpas-
sungsprozess in Gang. So sollte der Unterricht, beispielsweise in der Schule im 
Blick auf die methodische Gestaltung, daher die natürlichen Mechanismen des 
Organismus (wie Äquilibration als Reaktion auf Diskrepanzerfahrungen) nutzen 
und die Schüler*innen durch die Konfrontation mit kognitiven Problemen zum 
selbständigen Denken und kognitiven Austauschprozessen anleiten.  

Schließlich war Piaget der Auffassung, dass die kognitive Entwicklung die 
Grundlage für alle anderen Entwicklungsprozesse sei. So ging er davon aus, dass 
der Prozess der Entsubjektivierung – verstanden als Abnahme einer ursprüngli-
chen egozentrischen Fokussierung hin zu eher universellen Vorstellungen und 
Strukturen, wie sie sich im Laufe der kognitiven Entwicklung vollzieht – eine 
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zentrale Voraussetzung für ein reifes moralisches Urteil sei. Mit der Entwicklung 
des moralischen Urteils hat sich maßgeblich Piagets Schüler Lawrence Kohlberg 
befasst, auf den wir im Folgenden eingehen.  

 

✎ Piagets Theorie der kognitiven Entwicklung ist eine wichtige Grund-
lage zur altersadäquaten Förderung und Unterstützung von Kindern. 
Dabei stellt sich im Sinne einer demokratischen Familienkultur insbe-
sondere heraus, dass Kinder einer Unterstützung bei der aktiven An-
eignung ihrer Umwelt bedürfen, die Assimilations-, Akkommodations- 
und Äquilibrationsprozesse in Gang setzt. Angemessene Diskrepan-
zerfahrungen kommt für Lern- und Entwicklungsprozesse eine beson-
dere Bedeutung zu. 

3.5.2 Die Theorie der Moralentwicklung nach Lawrence Kohlberg 

Mit den Studien von Jean Piaget erfuhr die Entwicklung des moralischen Urteils 
erhöhte Aufmerksamkeit in der Psychologie. Namentlich den Studien von Law-
rence Kohlberg ist es zu verdanken, dass diese Erkenntnisse weiterentwickelt 
und für den pädagogisch-schulischen Kontext nutzbar gemacht wurden. Seine 
Ausarbeitung eines nützlichen Stufenmodells zur Entwicklung der moralischen 
Urteilsfähigkeit ist bis heute das verbreitetste Theoriegerüst in diesem Zusam-
menhang. Kohlberg definiert die moralische Urteilsfähigkeit als das Vermögen, 
Entscheidungen zu treffen und Urteile zu fällen, die moralisch sind, das heißt, 
auf inneren Prinzipien beruhen, aber auch darüber, in Übereinstimmung mit 
diesen Urteilen zu handeln. Dabei betont er die Relevanz davon, eine Entwick-
lung des moralischen Vermögens bei Kindern anzuregen und zu fördern 
(Kohlberg 1964).  

Aufbauend auf dem Modell der kognitiv-moralischen Entwicklung nach Piaget 
(s. o.) entwirft er ein differenziertes, progressives Stufenmodell mit drei Niveaus, 
die jeweils ihrerseits aus zwei Entwicklungsstufen bestehen. Kohlberg geht auf 
Grundlage der von ihm geführten Forschungsinterviews davon aus, dass die 
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moralische Entwicklung sich bei jedem Menschen in einer bestimmten, bei allen 
Individuen gleichen, lückenlosen und nicht umkehrbaren Abfolge vollzieht (vgl. 
Geulen 2010). Das Stufenmodell der moralischen Entwicklung besagt demnach, 
dass jeder Mensch einer moralischen Stufe zugeordnet werden kann, welche 
den Stand seiner moralischen Entwicklung beschreibt. Kohlberg untersuchte 
den Verlauf der moralischen Entwicklung, indem er Menschen unterschiedli-
chen Alters Situationsbeschreibungen vorlegte und dann das moralische Urteil 
der Proband*innen, vor allem aber die Begründungen des getroffenen morali-
schen Urteils erfragte. Ihn interessierte also: Wie entscheiden sich Kinder in ei-
nem bestimmten Alter typischerweise? Und: Woran orientierten sie sich, bei die-
ser Entscheidung? (Siegler u. a. 2016). So präsentierte er Kindern hypothetische 
moralische Dilemmata und befragte sie dann über Aspekte, die diese Dilem-
mata kennzeichneten. 

 

Das bekannteste unter ihnen ist das „Heinz-Dilemma“, bei dem es um das Ver-
halten von Heinz angesichts der schweren Krebserkrankung seiner Ehefrau 
geht: 

„In einem fernen Land lag eine Frau, die an einer besonderen Krebsart erkrankt war, 
im Sterben. Es gab eine Medizin, von der die Ärzte glaubten, sie könne die Frau ret-
ten. Es handelte sich um eine besondere Form von Radium, die ein Apotheker in 
der gleichen Stadt erst kürzlich entdeckt hatte. Die Herstellung war teuer, doch der 
Apotheker verlangte zehnmal mehr dafür, als ihn die Produktion gekostet hatte. Er 
hatte 200 Dollar für das Radium bezahlt und verlangte 000 Dollar für eine kleine 
Dosis des Medikaments.  
Heinz, der Ehemann der kranken Frau, suchte alle seine bekannten auf, um sich das 
Geld auszuleihen, und er bemühte sich auch um eine Unterstützung durch die Be-
hörden. Doch er bekam nur 1000 Dollar zusammen, also die Hälfte des verlangten 
Preises. Er erzählte dem Apotheker, daß seine Frau im Sterben lag, und bat, ihm die 
Medizin billiger zu verkaufen bz. ihn den Rest später bezahlen zu lassen Doch der 
Apotheker sagte: ‚Nein, ich habe das Mittel entdeckt, und ich will damit viel Geld 
verdienen.‘ – Heinz hat nun alle legalen Möglichkeiten Erschöpft; er ist ganz ver-
zweifelt und überlegt, ob er in die Apotheke einbrechen und das Medikament für 
seine Frau stehlen soll“ (Kohlberg 2014, 495). 
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Wie wird nun auf diese Situation reagiert? Was ist ein richtiges Verhalten? Kohl-
berg unterscheidet in seinen Arbeiten zwischen moralischem Urteilen und mo-
ralischem Handeln. Nach Kohlberg ist demnach das Erreichen einer Stufe des 
moralischen Urteils zwar eine notwendige, aber noch keine hinreichende Vo-
raussetzung für moralisches Handeln. Es geht zunächst um das kognitive Ver-
mögen ein bestimmtes moralisches Urteil bewusst fällen zu können (Kohlberg 
2014; Siegler u. a. 2016). Sein Stufenmodell, welches wir im Folgenden knapp 
darstellen, bezieht er auf die Ebene der moralischen Urteile: 

 

Prä-konventionelles Niveau (die meisten Kinder unter 9 Jahre)  

1. Stufe: Die heteronome Stufe 
Orientierung an Strafe und Gehorsam. Ob eine Handlung gut oder böse ist, hängt 
von den physischen Konsequenzen ab.   
Bsp.: Heinz sollte das Medikament nicht stehlen, weil er sonst bestraft wird und ins 
Gefängnis muss. / Heinz sollte das Medikament stehlen, weil es unwahrscheinlich 
ist, dass man ihn erwischt und bestraft. 

2. Stufe: Die Stufe des Individualismus, des Zweck-Mittel-Denkens und des Austauschs 
Instrumentell-relativistische Orientierung. Ob eine Handlung richtig ist, orientiert 
sich daran, ob sie die eigenen Bedürfnisse befriedigt. Es ist ein rudimentäres Ver-
ständnis davon vorhanden, dass auch andere Menschen Bedürfnisse haben, die 
von den eigenen Bedürfnissen abweichen können. Zwischenmenschliche Bezie-
hungen erscheinen dann als Markt-Beziehungen. (Eine Hand wäscht die andere. Ich 
gebe dir x, damit Du mir y gibst.)  
Bsp.: Heinz sollte das Medikament stehlen, damit seine Frau am Leben bleibt, denn 
sonst hat er keinen, der sich um ihn kümmert.  
 

Konventionelles Niveau (die meisten Jugendlichen und Erwachsenen) 

3. Stufe: Die Stufe gegenseitiger interpersoneller Erwartungen, Beziehungen interper-
soneller Konformität 

Orientierung an der Zustimmung relevanter Bezugspersonen. Das moralische Urteil 
orientiert sich daran, was den Bezugspersonen oder -gruppen gefällt, hilft oder de-
ren Zustimmung findet.  
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Bsp.: Heinz sollte das Medikament stehlen, denn seine Frau ist sonst enttäuscht von 
ihm.  

4.Stufe: Die Stufe des sozialen Systems und des verlorenen Gewissens 
Orientierung an Recht und Ordnung. Richtiges Verhalten orientiert sich an dem Ge-
setz. Die soziale Ordnung wird um ihrer selbst willen aufrechterhalten.   
Bsp.: Heinz sollte das Medikament nicht stehlen, denn Einbruch ist gesetzlich ver-
boten. / Heinz sollte das Medikament stehlen, denn auch das Gesetz sieht ein Not-
recht vor. 

Post-konventionelles Niveau (einige Erwachsene über 20 Jahre) 

5. Stufe: Die Stufe des Sozialvertrages oder des Nutzens für alle und der Rechte des In-
dividuums 

Sozialvertrags-Orientierung. Es ist ein Bewusstsein dafür vorhanden, dass das Ge-
setz nicht einen Wert an sich darstellt, sondern wie ein Vertrag zu verstehen ist, den 
die Mitglieder einer Gesellschaft zu bestimmten guten Zwecken (Bsp. Schutz des 
Lebens vor Willkür und Übergriffen etc.) schließen. Die Tauglichkeit des Gesetzes 
wird daher von den diesen zugrunde liegenden Zwecken her beurteilt.  
Bsp.: Heinz sollte das Medikament stehlen. Zwar sieht das Gesetz keine Ausnahmen 
für solche Zwecke vor. Es müsste daher geändert werden. Darauf kann Heinz nicht 
warten, deshalb muss er stehlen.  

6. Stufe: Die Stufe der universalethischen Prinzipien 
Orientierung an allgemeingültigen ethischen Prinzipien, die abstrakter Natur sind 
und Verfahren (Bsp.: Kategorischer Imperativ, Goldene Regel) anbieten, durch die 
man jeweils überprüfen kann, ob ein moralisches Urteil gerecht wäre. Diesen Ver-
fahren liegen Prinzipien wie Gegenseitigkeit, Gleichheit der Menschen, Respekt 
etc.) zugrunde. 
Bsp.: Heinz sollte das Medikament stehlen, denn der Wert des menschlichen Lebens 
ist so hoch, dass dafür das Gesetz gebrochen und eine Bestrafung in Kauf genom-
men werden muss. Würde sich der Apotheker in Heinz Situation versetzen, würde 
er genau so handeln. 
 

Die Beschreibungen und Abgrenzungen dieser Stufen sind von Kohlberg selbst 
und in der folgenden wissenschaftlichen Diskussion modifiziert worden. Gegen 
eine allzu strikte Orientierung am Phasenmodell wurde beispielsweise 
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vorgebracht, dass moralisches Lernen letztlich auf die Verschränkung und das 
Zusammenwirken einer Vielzahl von Lernprozessen zurückgeht, die, entgegen 
den strikten Annahmen Kohlbergs, bereits in der frühen Kindheit ein grundle-
gendes Verständnis allgemeingültiger Normen und Regeln ermöglichen (vgl. 
Nunner-Winkler 2009). Weiterhin greift Habermas Kohlbergs Modell für seine 
Theorie kommunikativen Handelns auf und entwirft, ausgehend von einigen 
Andeutungen Kohlbergs, eine siebte Stufe der Moralentwicklung, „bei der die 
Rechtfertigung von Normen nicht mehr der Verallgemeinerungsfähigkeit durch 
das einzelne Subjekt überlassen bleibt [...], sondern durch ‚das gemeinschaftlich 
befolgte Verfahren der diskursiven Einlösung von normativen Geltungsansprü-
chen‘ zustande kommt“ (Geulen 2010, 174). 

Als bekanntestes entwicklungspsychologisches Modell zur Moralentwicklung 
bleibt Kohlbergs Ansatz ein empirisch fundierter Ausgangspunkt für pädagogi-
sche Erziehungs- und Bildungsprozesse. Moralische Internalisierungen bedür-
fen keiner speziellen isolierten Sozialisationsfaktoren sondern sind in, ähnlich 
wie bei der Vermittlung von kulturellen Regeln und Erwartungen auf förderliche 
Bedingungen wie emotionale Wärme der Eltern, begründet (Iskenius-Schuppert 
2006). Lind (2003) arbeitet ferner anhand seines Zwei-Aspekte-Modells der af-
fektiven und kognitiven Strukturen die Bedeutung der Qualität der kognitiven 
Auseinandersetzung heraus. Zur Bildung moralischer Fähigkeiten müssen Kin-
dern echte Partizipationschancen eingeräumt werden, um ein an den Prinzipien 
von Gerechtigkeit und Gleichberechtigung orientiertes Handeln einzuüben. 

Kohlberg selbst hat in diesem Zusammenhang das Konzept der „Just Commu-
nity“ für den schulischen Kontext erarbeitet. In diesem sollen Kinder über einen 
umfassenden Beteiligungsprozess in die sie betreffenden Entscheidungen des 
Schulalltags einbezogen werden und Demokratiefähigkeiten erwerben.11 

Für den Kontext der Demokratieförderung ist besonders relevant: Kohlberg be-
schreibt für jede der drei Entwicklungsstufen eine je spezifische Form der Bezie-
hung zwischen dem Subjekt und den anderen: die Orientierung am eigenen 
Selbst auf der ersten Stufe wird abgelöst durch den Bezugspunkt einer 

 
11 Vgl. hierzu Kap. 3.4.3: Demokratiefähigkeiten und Befähigung zur Demokratie. 
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allgemeineren sozialen Rolle auf der zweiten Stufe. Auf der dritten Stufe wird 
schließlich eine Orientierung an Prinzipien erreicht, die über spezifische Rollen-
normen hinausgehen (Kohlberg 2014). Das zeigt, dass die Entwicklung morali-
schen Bewusstseins einen Prozess der zunehmenden Abstraktion und Reflexion 
darstellt, dass leibgebundene Impulse der ersten Stufe für Rollenanforderungen 
auf der zweiten Stufe kontrolliert werden und diese Rollenanforderungen wie-
derum auf der dritten Stufe im Lichte allgemeinerer ethischer Prinzipien kriti-
siert werden können (Geulen 2010, 174). 

✎ Kohlbergs Modell der Entwicklung moralischer Urteilsfähigkeit gibt 
der moralischen Werteerziehung eine empirisch gesicherte Grundlage 
und ermöglicht eine altersadäquate Ausrichtung von Erziehungs- und 
Bildungsprozessen in entwicklungspsychologischen bzw. pädagogi-
schen Kontexten. Die Theorie verdeutlicht u. a., dass Werte einer Ge-
sellschaft nicht bloß vermittelt werden können, sondern stets argu-
mentativ erarbeitet werden müssen, da die moralische Urteilsfähigkeit 
von Kindern der Förderung bedarf. 

 

3.5.3 Die sozial-kognitive Lerntheorie nach Albert Bandura 

Mit seiner Theorie des sozialen Lernens gehört Bandura zu den einflussreichen 
Theoretikern der Entwicklungspsychologie, die bemüht sind, Aspekte der sozi-
alen Entwicklung anhand von Lernmechanismen zu erklären. Entstanden ist 
sein Modell in Auseinandersetzung mit den behavioristischen Lernmodellen 
nach Watson, Pawlow und Skinner, von denen er sich dann früh abgegrenzt hat. 
Er war der Meinung, dass hochentwickelte Fähigkeiten des Menschen einer so-
zialen Anleitung bedürfen, die sich nicht auf die „Black-Box“-Gegebenheiten der 
Behavioristen reduzieren lassen. Zwar geht auch Bandura in seiner Theorie von 
Konditionierungsprozessen aus, doch rückt er die Prozesse der Nachahmung 
und Beobachtung und damit die der kognitiv gesteuerten Verarbeitung in den 
Vordergrund (Bandura, Verres und Kober 1979). Dabei geht er von der sozialen 
Natur des Menschen aus und hält fest, dass Kinder am schnellsten und 
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wirksamsten lernen, indem sie beobachten, was andere Menschen tun und ihr 
Verhalten imitieren (Siegler u. a. 2016, 324). 

Damit arbeitet Bandura in Abgrenzung zu den Behavioristen unter seinen lern-
theoretisch forschenden Kollegen (Watson, Skinner, Pawlow) die aktive Rolle 
von Kindern bei ihrer Entwicklung heraus: Motivation, Emotion und Kognition 
sind von zentraler Bedeutung. Der diesem Konzept zugrunde liegende Gedanke 
besteht darin, dass jedes Kind zunächst aufgrund charakteristischer Eigenschaf-
ten nach bestimmten Arten von Wechselwirkungen mit der Außenwelt strebt, 
diese Interaktionen dann aber auf das Kind zurück wirken und bestimmen, wel-
cher Art von Interaktionen das Kind künftig anstrebt (Siegler u. a. 2016, 324). 

Bandura definiert in seiner breit angelegten Theorie der sozial-kognitiven Ent-
wicklung das soziale Lernen als Integration von durch Beobachtung erworbe-
nen Informationen über Verhaltensweisen, in kognitive Repräsentationssys-
teme. Diese dienen dann als eine Art Speicher, aus dem diese Informationen je-
derzeit abgerufen werden können. Durch das Betrachten eines Modells, wird 
man dazu angeregt, bestimmte Verhaltensalternativen genauer zu hinterfra-
gen. Es kann hierbei nach Bandura zu drei verschiedenen Lerneffekten kommen 
(Bandura und Kober 1976). Der modellierende Effekt steht für die Aneignung ei-
nes neuen, bisher selbst nicht gekonnten Verhaltens durch Beobachtung. Der 
enthemmende/hemmende Effekt beschreibt den Lernprozess, wenn eine beim 
Beobachter bereits vorhandene Verhaltensweise künftig entweder leichter auf-
treten kann, weil das Modell belohnt oder aber gänzlich unterdrückt wird, weil 
das Modell bestraft wird. Die Hemmschwelle für ein bestimmtes Verhalten kann 
also ausgehend vom wahrgenommenen Verhalten anderer herab- oder herauf-
gesetzt werden. Als auslösender Effekt wird schließlich das Lernverhalten be-
schrieben, welches unmittelbar nach dem Auftreten eines Modellverhaltens, 
das der Beobachter bereits vorher gelernt hat, gezeigt wird.  

Bandura beschreibt seine Theorie des Modelllernens als vier, in Wechselwirkung 
stehende, Subprozesse, die er in zwei Phasen gliedert (Bandura und Kober 1976; 
Siegler u. a. 2016):  

 
1. Aneignungsphase (Akquisition) 
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a) Aufmerksamkeitsprozesse:  
● notwendige Bedingungen: Aufmerksamkeit des Beobachters, 

differenzierende Beobachtung (Selektieren der Verhaltens-
muster). 

● Förderung der Aufmerksamkeitszuwendung durch be-
stimmte Eigenschaften der Modellperson (Vorbild): Differen-
ziertheit (Modell hat z. B. Fähigkeiten, die der Beobachter 
nicht besitzt), Erfolg, Ausstrahlungskraft. 

● Förderung der Aufmerksamkeitszuwendung durch be-
stimmte Eigenschaften des Beobachters: Anreiz, Motivation, 
positives Verhältnis zum Modell, psychische Eigenschaften. 

b) Gedächtnisprozesse:  
● Speicherung und Kodierung des beobachteten Verhaltens 

durch bildhaftes Repräsentationssystem (Bsp.: Kodierung ei-
ner Wegbeschreibung durch eine Skizze), sprachliches bzw. 
symbolisches Repräsentationssystem (Bsp.: Kodierung einer 
Wegbeschreibung mit Rechts/Links-Wendungen). 

 
2. Ausführungsphase (Performanz) 

c) Motorische Reproduktionsprozesse: 
● Symbolische Repräsentation der modellierten Verhaltens-

muster steuern die Ausführung der motorischen Reprodukti-
onsprozesse. 

● Voraussetzungen für die Durchführung motorischer Repro-
duktionsprozesse: Verfügbarkeit erforderlicher motorischer 
Teilprozesse. 

d) Verstärkungs- und Motivationsprozesse: 
● Die Anwendung von Verstärkung hat motivierende oder de-

motivierende Funktionen für den Erwerb sowie für die Aus-
führung des modellierten Verhaltens. Es bestehen drei Arten 
der Verstärkung:  

1. Stellvertretende Verstärkung (Bsp.: Beobachter sieht, 
dass jemand ohne negative Konsequenzen bei Rot 



 55 

über eine Ampel geht und ahmt dieses Verhalten 
nach). 

2. Direkte Verstärkung (positive und negative Verstär-
kung nach Skinner). 

3. Selbstverstärkung (Bsp.: bei fehlender Verstärkung 
von außen dient z. B. der eigene Erfolg als Motiva-
tion zur Weiterführung eines Verhaltensmusters). 
Nachahmungsverhalten kann ohne externe Verstär-
kung lediglich durch Selbstverstärkung über längere 
Zeit aufrechterhalten werden.  

 
Einen wichtigen Beitrag zum Verständnis der sozial-kognitiven Entwicklung von 
Kindern ermöglichen zudem Banduras Ausführungen zum Konzept der Selbst-
wirksamkeit. 

Selbstwirksamkeitserwartung wird definiert als „die subjektive Gewissheit, neue 
oder schwierige Anforderungssituationen aufgrund eigener Kompetenz bewäl-
tigen zu können“ (Schwarzer und Jerusalem 2002). Dabei handelt es sich um 
Aufgaben, deren Schwierigkeitsgrad Handlungsprozesse der Anstrengung und 
Ausdauer für die Bewältigung erforderlich machen. Bandura führt aus, dass kog-
nitive, motivationale, emotionale und aktionale Prozesse hierbei durch subjek-
tive Überzeugungen gesteuert werden, vor allem durch Handlungs-Ergebnis-
Erwartungen bzw. Konsequenzerwartungen („outcome expectancies“) und 
Selbstwirksamkeitserwartungen bzw. Kompetenzüberzeugungen („perceived 
self-efficacy“) (Bandura, Verres und Kober 1979). 

Es gibt nach Bandura vier wesentliche Quellen für den Erwerb von Kompe-
tenzerwartungen, die nach der Stärke ihres Einflusses in eine Rangfolge ge-
bracht werden können (vgl. Bandura, Verres und Kober 1979; Schwarzer und Je-
rusalem 2002; Siegler u. a. 2016): 

1. Handlungsergebnisse in Gestalt eigener Erfolge und Misserfolge; 

2. stellvertretende Erfahrungen durch Beobachtung von Verhaltensmo-
dellen; 
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3. sprachliche Überzeugungen (z. B. Fremdbewertung oder Selbstin-
struktion) und 

4. Wahrnehmungen eigener Gefühlserregung. 

Letztendlich kommt aus lerntheoretischer Sicht den Lerneffekten im Familien-
kontext eine besondere Rolle zu, da hier Eltern einerseits kontinuierlich als Mo-
delle fungieren, andererseits Kinder sich schon relativ früh mit den beobachte-
ten Verhaltensweisen auseinandersetzen. Hier können, gerade im Kontext der 
Multiplikator*innenschulung, sehr praxisnahe Alltagssituationen mit Eltern auf 
ihre Wirkung und ihren Einfluss hin beobachtet, beschrieben und reflektiert 
werden, um anschließend eine positive Ausrichtung des Modellverhaltens zu 
erarbeiten. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, sich klarzumachen, dass Familie heute 
nicht mehr ohne weiteres als ein geschlossener und exklusiver Einflussraum auf 
das Kind verstanden werden kann, wie es dem Bild der bürgerlichen Familie ent-
spricht, das das Familienleben als eine Art Rückzugsort und intime Gegenwelt 
zum öffentlichen Leben entwirft. Insbesondere durch die Verbreitung von Me-
dien und Kommunikationstechniken, hat sich die Familie als Lern- und Erfah-
rungsraum der Kinder weitgehend für äußere Einflüsse geöffnet. Gegenwärtig 
wird in diesem Zusammenhang vermehrt auch auf die Bedeutung von Vor- und 
Rollenbildern aus den Sozialen Medien laut. Welche Lerneffekte hier im Vorder-
grund stehen und welche verstärkende Rolle in der soziale-kognitiven Entwick-
lung der Kinder haben, ist eine für unsere Schulung sehr relevante Frage, wes-
halb sie auch Lerneinheiten zum Umgang mit digitalen „sozialen” Medien in der 
Elternarbeit beinhaltet. 

Gerade in der Verstärkung von Selbstwirksamkeitsprozessen erlauben Banduras 
Arbeiten Rückschlüsse für eine demokratieförderliche Erziehungspraxis. Das Er-
möglichen optimistischer Selbstüberzeugungen stellt empirisch gesehen einen 
Schlüssel zur kompetenten Selbstregulation dar. Optimistische Selbstüberzeu-
gungen beeinflussen das Denken, Fühlen und Handeln sowie – in 
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motivationaler wie volitionaler12 Hinsicht – Zielsetzung, Anstrengung und Aus-
dauer von Aktivitäten (Schwarzer und Jerusalem 2002). Infolgedessen sind zahl-
reiche Konzepte für den pädagogischen, insbesondere schulischen Kontext er-
arbeitet worden, deren Einbezug in die demokratiepädagogische Praxis frucht-
bar ist. 

 

✎ Die sozial-kognitive Lerntheorie von Bandura betont die Bereitschaft 
der Lernenden zur Verhaltensangleichung und erlaubt den Rückbezug 
der Lernenden auf das Verhalten anderer Menschen. Bandura betont 
die Relevanz verstärkender Momente in der Entwicklung und skizziert 
dabei das Konzept der Selbstwirksamkeit, ausgehend von dem Kinder 
früh im Glauben an ihre eigenen Kompetenzen gestärkt und zur 
Selbstaktivität ermutigt werden müssen. 

 

3.5.4 Die Bindungstheorie nach John Bowlby 

Das Interesse an der Bindungstheorie von John Bowlby und Mary Ainsworth ist 
in der Entwicklungspsychologie in den letzten Jahrzehnten deutlich gewach-
sen, da nachgewiesen werden konnte, dass sicher gebundene Kinder psychisch 
stabiler und sozial kompetenter aufwachsen als unsicher gebundene Kinder. 
Viele Entwicklungsforscher*innen sind sich einig, dass Kinder, die während ihrer 
primären Sozialisation die Erfahrung machen konnten, dass sie in ihren zu-
nächst diffusen Emotionen und Bedürfnissen akzeptiert werden und ihnen eine 
fürsorgliche Beruhigung und Schutz angeboten wird, weniger Probleme in der 
Entwicklung einer hinreichend sozial und emotional reifen Persönlichkeit haben 
werden (Grossmann und Grossmann 2017; Ahnert 2019).  

 
12 Hiermit ist die bewusste Beeinflussung des eigenen Denkens und Fühlens zugunsten der Ver-
wirklichung von Zielen und der Umsetzung von Motivation gemeint.  
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John Bowlbys Theorie der Bindung postuliert eine biologische Veranlagung von 
Kindern Bindungen zu Bezugspersonen zu entwickeln, um die eigenen Überle-
benschancen zu erhöhen. Dabei steht in Abgrenzung zu den Lehren Freuds das 
kompetenzmotivierte Kleinkind im Vordergrund, das bestrebt ist, sein primäres 
Bedürfnis nach Nähe, Schutz und Sicherheit durch eine stabile Bindung zu be-
friedigen (Siegler u. a. 2016, 400). Erst auf Basis dieser affektiven Grundlage sieht 
Bowlby die Fähigkeit des Säuglings oder Kleinkindes, die Umwelt zu erforschen. 
Die Entwicklung von Bindung, die nach Bowlby in vier Phasen statt (vgl. Siegler 
u. a. 2016; Grossmann und Grossmann 2017): 

1. Vorphase der Bindung (Geburt bis 6 Wochen)  
In dieser Phase zeigt das Kind angeborene Signale, meistens Schreien, das andere 
zu sich ruft. Durch die darauffolgenden Interaktionen fühlt es sich getröstet. 

2. Entstehende Bindung (6 Wochen bis 6–8 Monate)  
Während dieser Phase beginnen die Kinder, bevorzugt auf vertraute Personen zu 
reagieren. Typischerweise lächeln, lachen oder plappern sie häufiger in Anwesen-
heit ihrer primären Bezugspersonen und lassen sich leichter von ihr beruhigen. 
Bowlby definiert diese Phase als eine Zeitspanne, in der Kleinkinder Erwartungen 
entwickeln, wie ihre Fürsorger*innen auf ihre Bedürfnisse reagieren und wie sehr 
sie ihnen vertrauen können. 

3. Ausgeprägte Bindung (zwischen 6–8 Monaten und 1 ½ Jahren)  
In dieser Phase suchen Kleinkinder aktiv Kontakt zu ihren regulären Bezugsperso-
nen. Sie begrüßen ihre Bezugsperson bei ihrem Erscheinen freudig und können, 
wenn sie weggehen will, entsprechend Trennungsangst oder Unbehagen zeigen. 
Für die meisten Kinder dient die Mutter nun als sichere Basis, die dem Kind die Er-
kundung und Beherrschung der Umwelt erleichtert. 

4. Reziproke Beziehungen (ab 1 ½ oder 2 Jahren)  
Während dieser letzten Phase ermöglichen die rapide ansteigenden kognitiven 
und sprachlichen Fähigkeiten den Kindern, die Gefühle, Ziele und Motive der Eltern 
zu verstehen. Dieses Verständnis können Sie nun nutzen, um ihre Anstrengungen 
darauf auszurichten, in der Nähe der Eltern zu sein. Als Ergebnis entsteht allmählich 
eine wechselseitig geregelte Beziehung, wenn das Kind eine zunehmend aktive 
Rolle beim Aufbau einer funktionierenden Beziehung zu seinen Eltern übernimmt. 
Dementsprechend sinkt die Trennungsangst. 



 59 

Bowlby arbeitet in seinen Untersuchungen heraus, dass das Kind zusätzlich zu 
dieser emotionalen Bindung ein „inneres Arbeitsmodell von Bindung, eine men-
tale Repräsentation vom Selbst, von Bindungspersonen und von Beziehungen 
im Allgemeinen“ entwickelt (Siegler u. a. 2016, 401). Dieses Arbeitsmodell 
nimmt Erfahrungen auf, die hinsichtlich der Qualität der Bindungen gemacht 
worden sind. Wurden etwa positive Erfahrungen mit der primären Bezugsper-
son gemacht, so werden diese als repräsentativ für die eigene Person gespei-
chert. Das Kind erlebt sich so als wertvoll und überträgt diese Erfahrung auch 
auf die Beziehung zu weiteren Personen. 

Sind hingegen negative Erlebnisse wie die fehlende Bedürfnisbefriedigung 
kennzeichnend, so werden diese als Beziehungsmuster verinnerlicht und struk-
turieren die Erwartungen an zukünftige Beziehungen. Daher nimmt Bowlby an, 
dass diese inneren Repräsentationen einen starken Einfluss auf verschiedene 
Entwicklungsbereiche wie das soziale Verhalten, die Selbstwirksamkeit und die 
Wahrnehmung vom Anderen haben.  

Mary Ainsworth, die als Schülerin von Bowlby seine Studien weitergeführt und 
differenziert hat, unterscheidet anhand des „Fremde Situation“-Tests vier Bin-
dungstypen. Der Test untersucht die Bindung von Kleinkindern an ihre pri-
mären Bezugspersonen anhand einer kurzzeitigen Trennungssituation. Die vier 
sich dabei abzeichnenden Bindungstypen sind: 

Sichere Bindung: Ein Bindungsmuster, bei dem Säuglinge oder Kleinkinder eine 
qualitativ hochwertige, relativ eindeutige Beziehung zu ihrer Bindungsperson 
haben. In der fremden Situation regt sich ein sicher gebundenes Kind vielleicht 
auf, wenn die Bezugsperson weg geht, freut sich aber, wenn sie zurückkehrt, 
und erholt sich schnell von seinem Unbehagen. Wenn Kinder sicher gebunden 
sind, können sie ihre Bezugsperson als sichere Basis für die Erkundung ihrer Um-
welt nutzen. 

Unsichere Bindung: Ein Bindungsmuster, bei dem Säuglinge oder Kleinkinder 
eine weniger positive Beziehung zu ihrer Bindungsperson haben als sicher ge-
bundene Kinder. Bei unsicher gebundenen Kindern lässt sich zwischen unsicher-
ambivalenter, unsicher-vermeidender und desorganisiert-desorientierter Bindung 
unterscheiden. 
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Unsicher-ambivalente Bindung: Ein Typ unsicherer Bindung, bei dem Säug-
linge klammern und nah bei der Bezugsperson bleiben, statt ihre Umwelt 
zu erkunden. In der Fremden Situation werden unsicher-ambivalent ge-
bundene Kinder häufig ängstlich, wenn die Bezugsperson sie alleine lässt 
und können von Fremden nicht leicht beruhigt werden. Wenn die Bezugs-
person zurückkehrt, lassen sie sich nur schwer beruhigen; einerseits suchen 
sie Trost, andererseits widersetzen sie sich den Tröstungsbemühungen der 
Bezugsperson. 

Unsicher-vermeidende Bindung: Ein Typ unsicherer Bindung, bei dem Säug-
linge oder Kleinkinder gleichgültig gegenüber ihrer Bezugsperson erschei-
nen und diese gegebenenfalls sogar meiden. In der Fremden Situation er-
scheinen sie der Bezugsperson gegenüber gleichgültig, bevor diese den 
Raum verlässt, und gleichgültig und vermeidend, wenn sie zurückkehrt. 
Wenn sie weinen, nachdem die Bezugsperson sie alleine gelassen hat, kön-
nen sie von einem Fremden ebenso leicht beruhigt werden wie von der 
Mutter oder dem Vater.  

Desorganisierte-desorientierte Bindung: Ein Typ unsicherer Bindung, bei 
dem Säuglinge oder Kleinkinder in der Fremden Situation keine konsis-
tente Stressbewältigungsstrategie zeigen. Ihr Verhalten ist oft konfus oder 
sogar widersprüchlich und sie erscheinen oft benommen oder desorien-
tiert (vgl. Siegler u. a. 2016; Grossmann und Grossmann 2017; Ahnert 2019). 

Auf diesen grundlegenden Ergebnissen bauen anschließende bindungstheore-
tische Studien zu Einfluss- und Wirkungsfaktoren von Bindungserfahrungen auf. 
Gerade kulturübergreifende Studien zu dem Bindungsverhalten von Kindern 
bestätigen, trotz punktueller Abweichungen, dieses grundsätzliche Modell der 
Bindungstypen (Grossmann und Grossmann 2017). Einen wichtigen Hinweis lie-
ferten die Ergebnisse hinsichtlich des erzieherischen Verhaltens der unter-
schiedlichen Bindungstypen. Es konnte u. a. nachgewiesen werden, dass das 
Einfühlungsvermögen bzw. die Feinfühligkeit von Eltern bei der Erziehung des 
Kindes ein entscheidender elterliche Faktor zur Entwicklung einer sicheren Bin-
dung ist: „Ein wichtiger Aspekt des Einfühlungsvermögens der Eltern ist die ver-
lässlich reagierende Fürsorge. Die Mütter von sicher gebundenen einjährigen 
Kindern können die Signale ihrer Kinder im Allgemeinen präzise lesen und 
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reagieren ebenso schnell auf die Bedürfnisse eines weinenden Babys, wie sie 
gern und glücklich zurücklächeln, wenn das Baby sie anstrahlt“ (Siegler u. a. 
2016, 405). 

Im Kontext der Förderung demokratischer Erziehungspraktiken bieten die bin-
dungstheoretischen Forschungsergebnisse eine allgemeine Grundlage, um so-
zial-emotionale Kompetenzen, die ausschlaggebend für die kognitive Ausei-
nandersetzung der Kinder mit ihrer Umwelt sind, bereits im frühen Alter zu stär-
ken. Wie keine andere Theorie bieten sie eine empirisch fundierte Rahmung el-
terlicher Einflussfaktoren. So können Säuglinge und Kleinkinder bereits über die 
feinfühligen Zuwendungen der Bezugspersonen in ihrer Entwicklung zu für-
sorglichen, verantwortungsbewussten und wertschätzenden Persönlichkeiten 
unterstützt werden. Vor diesem Hintergrund sollten Eltern und andere Bezugs-
personen – insbesondere auch pädagogische Fachkräfte, die in Kitas u. a. Ein-
richtungen als stabile Bezugspersonen fungieren – ihre eigenen Bindungsmus-
ter reflektieren. Bindungstheoretische Annahmen sind zudem auch für die Er-
forschung der Entwicklung politischer Einstellungen und (anti-)demokratischer 
Haltungen herangezogen worden. Maßgeblich sind hier insbesondere die Ar-
beiten von und mit Christel Hopf (etwa Hopf u. a. 1995). Dabei hilft die Bin-
dungstheorie insbesondere die emotionalen Aspekte der Herausbildung politi-
scher Subjekte zu fassen.13 Im Fokus unserer Multiplikator*innenschulung wird 
die Erarbeitung bindungsrelevanter Praktiken im Erziehungsalltag stehen, so 
z. B. die Frage, in welcher Weise Eltern oder andere Bezugspersonen das emoti-
onale Bedürfnis des Kindes befriedigen können und welche Bindungsmuster sie 
beim Kind (ver-)stärken.  

 

✎ Die Bindungstheorie von Bowlby u. a. untersucht die Grundlagen der 
Entwicklung psychischer Sicherheit und setzt sich dabei mit unter-
schiedlichen Bindungsmustern auseinander. Den ersten Lebensjahren 

 
13 Vgl. hierzu Kap. 3.2: Die Bedeutung einer Demokratieförderung in der (frühen) Kindheitsphase – 
zur politischen Sozialisation. 
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des Kindes kommt bei der Entwicklung dieser Bildungsmuster eine be-
sondere Bedeutung zu. Die Erkenntnisse der Bindungstheorie bieten 
einen wichtigen Beitrag zur Stärkung frühkindlicher emotional-sozia-
ler Kompetenzen, die Grundlage der Entwicklung einer gemein-
schaftsfähigen, autonomen und letztlich demokratischen Persönlich-
keit sind. 

  



 63 

4 Zur Bedeutung der Elternarbeit für die 
Demokratieförderung 

Aus einem pädagogischen Blickwinkel betrachtet, ist die Auseinandersetzung 
mit der Elternarbeit sicherlich kein neues Phänomen. Doch das professionelle 
Interesse an einer systematischen Elternarbeit ist in den letzten Jahren deutlich 
gestiegen. Diese Entwicklung ergibt sich u. a. aus veränderten Lebens- und Ar-
beitsformen, welche die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in den Fokus rü-
cken: Immer mehr Mütter steigen nach der Geburt ihres Kindes schnell wieder 
in den Beruf ein und immer mehr Familien müssen eine außerfamiliäre Betreu-
ung in Anspruch nehmen (Textor 2013a). Du Bois-Reymond fasst dieses Moder-
nisierungsgeschehen insbesondere in zwei Prozessen zusammen: „die Emanzi-
pation von Frauen aus tradierten Abhängigkeiten, und von Männern aus tra-
dierten Machtansprüchen. Hinzu kommen […] steigende Anforderungen an Bil-
dung und Kompetenzerwerb“ (Du Bois-Reymond 2018, 156). Neben der Familie 
kommt daher den Einrichtungen der Kindertagesbetreuung eine immer wichti-
gere Bedeutung zu. Auch und gerade Nischenangebote der Frühen Bildung, wie 
bspw. die Kindertagespflege, werden vermehrt in Anspruch genommen. Das 
Statistische Bundesamt gibt für das Jahr 2018 an, dass mittlerweile 93 % der Kin-
der zwischen drei und fünf Jahren und 34 % der Kinder zwischen vier Monaten 
und zwei Jahren eine Kindertageseinrichtung besuchen (Autorengruppe Fach-
kräftebarometer 2019). 

Fachkräfte sind wie nie zuvor darauf angewiesen, dass Eltern Erziehungs- und 
Bildungsvorstellungen folgen, die mit der demokratischen Gesellschaft kompa-
tibel sind. Für die Demokratieförderung wird die Elternarbeit im frühkindlichen 
Kontext somit zu einer tragenden Säule für die Identitäts- und Kompetenzent-
wicklung von Kindern, insbesondere, um das gesellschaftliche Verständnis ei-
nes demokratischen Miteinanders im häuslichen Kontext erproben zu können 
und das erzieherische Verhalten von Eltern und Erzieher*innen abstimmen zu 
können. Auch vor dem Hintergrund eines zunehmenden Wertepluralismus wird 
der konstruktive Austausch zwischen Eltern und pädagogischen Fachkräften 
unumgänglich: In einer Erziehungspraxis, in der die Wissens- und Kompetenz-
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vermittlung mit einem rasanten  gesellschaftlichen Wandel konfrontiert ist und 
zunehmender digitaler Vernetzung unterliegt, in einer Erziehungspraxis, in der 
die kulturelle, ethnische und religiöse Vielfalt den Alltag bestimmt, müssen Er-
ziehungs- und Bildungsaufträge klar definiert und gemeinsam umgesetzt wer-
den. 

4.1 Zum Begriff der Elternarbeit 

In den letzten Jahren hat sich aufgrund der familienpolitischen Entwicklungen 
ein gewisser Wandel im Verständnis der Elternarbeit vollzogen: Weg vom Bild 
der passiven Elternschaft hin zu aktiven, kooperativen Erziehungs- und Bil-
dungspartnerschaften. Die Frage, was denn konkret als „Elternarbeit“ zu be-
zeichnen ist, worin sie zum Ausdruck kommt und welchen Kriterien sie genügen 
muss, wird unterschiedlich beantwortet. Deutlich wird allerdings, dass der Zu-
gang zu Eltern sowohl in der Form als auch in der Methodik differenziert be-
trachtet und erarbeitet werden muss. Es ist gesellschaftlich und politisch ge-
wünscht, dass Eltern in den ersten Lebensjahren eine vertraute und persönliche 
Bindung zu ihren Kindern aufbauen, ohne direktiven oder gezielten Kontrollme-
chanismen von „Außen“ ausgeliefert zu sein. Vor diesem Hintergrund ist ein di-
rekter Einfluss auf die familiäre Erziehungskultur problematisch und die Mög-
lichkeiten, auch für eine konstruktive Zusammenarbeit, beschränkt. Allerdings 
– und auch das ist in jüngster Zeit zu beobachten – gibt es eine Reihe von Un-
terstützungs- und Bildungsangeboten für Eltern, um diese erste gemeinsame 
Phase so förderlich wie möglich für die Entwicklung des Kindes zu gestalten. Es 
ist darum nicht überraschend, dass eine Diskussion um den Begriff der Elternar-
beit vielschichtig sein muss und eine große Unschärfe aufweist. Überall, wo El-
tern mit Dritten in den Austausch über Erziehungsfragen treten, findet im wei-
testen Sinne Elternbildung statt. Dementsprechend werden Begriffe wie Eltern-
pädagogik, Familienbildung, Eltern(bildungs)arbeit, Elternpartizipation und Er-
ziehungspartnerschaft, um nur einige zu benennen, oft synonym zur Elternar-
beit benutzt (Stange 2012, 13). Allerdings bleibt in diesen Diskussionen auch 
unbestritten, dass Elternarbeit immer noch als Oberbegriff für die verschiede-
nen Definitionen gilt. Im Kontext der frühkindlichen Bildung (und vor dem 
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Hintergrund der hier anvisierten Multiplikator*innenschulung) wird Elternarbeit 
als professionelle Kommunikation, Interaktion und Kooperation mit Eltern defi-
niert, die in enger Zusammenarbeit mit pädagogischen Fachkräften eine alters-
adäquate Förderung und Entwicklung des Kindes bezweckt. Tschöpe-Scheffler 
spricht in diesem Zusammenhang vom „dialogischen Prinzip“ in der Elternarbeit 
und arbeitet die Bedeutung einer „einladenden, ressourcenorientierten, ach-
tungsvollen Grundhaltung“ heraus (Tschöpe-Scheffler 2014, 15). Wir verstehen 
die Elternarbeit bewusst als Gestaltung einer professionellen Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaft14, um einerseits die Gleichwertigkeit der Kooperations-
partner*innen zu untermauern und andererseits die vertrauensvolle Zusam-
menarbeit der Beteiligten als grundlegendes Fundament jeglicher pädagogi-
schen Interventionen zu betonen. Mechthild Gomolla verweist in einem Beitrag 
zur Partizipation von Eltern in Schulen auf die Definition der OECD, in der Part-
nerschaft als „Arbeitsbeziehung“ gefasst wird, die folgende Merkmale aufweist: 
„A shared sense of purpose, mutual respect and the willingness to negotiate. 
This implies a sharing of information, responsibility, skills, decision-making and 
accountability” (Gomolla 2011, 450 f.). Wie sie anhand von Studien aus den USA 
und Großbritannien aufzeigt, trägt eine derartige Partnerschaft zwischen Fami-
lien und Institutionen zu einem erfolgreichen Bildungsweg für alle Kinder bei 
(Gomolla 2011, 452). Wenn wir hier am Begriff der Elternarbeit festhalten, dann 
nicht um Eltern zu einem bloßen Gegenstand der „Bearbeitung“ herabzusetzen, 
sondern um deutlich zu machen, dass die Auseinandersetzung mit und der Ein-
bezug von Eltern zum Kern der professionellen Tätigkeit von Fachkräften ge-
hört. Wichtiger, als die Suche nach dem perfekten Begriff ist hier die praktische 
Arbeit an den Haltungen zur Elternbeteiligung, die den unterschiedlichen 

 
14 Martin Textor, der den Begriff der Erziehungs- und Partnerschaft um 1995 geprägt hat, merkt an, 
dass die Realisierung einer echten Partnerschaft heutzutage schwierig ist. Als Gründe gibt er u. a. 
an, dass diese stark von den zeitlichen und kommunikativen Ressourcen und Kompetenzen der Be-
teiligten abhängt und aufgrund vielfältiger Veränderungen im gesellschaftlichen Kontext mittler-
weile erschwert wird (Textor 2015). Im Rahmen unseres Projektes konzipieren wir Elternarbeit expli-
zit als Erziehungs- und Bildungspartnerschaft – allen voran, um der Bedeutung, die sie für eine er-
folgreiche Demokratiestärkung hat, Rechnung zu tragen, und dieses trotz aller Veränderungen prak-
tikabel zu machen. 
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Formulierungsvorschlägen zugrunde liegen. Zur Reflexion dieser professionel-
len Haltung und Praxis trägt unsere Schulung bei. 

Die fachlich-professionelle Gestaltung der Erziehungs- und Bildungspartner-
schaft zwischen Eltern und Multiplikator*innen ist auf die Klärung folgender Fra-
gen angewiesen: Welche Formen der Elternarbeit gibt es? Mit welchen Metho-
den können Eltern für eine aktive Partnerschaft mobilisiert werden? Wie können 
Eltern motiviert werden, Erziehungs- und Bildungspartnerschaften einzuge-
hen? Wie können Multiplikator*innen für wertschätzende Elterngespräche ge-
schult werden? Was für eine Unterstützung benötigen Eltern, um partnerschaft-
lich an der Kooperation teilnehmen zu können? Was benötigen pädagogische 
Fachkräfte und andere Akteur*innen (als Vertreter*innen von Einrichtungen, In-
stitutionen), um die Zusammenarbeit nachhaltig implementieren zu können? 

4.2 Formen der Elternarbeit 

Um Eltern als Erziehungs- und Bildungspartner*innen im frühkindlichen Kon-
text gewinnen zu können, gibt es eine Reihe unterschiedlicher Zugänge. Gegen-
läufig zur Popularität des Themas, bestehen über die Gestaltung und (Neben-)
Wirkungen der Kooperationen von Eltern und Institutionen der Frühen Bildung 
jedoch erhebliche Unklarheit und Unsicherheit. 

Die folgende Abbildung (Abb. 3) bietet einen ersten Überblick über mögliche 
Formen der Elternarbeit, der sich der Analyse und Auswertung bisheriger Ange-
bote verdankt. Es werden hier unterschiedliche Möglichkeiten der Kooperation 
mit Eltern in Bezug zu möglichen Chancen und Anforderungen einer nachhalti-
gen Kooperation in Erziehungs- und Bildungsfragen der Kinder gesetzt. 

Die Angebote verwirklichen jeweils spezifische Formen der Bildung- und Erzie-
hungspartnerschaften zwischen der Kindertageseinrichtung und den Eltern. 
Dabei orientieren sie sich jeweils an den unterschiedlichen Bedarfen und den 
Ressourcen der Familien. 
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Abb. 3: Chancen und Anforderungen differenzierter Formen der 
Elternarbeit 

(Eigene Darstellung) 

 
Hinter der Vielzahl von Angeboten können grob drei Formen des Zugangs auf 
Eltern unterschieden werden: 

• Direkte Kommunikation: Dazu zählen u. a. die jährlichen Entwicklungs-
gespräche, die in Kindertagesstätten zu einem vereinbarten Termin 
stattfinden und ein gemeinsames Ziel hinsichtlich der Entwicklung des 
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Kindes verfolgen. Nicht weniger wichtig sind die alltäglichen Tür-und-
Angel-Gespräche, bei denen Alltagsinformationen von beiden Seiten 
fließen. Diese sind grundlegend für eine partnerschaftliche Zusam-
menarbeit.  

• Veranstaltungen mit den Eltern: Für eine erfolgreiche Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaft ist die Teilnahme der Eltern an Elternnachmitta-
gen, Ausflügen, Elterncafés, Festen und Feiern besonders relevant. Je 
nach Lebensumständen haben Eltern jedoch unterschiedliche zeitliche 
und sprachliche Kapazitäten für die Teilnahme an entsprechenden An-
geboten. 

• Medien: Neben der direkten Kommunikation ermöglichen auch eine 
Reihe von Medien den Informationsfluss zwischen Einrichtung und El-
tern. Solche Medien können z. B. Aushänge oder Elternbriefe sein. Auch 
bei dieser Form der Zusammenarbeit sind die Ressourcen der Eltern 
das ausschlaggebende Kriterium für einen erfolgreichen Einsatz. Das 
Ziel bei der Verwendung von Medien ist die Weitergabe von allgemei-
nen Informationen. Je kreativer und übersichtlicher sie eingesetzt wer-
den, desto besser wird dieses Ziel erreicht. Neben etablierten Formen 
gibt es hier auch gerade technische Entwicklungen, deren kreative Nut-
zung eine Bereicherung für die Kommunikation mit den Eltern sein 
kann. 

 

✎ Unterschiedliche Formen der Elternarbeit begünstigen eine koopera-
tive Erziehungs- und Bildungspartnerschaft zwischen pädagogischen 
Fachkräften und Erziehungsberechtigten. Es bedarf einer gründlichen 
situations- und themenspezifischen Abwägung, welche Formen der 
Elternarbeit welche Eltern am besten erreichen können. Dabei ist zu 
beachten, welche Kommunikationschancen eine bestimmte Form der 
Elternarbeit bietet, welche Anforderungen sie aber auch an Eltern (und 
Fachkräfte) stellen. 
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4.3 Elternarbeit vor dem Hintergrund unterschiedlicher 
Lebenswelten und Milieus 

Für tragfähige Erziehungs- und Bildungspartnerschaften ist es wichtig, die kon-
krete Lebenssituationen der Familien in ihrer Pluralität, d. h. mit ihren unter-
schiedlichen Personenkonstellationen, Bedürfnissen und Erziehungsvorstellun-
gen, zu kennen. Darüber hinaus ist es im Kontext der Demokratieförderung ent-
scheidend, in welcher Form Eltern kulturelle und bildungsbezogene Themen 
und Inhalte weitergeben. Für das Verständnis elterlichen Verhaltens soll in die-
sem Abschnitt die Sinus-Milieu-Studie „Eltern unter Druck“ vorgestellt werden. 
Diese soll helfen, das Verhalten der Eltern für die sozialpädagogische Arbeit bes-
ser verständlich zu machen. Dabei geht es um einen ersten diagnostischen Zu-
gang, mit der nachvollziehbar wird, aus welchen Gründen Eltern in welcher 
Form handeln, warum etwa manche Eltern aktiv und eigeninitiativ an den Part-
nerschaften interessiert sind, während andere sich gänzlich zurückziehen und 
keinerlei Sinn für eine Bildungs- und Erziehungspartnerschaft sehen.  

Die Erkenntnis, dass es die Eltern oder die Familie nicht mehr gibt, ist nicht neu. 
Die Familiensoziologie macht eine Vielzahl von unterschiedlichen Lebensfor-
men aus, in denen Kinder heutzutage aufwachsen. Hierzu zählen Konzepte wie 
Kindfamilie, Elternfamilie, Patchworkfamilie, Matrixfamilie, Hybridfamilie, regel-
geleiteter Verhandlungshaushalt, fragmentierte Elternschaft und viele weitere 
(Fuhs 2004, 27). Jutta Ecarius beschreibt jüngst die Familie als „[...] jene Institu-
tion, durch die gesellschaftliche Anforderungen erst lebbar und bearbeitbar 
werden, denn Heranwachsende haben sich mit dem globalen Weltgeschehen 
auseinanderzusetzen und Fähigkeiten des Evaluierens zu bearbeiten, da sie Si-
tuationen und Erfahrungen ständig neu zu bewerten haben und ihnen zugleich 
noch Innovationsfähigkeit abverlangt wird” (Ecarius 2017, 37). 

Darüber hinaus ist eine Vielfalt an sozioökonomischen, kulturellen, ethnischen 
und religiösen Lebensentwürfen zu beobachten. Diese Vielfältigkeit von Le-
bensformen und die damit einhergehende Forderung nach mehr Partizipati-
onsmöglichkeiten für alle Beteiligten setzt eine Sensibilität für die zugrundelie-
genden Konzepte zur Elternschaft voraus. Anders formuliert: Pädagogische 
Fachkräfte müssen die innerfamiliären Voraussetzungen, Interessen, Bedürf-
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nisse und Rahmenbedingungen der familialen Lebensrealitäten verstehen, um 
eine tragfähige Erziehungs- und Bildungspartnerschaft eingehen zu können. 

Zunächst bieten sich hier differenzierte Ergebnisse der Sinus-Milieu-Studien an. 
Diese bieten einen Überblick, über weitverbreitete typische Lebenssituation 
und Grundhaltungen, und erlauben so, die Vielfalt in der Elternschaft greifbar 
zu machen. Sie sind sie an die Arbeiten des französischen Soziologen Pierre 
Bourdieu angelehnt, der u. a. mit seinen Studien „Die feinen Unterschiede“ und 
„Entwurf einer Theorie der Praxis“ einen einflussreichen Beitrag zur Sozialisati-
onsforschung geleistet hat.  

Bourdieu geht in seiner Theorie davon aus, dass im Prozess der Habitualisierung 
– verstanden als eine Verinnerlichung und Eingewöhnung kultureller Verhal-
tensmuster durch die Teilhabe am alltäglichen Leben – klassenspezifische 
Zwänge wirksam werden, die den Einzelnen in Netz an Beziehungen zu anderen 
sozialen Gruppen versetzt und zugleich das Eigenste des Subjekts ausmachen. 
Als „Habitus“ beschreibt er die „allgemeine Grundhaltung, eine Disposition ge-
genüber der Welt, die zu systematischen Stellungnahmen führt“ (Zimmermann 
1983, 131 f.). Der Habitus ist eine vermittelnde Instanz zwischen subjektiven und 
objektiven Dimensionen des gesellschaftlichen Lebens – z. B. bestimmten Frei-
zeitvorlieben und Geschmacksurteile einerseits und der gesellschaftlich unglei-
chen Verteilung von Einkommen andererseits. Er prägt eine spezifische Lebens-
weise, die über die gesamte Biografie erhalten und entfaltet wird. 

Gesellschaftliches Handeln wird von Bourdieu vor allem als ein Distinktionsge-
schehen beschrieben, also als ein beständiger Prozess der Abgrenzung gegen 
Andere, in dem jede soziale Gruppe darum bemüht ist, ihre soziale Stellung zu 
verteidigen oder zu verbessern – man genießt den teuren Rotwein nicht ein-
fach, weil er ebenso gut schmeckt, nein, man zeigt damit auch, wer man ist und 
wer man eben auch nicht ist. 

Abhängig von ihrer sozialen Stellung haben Menschen unterschiedliche Res-
sourcen und unterschiedliches Kapital. Dies umfasst nicht nur finanzielle Mittel, 
sondern für Bourdieu auch den Besitz an Kulturgütern, an Bildungsabschlüssen 
und nicht zuletzt, bestimmte schichtspezifischen Gewohnheiten. Ausgehend 
von solch unterschiedlichen „Vermögen“ (ökonomisches, kulturelles und 
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soziales Kapital) positioniert Bourdieu einzelne und soziale Gruppen in einem 
sozialen Raum, dessen Koordinaten jeweils ein mehr oder weniger der unter-
schiedlichen Kapitalsorten angeben. Sozialen Unterschiede werden in diesem 
Sinne relational betrachtet, wobei die jeweilige Position Ausdruck von Macht 
und Einfluss oder eben Ohnmacht und Resignation sein kann. 

Das Konzept des sozialen Raums hat die Milieustudien, die das Heidelberger 
Institut Sinus Sociovision seit 1979 erarbeitet maßgeblich beeinflusst. In Rück-
griff auf den sozialen Raum beschreibt beschreiben die Sinus-Milieu-Studien de-
tailliert die Befindlichkeiten und Orientierungen der Menschen, ihre Werte, Le-
bensziele, -stile, ihre Einstellungen und ihren sozialen Hintergrund. Die Zuord-
nung auf der vertikalen Achse geschieht nach der sozialen Lage, während die 
horizontale Achse, die für die unterschiedlichen Lebensstile verantwortlichen 
Wertorientierungen beschreibt (siehe Abb. 4). 

Die Sinus-Milieu-Studien werden mittlerweile in einer Vielzahl von sozialen und 
klinischen Handlungsfeldern herangezogen. Das liegt vor allem daran, dass sie 
eine gute erste Orientierung für konkrete Handlungsbedarfe bietet. Gerade jün-
gere Auswertungen der Milieu-Studien in der Wissenschaft erlauben spezifische 
Schlussfolgerungen für die Elternarbeit. Eine der aussagekräftigsten Studien ist 
hier die im Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung entstandene Studie „Eltern 
unter Druck. Selbstverständnisse, Befindlichkeiten und Bedürfnisse von Eltern 
in verschiedenen Lebenswelten“. Tanja Merkle und Carsten Wippermann (2008) 
identifizieren hier sieben Milieus, in denen signifikante Anteile von Familien mit 
Kindern unter 18 Jahren vertreten sind (vgl. Abb. 4). 

In 100 ausführlich geführten narrativen Interviews (50 mit Müttern und 50 mit 
Vätern) und 502 Telefoninterviews werden anschließend u. a. elterliche Einstel-
lungen zu Erziehungskonzepten, Rollenvorstellungen, Bildungsaspirationen, 
gesellschaftliche Anforderungen und familiäre Wertvorstellungen eruiert. 
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Abb. 4: Für die Elternarbeit relevante Sinus-Milieus. Eltern mit Kindern 
unter 18 Jahren in den Sinus Milieus 2008. 

(Quelle:  Merkle und Wippermann (2008, 30).) 

 

Die Autor*innen erfassen übergreifend vier grundlegende Basisbefunde, die für 
eine erfolgreiche Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern relevant 
sind. Es stellt sich erstens heraus, dass Elternschaft gegenwärtig nicht mehr 
selbstverständlich ist und lediglich eine Option neben anderen Lebensformen 
darstellt. Dies liegt u. a. daran, dass die Anforderungen an Eltern stark angestie-
gen sind: Berufliche Vereinbarkeit, finanzielle Absicherung und die Organisation 
eines tragfähigen Netzwerkes gelten als Gestaltungsaufgaben, mit denen alle 
Eltern konfrontiert sind (Merkle und Wippermann 2008, 31).  
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Infolgedessen wird Elternschaft zweitens als „komplex“ definiert. Es geht bei ihr 
nicht um die Planung isolierter Bereiche wie Finanzierung oder Erziehung, El-
ternschaft besteht ganz wesentlich aus der Gestaltung des Zusammenspiels ei-
ner Vielzahl sehr unterschiedlicher Aspekte (Merkle und Wippermann 2008, 32).  

Als dritte Dimension der Elternschaft wird der auf Eltern lastende Druck heraus-
gestellt. „Viele Eltern sind verunsichert, ein Drittel fühlt sich im Erziehungsalltag 
oft bis fast täglich gestresst, die Hälfte immerhin gelegentlich“ (Merkle und 
Wippermann 2008, 32 Herv. im Original). Dieser subjektiv empfundene Druck, 
die eigenen Kinder richtig zu erziehen, und der objektiv vorhandene gesell-
schaftliche Druck, die Weichen für einen erfolgreichen Bildungsweg des Kindes 
schon frühzeitig stellen zu müssen, äußert sich in einer verbreiteten Selbstkritik 
und Defizitdiagnose der Eltern gegenüber ihren eigenen Erziehungspraktiken. 
Unter dem Druck eine schnelle und passende Lösung zu finden, neigen Eltern 
zu einem sehr funktionalen, themen- und situationsorientierten Verhalten 
(Merkle und Wippermann 2008, 33). Daher weist ihr Verhalten in Konsequenz 
und Kontinuität häufig Brüche auf. 

Als vierten Basisbefund arbeiten Merkle und Wippermann die Pluralität von Leit-
bildern heraus, an denen Eltern sich orientieren. Elternsein erfordert (zumindest 
dem Anspruch nach) gegenwärtig einer aktiven Auseinandersetzung mit zeit-
gemäßen Entwicklungen, allen voran, weil die aus der eigenen Biographie ver-
mittelten Werte einer „guten“ Mutter- und Vaterrolle nicht mehr als unhinter-
fragte Orientierung dienen können. „Elternsein“, so heißt es bei Merkle und Wip-
permann, „muss man aktiv gestalten und für sich jeweils erfinden“ (Merkle und 
Wippermann 2008, 37). 

Ihre detaillierte Auseinandersetzung mit den Besonderheiten der einzelnen Mi-
lieus schließen die Autor*innen mit einer Übersicht über solche Forderungen, 
Wünsche und Bedürfnisse ab, die über einzelne Milieus hinaus bestehen. Merkle 
und Wippermann betonen, dass die Differenzierung der milieuspezifischen Be-
dürfnisse, die sich hinsichtlich der Intention, des Umfangs, der Schwerpunkte, 
der konkreten Ausgestaltung und weiterer Details unterscheiden, unabdingbar 
für das Verständnis der Lebenslagen ist. Zugleich gibt es allerdings auch große 
Gemeinsamkeiten zwischen den Milieus, die es erlauben allgemeine Forderun-
gen aufzustellen, denen für eine familienfreundliche Gesellschaftspolitik hohe 
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Relevanz zukommt (Merkle und Wippermann 2008, 224) (Merkle und Wipper-
mann 2008, 224).  

An erster Stelle werden die unzureichend erlebte Unterstützung, Anerkennung 
und Wertschätzung durch Politik und Gesellschaft genannt: Eltern erleben auf 
der einen Seite, dass Kindern gesellschaftlich eine hohe Relevanz beigemessen 
wird. Auf der anderen Seite kommt Kindern im gesellschaftlichen Alltag häufig 
ein geringer Stellenwert zu. Dies wird als widersprüchlich empfunden und El-
tern wünschen sich vor diesem Hintergrund ein kinderfreundlicheres Klima in 
der Öffentlichkeit. Dem entspricht insbesondere auch die Forderung, eine Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf, z. B. durch adäquate gesetzliche Rahmenbe-
dingungen, zu ermöglichen. Das betrifft u. a. die Verbesserung der Betreuungs-
situation, eine Reform des Bildungssystems sowie auch eine finanzielle Entlas-
tung, beispielsweise bei Kita-Gebühren. Insgesamt macht Merkles und Wipper-
manns Studie deutlich, wie stark die elterlichen Erziehungsleistungen in ein ge-
samtgesellschaftliches Wertesystem eingebunden sind, das auch das Erzie-
hungsverhalten beeinflusst. Ziele und Praktiken von Erziehung müssen sich 
fortwährend an den Anforderungen der Gesellschaft messen lassen werden 
nicht zuletzt im Vergleich mit anderen Gruppen (Milieus) erarbeitet. Die Studie 
zeigt eindrücklich, wie facettenreich familiäre Lebenswelten heute sind und wie 
unterschiedlich einzelne Aspekte (etwa die Betreuung von Kindern in außerfa-
miliären Kontexten) von Eltern bewertet werden. 

Für den hier interessierenden spezifischen Kontext der Demokratieförderung 
muss festgehalten werden, dass die Milieustudien Eltern in ihren jeweiligen 
Denk-, Wahrnehmungs- und Handlungsmustern beschreiben, die nach Bour-
dieu den „praktischen Sinn“ des Familienalltags ausmachen und daher den Ha-
bitus der Kinder wesentlich prägen und damit ganz wesentlich auch deren 
Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe beeinflussen. Vor diesem Hintergrund 
ist das Verständnis der milieuspezifischen Lebensstile mit ihren jeweiligen Kom-
munikations- und Interaktionsmustern sowie der emotional-kognitiven Befind-
lichkeit wichtig, um Eltern in der demokratischen Ausgestaltung ihrer Familien-
kultur unterstützen zu können. Eltern haben zum Teil wenig Vertrauen in das 
öffentliche Bildungssystem (Merkle und Wippermann 2008, 12), sind sich zu-
gleich aber der Relevanz des Schulerfolgs ihrer Kinder bewusst. Hier zeigt sich, 
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abhängig von der jeweiligen Lebenssituation der Eltern, wie differenziert und 
milieusensibel die Zugänge gestaltet werden müssen. Pädagogische Fachkräfte 
sind explizit auf das Wissen um die konkreten Lebensbedingungen angewiesen, 
um Bildungs- und Erziehungspartnerschaften eingehen zu können. So brau-
chen beispielsweise Eltern aus bildungsfernen Milieus deutlich mehr Informati-
onen über Konzepte und Inhalte von Kitas als Eltern, die eine bestimmte Kita 
bewusst aufgrund ihrer pädagogischen Konzeption ausgesucht haben. 

Darüber hinaus ist es im Zuge der Demokratieförderung unerlässlich zu hinter-
fragen, inwiefern Erziehungs- und Bildungsformate der Einrichtungen seitens 
der Elternschaft bekannt sind. So zeigen beispielsweise Eltern aus dem Milieu 
der „Konsum-Materialisten“ kein bewusstes Erziehungskonzept, vielmehr ist 
eine „gewisse Leere ihrer Erziehungsinhalte“ (Merkle und Wippermann 2008, 
174) zu beobachten, welche durch Ratgeber oder TV-Shows wie die „Super 
Nanny“ abgedeckt werden. Pädagogische Fachkräfte stehen hier vor einer El-
ternschaft, die zum Teil eine gewisse Abwehr gegenüber Inhalten der Einrich-
tung zeigt und zunächst in der Wahrnehmung der Bedürfnisse, Stärken und 
Schwächen der Kinder sensibilisiert werden muss. Hier kommt es aufgrund der 
fehlenden Reflexion elterlichen Einflusses leichter zu Konflikten kommen als mit 
Eltern aus dem „postmateriellen Milieu“, welche die Rolle der Kita als „entwick-
lungspsychologisch begründetes Training grundlegender Fähigkeiten“ verste-
hen (Merkle und Wippermann 2008, 116). Dementsprechend sind Eltern aus die-
sem Milieu deutlich engagierter und suchen im gemeinsamen Dialog Lösungen 
für die von ihnen konstatierten zahlreichen Mängel in der Betreuungssituation: 
fehlende Betreuungsplätze, eingeschränkte Betreuungszeiten, Ausstattung der 
Einrichtungen, sowie die Qualifikation und Konzepte des Betreuungspersonals 
(Merkle und Wippermann 2008, 117). Konfliktpotentiale bieten diese Erzie-
hungspartnerschaft wiederum gerade durch die hohen Erwartungsansprüchen 
der Eltern, die soziale sowie bedürfnisorientierte Aspekte in den Vordergrund 
stellen und dabei mit strukturellen Engpässen der Einrichtungen konfrontiert 
werden.  

Im Kontext der Demokratieförderung müssen Multiplikator*innen daher in der 
Gesprächsführung und Einbeziehung von Eltern eine hohe Sensibilität zeigen, 
um bestehende Ressourcen in ihrer Unterschiedlichkeit zu nutzen. Andererseits 
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müssen Multiplikator*innen Eltern aus bildungsfernen Milieus, wie z. B. dem der 
„Konsum-Materialisten“, für erzieherische Inhalte sensibilisieren. Erziehungs- 
und Bildungspartnerschaften mit „Postmaterialisten“ erfordern eine gut struk-
turierte Moderation von aktuellen Gegebenheiten, bei der sich Eltern mit ihren 
Interessen und Positionen verstanden fühlen, während „Konsum-Materialisten“ 
zu wichtigen Erziehungspraktiken, wie z. B. dazu, Stärken zu erkennen, Regeln 
zu setzen, altersadäquate Angebote zu machen, zum Teil erst befähigt werden 
müssen.  

In der Diskussion um die Elternarbeit mit migrantischen Familien arbeitet eine 
weitere Sinus-Milieu-Studie Potenziale und Möglichkeiten zur gelingenden Ko-
operation heraus: Unter dem Titel „Große Vielfalt, weniger Chancen“ arbeitet die 
Forschungsgruppe um Heiner Barz die Bildungserfahrungen und Bildungsziele 
von Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland heraus (Barz u. a. 
2015). Dabei wurden der Bildungsverlauf der Kinder, die Bedeutung von Werten 
in der Erziehung, die Rolle der Eltern in der Erziehung, die Teilnahme der Eltern 
an Familienbildungsprogrammen sowie die der Kinder an kulturellen Bildungs-
angeboten erhoben. Ähnlich wie die Sinus-Milieu-Studie „Eltern unter Druck“ 
weist diese Studie auf eine sehr große Heterogenität der Elternschaft hin, deren 
Erziehungs- und Bildungsverständnis milieuabhängig stark variiert. Dabei wird 
deutlich, wie relevant Prozesse der Verständigung und Abstimmung für alle Be-
teiligten von Erziehungs- und Bildungspartnerschaften sind: Eltern und Erzie-
hungsberechtigte müssen nicht nur verstanden werden, sie müssen darüber 
hinaus in ihren jeweiligen, individuellen Partizipationsmöglichkeiten motiviert 
werden. So beschreibt ein Elternteil aus dem statusorientierten Milieu: „Aber wir 
sind die Experten, wir bestimmen die Themen und wir entscheiden. Nicht je-
mand, der nach vorne kommt und uns erzählt: ‚So habt ihr zu laufen und so sind 
eure Kinder.‘ Sondern wir wissen, wir wollen uns informieren, wir entscheiden, 
wir bestimmen die Themen, die Eltern“ (Barz u. a. 2015, 53 f.). 

 

✎ Eltern müssen in ihren individuellen Lebensentwürfen verstanden wer-
den, um eine gelingende Erziehungs- und Bildungspartnerschaft 
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eingehen zu können. Die Milieu Studien bieten in ihrer differenzierten 
Ausarbeitung der Lebensstile von Menschen einen guten Zugang zu 
deren grundlegenden Werten, Interessen und Motiven. In einer reflek-
tierten Auseinandersetzung mit diesen Milieus können Multiplika-
tor*innen ein tragfähiges Beziehungsgefüge mit den Eltern erarbeiten. 
Die Milieu-Studien sind überdies ein gutes theoretisches Konstrukt 
zum Verständnis lebensweltbezogener und sozialisationsbedingter 
Einflüsse auf die Kinder und Jugendlichen. 

 

4.4 Eltern als Partner*innen – Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaften in Kindertageseinrichtungen 

In Anbetracht des Wissens um die Komplexität von elterlichen Lebensentwür-
fen, ihrer jeweiligen Positionierung im sozialen Raum und ihrer jeweils eigenen 
Weisen, Werte und Inhalte an ihre Kinder zu vermitteln, richten wir im nächsten 
Schritt den Blick auf die gezielte Kooperation zwischen Eltern und pädagogi-
schen Fachkräften. In unserer Schulung möchten wir gemeinsam mit den Mul-
tiplikator*innen erarbeiten, welche demokratisch-partizipativen Kooperations-
möglichkeiten sich für die (potenziellen) elterlichen Partner*innen kontextab-
hängig und ressourcenorientiert ableiten lassen. Für eine möglichst gelingende 
Erziehungs- und Bildungspartnerschaft muss außerdem reflektiert werden, wel-
che förderlichen und hemmenden Rahmenbedingungen seitens der pädagogi-
schen Einrichtungen beachtet werden müssen und inwieweit Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaften im Kontext der (frühkindlichen) Bildung nachhaltig 
gestärkt werden können.  

Der Pädagoge Martin Textor, der sich intensiv mit den Voraussetzungen und 
Rahmenbedingungen für eine gelingende Kooperation zwischen Fachkräften 
und Eltern beschäftigt, baut das Konzept der Erziehungs- und Bildungspartner-
schaften auf dem Grundverständnis auf, dass Eltern, Erzieher*innen und Lehr-
kräfte natürliche Partner*innen seien. Aus seiner Sicht sollten sich  
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„Eltern und Lehrer [...] als Ko-Konstrukteure verstehen, die gemeinsam die Verant-
wortung für das Wohl der Kinder übernehmen und bei deren Betreuung, Erziehung 
und Bildung zusammenarbeiten. [...] Dieses Kooperationsverhältnis wird heute als 
‚Erziehungs- und Bildungspartnerschaft‘ bezeichnet. [...] Die Erziehungs- und Bil-
dungspartnerschaft ist mit einer Demokratisierung der Beziehung zwischen Leh-
rer*innen und Eltern verknüpft – die Zusammenarbeit erfolgt “auf gleicher Augen-
höhe” (Textor 2013a, 5). 

Es gibt aber auch Stimmen, die den Begriff und das Konzept der Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaft kritisch sehen und beispielsweise bemängeln, dass der 
Begriff der „Partnerschaft“ und die Vorstellung, Eltern und Fachkräfte sollten 
sich „auf Augenhöhe“ begegnen per se unrealistisch seien, da die Rollen und die 
Interessen der Beteiligten, die Bindung zu den Kindern und die jeweiligen Qua-
lifikationen sehr unterschiedlich seien. Daher würde einerseits die bestehende 
und sich durch Professionalisierung weiter verstärkende Machthierarchie zwi-
schen Fachkräften und Eltern verschleiert und andererseits Elternschaften zu ei-
ner homogenen Masse erklärt und somit viele Ausschlüsse produziert, da die 
Vielfalt familiärer Hintergründe und Einstellungen nicht ausreichend berück-
sichtigt würde. Zusätzlich wird kritisiert, dass eine Problemverschiebung aus 
dem Kita-Alltag in die Familien stattfindet und die strukturellen Rahmenbedin-
gungen der (früh-)kindlichen Erziehung und Bildung eine befriedigende Zu-
sammenarbeit für alle Beteiligten maßgeblich begrenzen. Kritiker*innen des 
Konzeptes der Erziehungs- und Bildungspartnerschaft fordern zum einen eine 
vertiefende Forschung und Analyse darüber, wie Eltern und Fachkräfte über 
eine intensivierte Zusammenarbeit denken und welche Auswirkungen ver-
schiedene Arten der Zusammenarbeit in alltäglichen Prozessen in Kitas und 
Grundschule auf alle beteiligten Akteur*innen haben. Zum Anderen fragen sie 
nach der Rolle der Kinder in der Debatte um das Konzept der Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaft und kritisieren deren Objektivierung in der Zusammen-
arbeit zwischen Eltern und Fachkräften (Betz 2015; Cloos und Karner 2010; Prott 
und Hautumm 2004). 

Die kritischen Argumente sollten in der Gestaltung von praktischen Erziehungs- 
und Bildungspartnerschaften mitbedacht werden, um das demokratische und 
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partizipative Potential einer Kooperation auf Augenhöhe konstruktiv auszu-
schöpfen.  

Erziehungswissenschaftliche und pädagogische Studien stellen heraus, dass 
eine funktionierende Eltern-Kita-Beziehung positive Auswirkungen auf die 
(früh-)kindliche Entwicklung hat (Viernickel 2009; Göbel-Reinhardt und Lund-
beck 2015). Am effektivsten seien Förderprogramme, die sowohl die Arbeit mit 
dem Kind in der Kita als auch Elternbildung und Elterntrainings durchführen 
(vgl. Behr, Kuboth und Aich 2017), denn die Persönlichkeitsentwicklung und Bil-
dungserfolge von Kindern werden doppelt so stark durch die Familie beein-
flusst wie durch die Arbeit von Fachkräften der Erziehungs- und Bildungsinsti-
tutionen (Sacher 2014, 13). 

Die Forschung zur Kita-Arbeit und der Beziehung zwischen Kindertageseinrich-
tungen und Eltern kommt zu dem Ergebnis, dass Aufgabenbereiche von und 
Anforderungen an Kitas enorm gewachsen sind. Sie haben sich stark ausdiffe-
renziert und werden sich zukünftig auch weiterhin ausdifferenzieren müssen 
(Textor 2013b). Perspektivisch sollten Kindertageseinrichtungen zu Zentren 
werden, die jeweils mit unterschiedlichen Konzepten arbeiten, wie z. B. Kitas als 
reine Serviceeinrichtungen für Eltern, Kitas mit dem Fokus der Elternbildung-
und Beratung, Kitas als Familienzentren, Kitas mit Workspaces und Treffpunkten 
für Eltern oder auch Kitas mit digitaler Elternarbeit (Behr, Kuboth und Aich 
2017). Die Gründe für diese absehbare weitere Ausdifferenzierung von Kinder-
tageseinrichtungen sind vor allem den zu erwartenden gesellschaftlichen Ent-
wicklungen der nächsten Jahre geschuldet. Hierzu gehören etwa vermehrte 
und verlängerte Arbeitszeiten von Eltern und damit einhergehende Anforde-
rungen an die Flexibilität von Betreuungszeiten für (Klein-)Kinder, z. B. in den 
Abendstunden und an den Wochenenden. Auch mit einer immer vielfältiger 
werdenden Elternschaft ist zu rechnen, die mit sich diversifizierenden Bedürf-
nissen, Erwartungen und Wünschen einhergeht. Perspektivisch ist erwarten, 
dass die frühkindliche Sozialisation noch stärker in den Kindertageseinrichtun-
gen stattfinden wird als heutzutage.  

Behr, Kuboth und Aich (2017) nennen folgende Elemente als Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Erziehungs- und Bildungspartnerschaft zwischen frühpädago-
gischen Erziehungs- und Bildungseinrichtungen und Eltern: 
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1. Eine Gemeinschafts- und Willkommenskultur  
Für eine gelungene Kooperation zwischen Kindertageseinrichtungen, pädagogi-
schen Fachkräften und Eltern braucht es ein Gefühl der Gemeinschaft und des Will-
kommen-Seins auf beiden Seiten. Ein weiterer sehr wichtiger Aspekt ist die Berück-
sichtigung der Lebensverhältnisse aller Familien. Eine vielfältige Elternschaft bringt 
auch verschiedene ökonomische, soziale, sprachliche, kulturelle und religiöse Vo-
raussetzungen und Bedarfe mit sich, die in der Organisation und Kooperation von 
Eltern, pädagogischen Fachkräften und den Einrichtungen mitgedacht werden 
müssen, um alle Beteiligten an der Gemeinschaft teilhaben zu lassen. 

2. Eine offene und regelmäßige Kommunikation  
Eine offene, regelmäßige und nicht nur problemfokussierte Kommunikation zwi-
schen pädagogischen Fachkräften und Elternschaften ist ein wichtiges Element für 
die Kooperation in Erziehungs- und Bildungspartnerschaften. Ein respektvoller, ehr-
licher, wertschätzender Austausch schafft die zwischenmenschliche Basis dafür, 
Probleme in der Erziehung, der Betreuung und Bildung eines Kindes anzusprechen, 
ohne, dass sich eine Seite verurteilt fühlt. Des Weiteren sollte der Austausch unter 
den Eltern gefördert werden, um das Gemeinschaftsgefühl zu stärken und die Äu-
ßerung von Bedarfen und Kritiken zu erleichtern. 

3. Die partnerschaftliche Arbeit am Bildungserfolg der Kinder und Jugendlichen  
Eltern und Erziehungs- und Bildungsinstitutionen tragen maßgeblich dazu bei, Kin-
der in ihrer Entwicklung und Bildung zu fördern. Mehrere Studien kommen zu dem 
Ergebnis, dass die heimbasierte Kooperation einen größeren Einfluss auf den Schul- 
und Bildungserfolg von Kindern und Jugendlichen hat als die schulbasierte Koope-
ration (Christenson und Sheridan 2001; Hill und Tyson 2009; Jeynes 2011). Die 
schulbasierte Kooperation meint die Mitwirkung von Eltern in Bereichen des Schul-
alltags. Die heimbasierte Kooperation meint die private Mitwirkung der Eltern an 
dem Bildungserfolg ihrer Kinder auf den Ebenen der Entwicklung, der Bindung und 
des Alltags, wie z. B. zuversichtliche Leistungserwartungen an ihr Kind zu stellen, 
mit ihren Kindern häufig und intensiv über alle Belange des täglichen Lebens zu 
sprechen oder mit ihren Kindern regelmäßig gemeinsam zu essen. 

4. Mehr Partizipationsmöglichkeiten für Eltern  
Im Allgemeinen wird zwischen zwei Formen der Elternmitbestimmung unterschie-
den, und zwar zwischen der individuellen und der kollektiven elterlichen Mitbestim-
mung. Der pädagogische Nutzen der kollektiven Elternmitbestimmung ließe sich 
z. B. durch repräsentativ zusammengesetzte Elternvertretungen, einen engen 
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Kontakt zwischen Eltern und ihren Vertreter*innen und den regelmäßigen aktiven 
Einbezug der Elternschaft durch Elternvertreter*innen intensivieren (für die rechtli-
chen Grundlagen hierzu vgl. Kapitel 5). Die in Deutschland gesetzlich weniger groß-
zügig geregelte individuelle Mitbestimmung der Eltern kann z. B. durch die regel-
mäßige Abfrage der Bedürfnisse aller Eltern, den intensiven Einbezug von Eltern bei 
Entscheidungen auf verschiedenen Ebenen und den Austausch und die Beratung 
mit Eltern bei pädagogischen Maßnahmen verstärkt werden.  

6. Einen Perspektivwechsel im Umgang mit herausfordernden Eltern  
Der Umgang mit Eltern, die Lehrkräfte und Fachkräfte auf unterschiedliche Weise 
bedrängen, die sich den Lehrkräften und Fachkräften entziehen, die die Entwick-
lung einer Bildungsgemeinschaft stören oder die ein unangemessenes Verhältnis 
zu ihren Kindern haben ist herausfordernd. Es ist hilfreich, eine Veränderung des 
Blickwinkels auf diese Eltern vorzunehmen und aus einer bedarfs- und ressourcen-
orientierten Perspektive auf solche Eltern zu schauen, die als schwer erreichbar 
oder herausfordernd im Umgang gelten. Generell kommt für den Umgang mit El-
tern der Gesprächsführung eine bedeutende Rolle zu. Ob Eltern beispielsweise 
„schwer erreichbar“ sind, hängt auch von den kommunikativen Kompetenzen und 
dem Engagement der Lehr- und Fachkräfte ab (Brackertz 2007). Die wichtigste Maß-
nahme ist es, (potenzielle) Kontaktschwierigkeiten zu identifizieren, die es Eltern er-
schweren könnten eine Erziehungs- und Bildungspartnerschaft einzugehen. Die 
Qualität von Erziehungs- und Bildungspartnerschaften hängt zum Teil mit Merkma-
len der Organisation zusammen, stärker hingegen mit der Zusammensetzung der 
Eltern- und Kinderschaft bzw. Schüler*innenschaft und insbesondere mit den er-
griffenen Maßnahmen zur Gestaltung der Kooperation mit den Eltern.  

7. Standards für die Zusammenarbeit zwischen Eltern und pädagogischen Fachkräften 
Entscheidend für das Gelingen der Zusammenarbeit ist die grundlegende Haltung 
der pädagogischen Fachkräfte. Vor allem die Orientierung an der Zielgruppe – der 
jeweiligen Elternschaft und ihren Kindern – ist für eine gelungene Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaft ausschlaggebend. Die Fachkräfte sollten eine offene Hal-
tung einnehmen und nicht erst bei Problemen auf die jeweiligen Eltern zugehen, 
da sich auf der Basis eines guten Kontakts Probleme besser ansprechen und ge-
meinschaftlich lösen lassen. Generell bedarf es einer professionellen und ressour-
cenorientierten Kommunikation mit den Eltern, doch dafür müssen die Rahmenbe-
dingungen in den Einrichtungen angepasst werden: Es müssen Möglichkeiten für 
zur Fort- und Weiterbildungen geschaffen werden, aber auch ausreichend Zeit für 
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Austauschgespräche und andere Kontakte zwischen Fachkräften und Eltern zur 
Verfügung stehen. 

8. Kultursensible Elternarbeit und die interkulturelle Kompetenz von Fachkräften  
Für eine kultursensible Erziehungs- und Bildungspartnerschaft braucht es ein gu-
tes, vertrauensvolles Verhältnis zwischen Eltern und pädagogischen Fachkräften. 
Dafür müssen Barrieren identifiziert werden, die es Eltern erschweren, ihre Ressour-
cen und institutionelle Ressourcen in der Kooperation mit der Bildungseinrichtung 
zu nutzen. Das Hauptziel einer konstruktiven und für die Entwicklung der Kinder 
förderlichen Erziehungs- und Bildungspartnerschaft sollte es sein, miteinander ins 
Gespräch zu kommen. Kultursensible Pädagogik und ihre Kernkompetenzen sollen 
dazu führen, eine interkulturelle Öffnung der Gesellschaft und der Erziehungs- und 
Bildungsinstitutionen zu erwirken und allen Beteiligten einen gleichberechtigten 
Zugang zu Bildungseinrichtungen zu gewährleisten. Die Entwicklung der Interkul-
turellen Pädagogik hat in Deutschland zumindest mit der Anwerbung der Gastar-
beiter in den 60er Jahren ihren Aufschwung erlebt. Von einer reinen „Ausländerpä-
dagogik“ ist diese konzeptionell über die „Interkulturelle Pädagogik“ gegenwärtig 
bis hin zur „Transkulturellen Pädagogik“ weiterentwickelt worden (Krüger-Potratz 
2005; Nohl 2014). Über die Mühen der begrifflichen Bestimmungen hinaus, mit de-
nen sich u. a. Christel Adick und Ronald Kurt (2010) intensiv auseinandergesetzt ha-
ben, richtet sich das pädagogische Interesse insbesondere den Bedingungen und 
Möglichkeiten des Zusammenlebens verschiedener sprachlicher, kultureller oder 
religiöser Zugehörigkeiten. Vor diesem Hintergrund werden die (sozial-)pädagogi-
schen Implikationen der kulturellen und migrationsbedingten Dimensionen wei-
testgehend in der Arbeit mit Eltern und Kindern berücksichtigt, zu denen u. a. un-
terschiedliche Erziehungsstile und -ziele, differenzierte Werteparadigmen und di-
vergierende Kommunikations- und Interaktionsmuster gehören. Diskutiert werden 
diese Ergebnisse entlang der sozioökonomischen, soziokulturellen und sozialpoli-
tischen Gestaltungs- und Teilhabemöglichkeiten der Familien und gegenwärtig 
insbesondere in der Debatte um die sozialen Ungleichheiten im Bildungswesen (El-
Mafaalani 2020; Erkurt 2020). Eine demokratiefördernde Erziehungs- und Bildungs-
partnerschaft setzt Kenntnisse dieser Auseinandersetzungen voraus, da sie langfris-
tig zu einer gemeinsamen Erziehungs- und Bildungskultur führen muss, die sich an 
alle Kinder und Eltern richtet. Es ist ein Anliegen unserer Schulung diese Heteroge-
nität der Zielgruppen als Ressource für die pädagogische Praxis anzuerkennen, d. h. 
eine diversitätsorientierte Zusammenarbeit überall dort zu ermöglichen, wo es 
fruchtbar ist. Dabei sollen kulturelle Unterschiede nicht nivelliert werden, allerdings 
den diskriminierenden, segregierenden und exkludierenden Mechanismen 
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entgegenwirken, die sich an kulturelle Unterschiede heften können. Unsere Per-
spektive stellt die Entfaltung von Fähig- und Fertigkeiten sowie die Kompetenzen 
und Performanzen der Menschen mit ihren jeweils individuellen Stärken und 
Schwächen heraus. Dafür bedarf es einer intensiven Auseinandersetzung mit der 
eigenen Haltung, aber auch mit strukturellen Gegebenheiten voraus.  
Eine interkulturelle Öffnung – wie wir sie als Träger in unserem Leitbild definiert 
haben – ist daher als ein gemeinsamer Entwicklungsprozess zu verstehen, der sich 
auf alle Organisations- und Handlungsebenen einer Institution und der sie ausma-
chenden Menschen in dieser Institution bezieht.  

 

✎ Für gelingende demokratiefördernde Erziehungs- und Bildungspart-
nerschaften in Kindertageseinrichtungen bedarf es gewisser organisa-
tionaler bzw. institutioneller Voraussetzungen und pädagogischer 
Grundhaltungen seitens der pädagogischen Fachkräfte. Ressourcen-
orientierte und intersektional gestaltete Erziehungs- und Bildungs-
partnerschaften sind deshalb von großer Bedeutung für die Demokra-
tieförderung, weil Kinder, Eltern und pädagogische Fachkräfte sich in 
einem Beziehungsdreieck befinden, dessen Qualität die (früh-)kindli-
chen Entwicklungen prägt und somit einen hohen Einfluss auf die 
(Nicht-)Entstehung von Resilienzen bei Kindern und Jugendlichen ge-
genüber antidemokratischen Verhaltensweisen ausübt. Darum 
möchten wir uns in unserer Schulung insbesondere dem Zusammen-
hang von ressourcenorientierten, diversitätsorientierten Erziehungs- 
und Bildungspartnerschaften widmen und die Multiplikator*innen 
unterstützen, diese Perspektive vermehrt in die Praxis zu tragen. 

 

4.5 Zum Umgang mit antidemokratisch eingestellten Eltern 

Als primärpräventives Projekt legt DeGeWa den Schwerpunkt auf eine grund-
sätzliche und breit angelegte Demokratieförderung, die an den bestehenden 
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Ressourcen in den Familien und in den Einrichtungen ansetzt. Was aber, wenn 
Eltern explizit nichts zu einer demokratischen Entwicklung ihrer Kinder beitra-
gen wollen? Was, wenn sie dezidierte Feind*innen der Demokratie sind? 

Im Umgang mit demokratiefeindlichen Eltern ist es wichtig, sich sowohl der ei-
genen Handlungs- und Interventionsmöglichkeiten als auch der Grenzen dieser 
Möglichkeiten bewusst zu sein. Ein solcher differenzierter Blick ermöglicht ei-
nerseits realistische Handlungsmöglichkeiten und die Erfolgsaussichten des ei-
genen Engagements zu klären. Andererseits erlaubt er auch eine größere Si-
cherheit im Umgang mit herausfordernden Situationen zu entwickeln, in denen 
Fachkräfte keine fertigen Einschätzungen und praktische Lösungen zur Hand 
haben.  

Es ist hilfreich, sich klarzumachen: Eine grundlegende demokratiefördernde Pä-
dagogik ist auch dann von großer Bedeutung, wenn ihre Wirkung sich nicht un-
mittelbar zeigt. Dies ist eine Erfahrung, die sich z. B. von Berichten von Ausstei-
ger*innen mitnehmen lässt. Nicht selten sind es Bezugspersonen aus Bildungs-
institutionen, die zum Teil Jahre später Ansprechpersonen bei Versuchen sind, 
sich von radikalisierten Szenen zu distanzieren. Wichtig ist, dass diese über die 
Akzeptanz der Person bei gleichzeitiger deutlicher Ablehnung menschenfeind-
licher und antidemokratischer Positionen, eine Bindung zu Kindern oder Schü-
ler*innen herstellen konnten. Damit können sie einerseits einen Anstoß zur spä-
teren Auseinandersetzung mit der eigenen Ideologie geben. Andererseits sind 
sie vielleicht die einzigen verlässlichen Bezugspersonen außerhalb einer radika-
lisierten Szene. Dies verweist darauf, dass das Entstehen einer Vertrauensbezie-
hung im frühkindlichen Bereich, verbunden mit der Erfahrung eines demokrati-
schen und wertschätzenden Miteinanders als alternativer Lebensweise zu den 
im familiären Kontext gelebten antidemokratischen Werten, auf längere Sicht 
bereits sehr viel bewirken kann, auch wenn der Einfluss der Familie und die 
Übernahme menschenfeindlicher Einstellungen unmittelbar nicht leicht verhin-
dert werden können (vgl. Lehnert und Radvan 2018, 15 f.). 

Im Folgenden werden zunächst ein paar grundsätzliche Schwierigkeiten im Um-
gang mit radikalisierten Eltern und entsprechende erste Handlungsoptionen 
aufgezeigt. Das Kapitel wird mit einem Fallbeispiel aus der Sozialarbeit mit 
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radikalisierten Familien abgeschlossen, dass einen ersten Einblick in den profes-
sionellen Umgang mit Eltern in Deradikalisierungsprogrammen gibt. 

4.5.1 Sechs Handlungsgrundlagen für den Umgang mit radikalisierten 
Eltern 

Im Folgenden zeigen wir sechs grundsätzliche Handlungsoptionen auf, um im 
Sinne der Demokratieförderung mit radikalisierten Eltern umzugehen, die sich 
im grundlegenden Widerspruch zu dem demokratischen Werten der Einrich-
tung befinden: 

1. Frühkindliche Einrichtungen als demokratische Erfahrungs- und Frei-
heitsräume gestalten 

2. Klare Haltung für Demokratie zeigen 

3. Eigene Grenzen erkennen und Hilfe suchen 

4. Auf Kindeswohlgefährdungen achten 

5. Kindeswohlorientierte Arbeitsbündnisse mit klaren Regeln etablieren 

6. Realistische Erwartungen bilden und langfristige Perspektive einneh-
men 

Dabei muss klar sein, dass diese Leitlinien nur erste Schritte sein können, um 
den schwierigen Umgang mit radikalisierten Eltern zu meistern. Wichtig ist da-
rum insbesondere auch, dass sie helfen sollen, auch die eigenen Grenzen zu er-
kennen, und ermutigen in schwierigen Situationen auch Hilfe bei Expert*innen 
außerhalb der eigenen Einrichtung zu suchen. 

Frühkindliche Einrichtungen als demokratische Erfahrungs- und Freiheits-
räume gestalten 

Wenn Kinder in der Kita einen vertrauensvollen Raum jenseits der familiären Be-
ziehungen vorfinden, der auch in Teilen ein Freiheitsraum ist, dann verweist das 
auf einen Aspekt der grundsätzlich in der Elternarbeit berücksichtigt werden 
sollte: So wünschenswert eine enge Kooperation mit Eltern in Bezug auf die Er-
ziehung der Kinder ist und so hilfreich es sein kann an einem Wertekonsens zu 
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arbeiten, der die einzelnen Lebensbereiche des Kindes übergreift, so wichtig 
kann es sein, auch Grenzen zwischen diesen Lebensbereichen bestehen zu las-
sen. Kindertagesstätten sind nicht nur Ersatz und Erweiterung des familiären Le-
bens, sondern wesentlich eben auch ‚andere‘ Lernräume, in den Kinder lernen, 
mit neuen und kollektiv gestalteten Regeln umzugehen. Sie sind der Grundstein 
der sogenannten sekundären Sozialisation, die auch bedeutsam ist, um einer 
„Verinselung der kindlichen Lebenswelt“ (Hurrelmann 2009, 251) entgegenzu-
wirken, die resultieren kann, wenn die Umwelterfahrungen des Kindes strikt von 
den Eltern gesteuert werden. Das Heraustreten des Kindes aus der Familie ist 
zugleich mit einer Verunsicherung für es verbunden, weswegen der Eingewöh-
nungsphase in Einrichtungen der Kinderbetreuung so eine große Bedeutung 
zukommt. Aber zugleich bringt das Heraustreten auch einen Freiheitsgewinn im 
Sinne erster Autonomieerfahrung von der Familie mit sich. Dieser Freiheitsge-
winn ist in den Fällen von besonderer Bedeutung, in denen Kinder zu Hause mit 
antidemokratischen Erziehungsweisen konfrontiert sind. Vor diesem Hinter-
grund ist es sinnvoll auch bei einer intensivierten Kommunikation und Koope-
ration mit den Eltern entsprechende Grenzen zu wahren. 

Für das Kind ist es umso herausfordernder, je weiter die Erziehungsrealität zwi-
schen der Familie und der Einrichtung auseinanderliegt.  Das darf nicht davon 
abhalten dem Kind die Möglichkeit der Erfahrung einer wertschätzenden und 
demokratischen Lernerfahrung zu bieten – es gilt aber Konflikte, die das Kind 
vor diesem Hintergrund innerlich austragen kann, zu erkennen, anzuerkennen 
und wertzuschätzen. Das Kind muss hier für den Umgang mit Ambiguität und 
mit widersprüchlichen Wersten gestärkt werden. Grundsätzlich sollte dabei die 
Leitlinie sein: klare Anerkennung der Person mit affektiver Zugewandtheit, 
deutliche Zurückweisung von menschenverachtendem, antidemokratischem 
und aggressivem Verhalten (vgl. Hechler 2020, 61 f.). Das gilt allgemein für den 
Umgang mit Kindern ebenso wie mit Eltern. Es muss dabei klar sein: von Bil-
dungseinrichtungen wird keine Neutralität gegenüber Rassismus, religiösem 
Fanatismus, etc. verlangt – vielmehr bedarf es einer klaren und selbstverständ-
lichen Positionierung für Demokratie, Menschenrechte und insbesondere auch 
für die Rechte des Kindes. 
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Klare Haltung für Demokratie zeigen 

In den vergangenen Jahren wurde wiederholt von rechtspopulistischer Seite 
versucht, das sogenannte „Neutralitätsgebot“ und die Formulierungen des Beu-
telsbacher Konsens’ gegen Überwältigung und Indoktrination in der politischen 
Bildung so auszulegen, dass Bildungseinrichtungen jegliche Stellungnahme zu 
politischen und weltanschaulichen Fragen untersagt wären. Es ist wiederholt 
ausgeführt worden, dass dies Fehlinterpretationen sind (vgl. Engartner 2018). 
Ein „Neutralitätsgebot“ im engeren Sinne des Wortes gibt es nicht. Der Schutz 
vor Diskriminierung und die Wahrung von Menschenrechten sind grundlegen-
der Bestandteil der politischen Bildung. Auch Parteien dürfen auf dieser Grund-
lage sachlich und zugleich kritisch betrachtet werden.  

In Bezug auf die Erwartungen gegenüber Lehrer*innen stellen Mareike Niendorf 
und Sandra Reitz fest: 

„Das Neutralitätsgebot und die im Beutelsbacher Konsens beschriebenen Prinzi-
pien sind […] nicht gleichzusetzen oder zu verwechseln mit der Forderung, die 
Lehrperson dürfe im Rahmen der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
keine Stellung beziehen“ (Niendorf und Reitz 2019, 6). 

Noch deutlicher formuliert als Niendorf und Reitz formuliert der Jurist Friedhelm 
Hufen für die politische Jugendbildung:  

„Die Verfassungsgüter der Gleichheit, Toleranz usw. bilden die Grenze, aber auch 
die Legitimation für staatliche und staatlich geförderte Jugendarbeit. Der Staat darf 
in seiner eigenen und in der unterstützten Öffentlichkeits- und Jugendarbeit Stel-
lung beziehen, er darf seine Verfassungsziele fördern und verfassungsfeindliche 
Ziele im politischen Meinungskampf markieren. Er darf in diesem Sinne auch wer-
ten und beeinflussen. Grenzen ergeben sich erst, wenn konkret in die Rechte poli-
tischer Vereinigungen und Parteien eingegriffen wird – dies vor allem, aber nicht 
nur, im Umfeld von Wahlen. Privaten Trägern kommen selbst Grundrechte zu, die 
nicht durch überzogene Neutralitätsanforderungen beeinträchtigt werden dürfen. 
Schon gar nicht dürfen sie bei Inanspruchnahme öffentlicher Mittel zu politischer 
‚Selbstkasteiung‘ und zum Maulkorb im Umgang mit extremistischen Gruppen und 
Parteien werden“ (Hufen 2018, 220 f.). 
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Für den frühkindlichen Bereich ist das Überwältigungsverbot des Beutelsbacher 
Konsens’ wohl mit besonderer Sensibilität und Sorgfalt umzusetzen. Grundsätz-
lich gilt aber auch hier wie in der politischen Jugendbildung und in Schulen: das 
Verbot, Kindern eigene politische Perspektiven aufzuzwingen schließt keines-
falls ein klares Bekenntnis zu demokratischen Werten durch das Fachpersonal 
und die Einrichtung insgesamt aus. 

Eine klare Haltung für Demokratie und gegen Diskriminierung ist nicht zuletzt 
auch dafür von besonderer Bedeutung, dass potenziell von Diskriminierung be-
troffene Kinder oder Eltern ihre Erfahrung in einem vertrauensvollen und unter-
stützenden Umfeld zur Sprache bringen können und bestehende Probleme so 
in der Einrichtung gemeinsam angegangen werden können (Prausner 2018, 50; 
Lehnert und Radvan 2018, 16). Neben einer Stärkung von Betroffenen Kindern 
und Eltern bedarf es auch einer klaren solidarischen Unterstützung derjenigen 
Kolleg*innen, die aus einem antidemokratischen Weltbild heraus gefährdet sein 
könnten. Entsprechend sollte bei Versuchen mit den Eltern zugunsten des Kin-
deswohls zusammenzuarbeiten, keineswegs über Diskriminierungen seitens 
extrem rechter oder fundamentalistischer Eltern hinweggesehen werden 
(Lehnert und Radvan 2018, 14). 

Eigene Grenzen erkennen und Hilfe suchen 

So bedeutsam das eigene Engagement für eine demokratische Erziehung auch 
ist, sollte man sich der Grenzen pädagogischer Interventionen bewusst bleiben. 
So wünschenswert eine Abkehr von Eltern von antidemokratischen Haltungen 
auch ist, Versuche, Eltern zu bekehren oder eine Distanzierung von einer radika-
lisierten antidemokratischen Szene zu fördern, stellen in der Regel eine Überfor-
derung der Möglichkeiten von Fachkräften dar. Zudem können sie auch ganz 
konkret zu einer Gefährdung führen – insbesondere dann, wenn mit gewalttä-
tigen Reaktionen aus dem Umfeld der Eltern zu rechnen ist. Wichtig ist, sich hier 
professionelle Hilfe zu suchen. Erste Anlaufstellen können hier Ausstiegspro-
gramme, mobile Beratungsteams gegen Rechtsextremismus, aber auch Bera-
tungsangebote der Salafismusprävention wie z. B. „Wegweiser“ oder „Grenz-
gänger“ sein. 
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Für NRW sind beispielsweise folgende Programme und Angebote erste Anlauf-
stellen: 

• Ausstiegsberatung „NinA NRW“ für Hilfesuchende und Fachkräfte (ext-
reme Rechte): https://nina-nrw.de/ 

• Mobile Beratung (Rechtextremismus): https://www.mobile-beratung-
nrw.de/ 

• Aussteiger*innenprogramm „Spurwechsel“ (extreme Rechte): 
https://www.im.nrw/sw 

• Präventionsprogramm „Wegweiser“ (Salafismus): 
https://www.im.nrw/wegweiser 

• Aussteiger*innenprogramm „API“ (Islamismus): https://www.im.nrw/api 

Auf Kindeswohlgefährdungen achten 

Ein besonderer Fall liegt vor, wenn aufgrund von ideologischen Erziehungskon-
zepten eine Gefährdung des Kindeswohls vorliegt.  Hier ist ein unmittelbares 
Handeln zum Schutz des Kindes erforderlich. Dabei muss klar sein, dass eine 
weltanschauliche Haltung der Eltern – auch wenn sie antidemokratisch und ver-
fassungsfeindlich ist – allein keine Kindeswohlgefährdung darstellt. Politische 
und religiöse Ideologien können jedoch ein bestimmtes Bild von Kindheit und 
Erziehung mit sich bringen, die eine Missachtung der Integrität und Rechte des 
Kindes befördern. So kann ein extrem rechtes Umfeld etwa die Teilhabe des Kin-
des am sozialen Leben einschränken und eine Entwicklung in der Interaktion 
mit Gleichaltrigen unterbinden, das leibliche Wohl des Kindes aufgrund von 
Vorstellungen der Härte auf Spiel setzen, wenn etwa Nahrung oder warme Klei-
dung verweigert werden, oder sich auch unmittelbar in Gewalt in der Erziehung 
und im Familienleben niederschlagen. Einen eindrücklichen Einblick in extrem 
rechte Erziehungswelten, auch unter Berücksichtigung des Umgangs mit behin-
derten Kindern und der Bedrohung für aussteigende Eltern(-teile), bietet der 
Film „Kleine Germanen“ von Mohammad Farokhmanesh und Frank Geiger (O A 
2019). 
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Einen groben Überblick über mögliche Gefährdungsindikatoren gibt Andreas 
Hechler in seiner ausführlichen Broschüre zur Kindeswohlgefährdung in Neona-
zifamilien, die von der Fachstelle Rechtsextremismus und Familie und dem 
LidiceHaus in Bremen herausgegeben wurde. Hierzu gehören u. a.: 

• ausschließlich auf Gehorsam und Autorität ausgerichtete Erziehungs-
stile 

• körperliche Züchtigung, häusliche Gewalt 

• entwürdigende Erziehungsmaßnahmen, extreme Strafen, Liebesent-
zug 

• Missachtung und Vereitelung angemessener Interessen, Vorlieben und 

• Verhaltensintentionen 

• die Förderung sozialer Isolation / Außenseiter*innenposition 

• mangelnde Gesundheitsfürsorge 

• Vermittlung von Angst und ständigem Misstrauen gegenüber der Welt 

• Hakenkreuze und andere nationalsozialistische Symbole in der Woh-
nung, der 

• Kleidung, Tätowierungen und bei Freizeitaktivitäten 

• Zugang des Kindes zu Waffen 

• Gefährdung der Eltern durch Ex-Kamerad*innen 

• Gefährdung anderer Kinder aufgrund neonazistischer Feindbildpro-
duktion (Hechler 2020, 72 f.). 

Selbstverständlich kann nicht aus jedem dieser Indikatoren auf ein extrem rech-
tes Elternhaus geschlossen werden. Sie sollten aber alle zumindest sensibilisie-
ren und zu Überlegungen und Absprachen führen, wie mit dieser Situation sys-
tematisch umgegangen werden kann. Für Fachkräfte gilt hier erneut das Gebot 
der achtsamen Begleitung der Kinder sowie der Entwicklung eines klaren 
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Standpunktes, der sich idealerweise in der eindeutigen demokratischen Positi-
onierung in der Arbeit mit den Eltern zeigt. 

Kindeswohlorientierte Arbeitsbündnisse mit klaren Regeln etablieren 

Häufiger als eine Kindeswohlgefährdung ist eine Situation, in der die antidemo-
kratischen Einstellungen der Eltern zum Handeln in der Einrichtung zwingen, 
das auf einem Mindestmaß an Kooperation mit den Eltern aufbaut. Dabei sollte 
eine allgemeine Auseinandersetzung mit den Eltern auf ideologischer Ebene 
vermieden werden. Maßgeblich für die Arbeit mit den Eltern sollten einerseits 
die Sicherstellung der Einhaltung der Regeln der Einrichtung sein (auch gerade 
mit ihrem demokratischen Leitbild und in Bezug auf den Schutz anderer Kinder, 
Eltern und der Kolleg*innen) und andererseits eine gemeinsame Orientierung 
am bestmöglichen Wohl des Kindes. Die meisten Eltern sind an einer guten und 
gesunden Entwicklung ihrer Kinder interessiert. Dieses grundsätzliche Interesse 
am eigenen Kind ist eine verlässlichere Basis für die Vermittlung demokratischer 
Erziehungspraktiken als die Herstellung einer politischen oder ideologischen Ei-
nigkeit durch weltanschauliche Überzeugungsversuche. Es ist hilfreich, nah an 
der Situation zu diskutieren, in der ein problematisches Verhalten oder entspre-
chende Äußerungen aufgetreten sind und die Erwartungen an die Eltern deut-
lich zu formulieren, die sich aus den für alle geltenden Regeln ergeben, die zwi-
schen Elternschaft, Kindern und Fachkräften ausgehandelt wurden (z. B. als Leit-
bild) oder aus den gesetzlichen Aufgaben von Bildungseinrichtungen folgen. 
Ziel ist es, eine verbindliche, am Wohl des Kindes orientierte, strategische Ar-
beitsbeziehung mit den Eltern zu etablieren. Dies heißt aber – wie oben bereits 
ausgeführt – nicht, über diskriminierende Äußerungen und entsprechendes 
Verhalten hinweg zu sehen (vgl. Lehnert und Radvan 2018, 14–21; Hechler 2020, 
61 f.).  

Realistische Erwartungen bilden und langfristige Perspektive einnehmen 

Nicht zuletzt gilt für die Auseinandersetzung mit extrem rechten Eltern in Bil-
dungsinstitutionen, was auch in der alltäglichen Auseinandersetzung mit ext-
rem rechten Positionen im Kleinen gilt: Allzu hohe Erwartungen an die schnelle 
Wirkung des eigenen Handelns können schnell zu einem Gefühl des Scheiterns 
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und zu Frustration führen und so eine Perspektive auf die langfristige Bedeu-
tung des eigenen Engagements verstellen. Einem geschlossenen rechtsextre-
men Weltbild wird man mit ein paar wohlgemeinten Worten nicht beikommen 
– zumal, wenn es im Leben der Eltern in feste soziale Strukturen eingebunden 
ist. Entscheidend ist es hier zuallererst, verbindliche Regeln deutlich zu machen, 
die einerseits dem Schutz des Kindes dienen, andererseits aber auch die Sicher-
heit und das Wohl der anderen Kinder aus der Einrichtung und ihren Angehöri-
gen, sowie der Fachkräfte sicherstellen. Lässt man den Anspruch eines unmit-
telbaren Überzeugens von demokratischen Positionen hinter sich, so werden 
zwei Ebenen deutlich für die das klare Eintreten für demokratische Werte im All-
tag der Einrichtung von großer Bedeutung ist. Einerseits sind immer auch an-
dere in die Situationen eingebunden, in denen rechtsextreme Einstellungen 
von Eltern zum Problem werden. Die Bedeutung für mögliche Betroffene von 
diskriminierenden Äußerungen wurde oben bereits genannt. Daneben wird der 
Umgang der Einrichtung mit einer solchen Situation aber auch von anderen Kin-
dern und Eltern wahrgenommen. In Bezug auf den Umgang mit extrem rechten 
Parolen sind gerade die „Dabeisitzer“ (Hufer 2019, 36) wichtige Adressat*innen: 
Einerseits werden sie ermutigt, sich für eine demokratische Lebens- und Ler-
numwelt ihrer Kinder zu engagieren, andererseits wird auch deutlich, dass und 
warum diskriminierende Verhaltensweisen in der Einrichtung nicht geduldet 
werden. Zuletzt gibt es auch eine Wirkung, die sich der unmittelbaren Wahrneh-
mung entzieht. Es ist wichtig, authentisch zu bleiben und klar Position zu bezie-
hen, zugleich aber auch die schwierige Situation des Kindes und seine erwart-
baren Loyalitätskonflikte anzuerkennen. Demokratische Bildungseinrichtungen 
können Kindern dann einen Erfahrungsraum eröffnen, der über die engen ide-
ologischen Vorgaben der familiären Sozialisation hinausgeht. Hierzu gehört si-
cher insbesondere auch die Erfahrung des gemeinsamen Spiels und die Erpro-
bung neuer Rollen und Selbstentwürfe, die diese Lebensphase kennzeichnen.  
Dabei gilt für diese Erfahrungen wohl noch mehr als für in einem Gespräch ge-
äußerte Worte: sie wirken nach (vgl. Hufer 2019, 43). Bestenfalls können Erfah-
rungen eines demokratischen Miteinanders und der Anerkennung der eigenen 
Person zu einem späteren Zeitpunkt – vielleicht Jahre später – mit zu den Res-
sourcen gehören, die das Kind gegen antidemokratische Positionen stärken 
oder eine Abwendung von menschenfeindlichen Ideologien erleichtern. 
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4.5.2 Fallbeispiel zum Umgang mit radikalisierten Eltern 

Wir haben in diesem Kapitel diskutiert, dass der Umgang mit bereits radikalisier-
ten Eltern wichtige Themen der Erziehung, des Rückhalts in sozialen Netzwer-
ken, der Professionalität der Fachkräfte aber auch des Kinderschutzes tangiert 
und darum interdisziplinäre Herangehensweise nahelegt (vgl. Handlungstipp: 
Eigene Grenzen erkennen und Hilfen suchen). An dieser Stelle möchten wir bei-
spielhaft einen Fall aus unserer trägerinternen Praxis liefern, welchen wir kolle-
gial begleiten, und anonymisiert zur Verfügung stellen dürfen. Der vorgestellte 
Fall erhebt nicht den Anspruch, den Beratungs- und Interventionsprozess mit 
radikalisierten Eltern in allen Facetten darzustellen und ‚den einen‘ richtigen 
Weg zu zeigen. Vielmehr geht es um eine strukturiert-reflektierte Auseinander-
setzung mit den beobachteten Phänomenen für einzelne handlungsrelevante 
Impulse, die sich aus der interdisziplinären Kooperation der unterschiedlichen 
Bereiche unseres Trägers ergeben. Während im bisherigen Text die Herausfor-
derungen im Umgang mit radikalisierten Eltern in Bildungseinrichtungen, die 
nicht schwerpunktmäßig mit Deradikalisierung und Ausstiegsarbeit befasst 
sind, im Vordergrund stand, geht es nun um die Arbeit in der sozialpädagogi-
schen Extremismusprävention. Der geschilderte Fall kann dabei das Verständnis 
von Prozessen der Deradikalisierung erhöhen und andererseits einen Einblick in 
die Arbeitsweisen sozialpädagogischer Hilfsangebote geben, die eingeschaltet 
werden können, um im Umgang mit antidemokratisch eingestellten Eltern zu 
helfen (vgl. Grenzen Erkennen und Hilfe suchen). 

Familienporträt Familie Degefa 

Wir berichten aus unserer Praxis mit Familie Degefa, deren professionelle Be-
gleitung und Beratung im Sommer 2019 beginnt. Die erste, für uns relevante 
Information meldet uns das Jugendamt: Das dreijährige Mädchen Dela zeige ein 
sozial aggressives Verhalten und berichte von Streit und physischer Gewalt in 
der Familie. Zudem seien die Kita Besuche sehr unregelmäßig. Die Zusammen-
arbeit mit der jungen Mutter sei schwierig, allen voran, weil sie sich wenig auf 
Gespräche einließe und grundsätzlich immer zeitlich eng sei. Den Vater hätte 
man in der Einrichtung, die Dela bereits seit sechs Monaten besucht, nicht ken-
nenlernen können. 



 94 

Dela lebt mit ihren zwei älteren Geschwistern, Deja (w, 9 Jahre) und Defe (m, 17 
Jahre) zusammen. Die Mutter, Frau Degefa (36 Jahre) habe ihren Ehemann in 
jungen Jahren kennengelernt und im Herkunftsland geheiratet. Nachdem die-
ser das Land verlassen musste und nach Deutschland gekommen ist, konnte er 
die Familie im Winter 2018 nachholen. Dem Jugendamt sei die Familie bereits 
aufgrund des älteren Sohnes bekannt: Defe zeige starke, dysfunktionale Verhal-
tensauffälligkeiten im schulischen Kontext, allen voran ein sehr bestimmendes 
und autoritäres Verhalten Gleichaltrigen gegenüber. Verbale Attacken seien 
keine Überraschung. Über diesen ersten Einblick in die Familie hinaus wisse man 
von der Mutter, dass der Vater eine sehr fundamentalistische Lebensführung 
sowohl in der Ehe als auch in der Erziehung der Kinder pflege. Für die Mutter sei 
alles nachvollziehbar, so berichtet der Kollege vom Jugendamt, da sie wisse, 
dass ihr Mann nur das Beste für die Familie wolle und die Kultur ihres Herkunfts-
landes sowie ihre religiöse Bindung die tragenden Säulen in der Fortführung ih-
res hiesigen Lebens sind. 

Die Prozessbeschreibung wird interdisziplinär aufgenommen, um eine Sicher-
heit im weiteren Verlauf durch Multiperspektivität zu gewinnen: Sozialpädago-
gische Familienhilfe zur (sozial-)pädagogischen Beratung der Familienmitglie-
der (Fachbereich Erziehungshilfen), interdisziplinäres Team zur Prävention radi-
kalisierter Umgangsformen in gesellschaftlich relevanten Einrichtungen (hier: 
u. a. Kita und Schule) (Fachbereich: Radikalisierungsprävention), Vernetzung 
und Klärung der aktuellen (gesetzlichen) Voraussetzungen, ggf. Beachtung si-
cherheitsrelevanter Aspekte in engem Austausch mit zuständigen Behörden 
(Ebene: Geschäftsführung)  

Schritt 1:  Kontaktaufnahme 

Wie können wir bei Vorliegen derartiger Informationen einen ersten Zugang zu 
der Familie gewinnen? 

Im präventiven Kontext gilt die Gestaltung der Erstkontakte als ein wichtiger 
Schlüsselprozess. Vor dem Hintergrund der uns zur Verfügung stehenden Infor-
mationen kontaktieren wir die Mutter telefonisch und bitten um ein gemeinsa-
mes Gespräch in unseren Räumlichkeiten. Wir verzichten bewusst auf eine ak-
tuelle (pädagogische) Bewertung der Situation, vielmehr stellen wir die 
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Beschreibung der Erzieherin als auch der Lehrer des älteren Sohnes in den Vor-
dergrund. Auf Grundlage dieser Beschreibung wollen wir gemeinsam mit ihr 
eine konfliktfreie Zusammenarbeit in der Kooperation mit der Kita und der 
Schule ermöglichen. Frau Degefa erklärt sich einverstanden. Anhand einer nar-
rativen Gesprächsführung geben wir Frau Degefa in diesem Kontext, d. h. in die-
sem ersten persönlichen Gespräch vor Ort den Raum, die Erziehung ihrer Kinder 
aus ihrer Rolle als Mutter zu beschreiben. Wir sind als Fachkräfte geschult, die 
Inhalte ihrer Erzählung erstmal lediglich durch aktives Zuhören zu bekräftigen. 
Das ermöglicht uns einen ersten Vertrauensaufbau, denn gemeinsam können 
wir diese Themen nur lösungs- und ressourcenorientiert begleiten, wenn wir 
Frau Degefa verstehen und ihr dieses Verstehen widerspiegeln. Diese erste Ver-
ständigung schaffen wir durch eine allparteiliche Haltung: Wir hören zu, bestär-
ken sie darin, die Sachverhalte aus ihrer Perspektive zu beschreiben, und fassen 
für uns wichtige Informationen zusammen, um diese in einem zweiten Schritt 
gemeinsam zur Diskussion zu stellen. So teilt uns Frau Degefa bereits in diesem 
ersten Gespräch mit, dass ihr Ehemann eine sehr fromme Lebensführung für sie 
als Ehefrau als auch für die Kinder vorsieht. So würde er seinen Kindern sehr oft 
Videos und Bilder aus den sozialen Medien zeigen, um sie religiös zu indoktri-
nieren. Insbesondere würde er über seine Vorstellungen von Männlichkeit und 
Weiblichkeit die Geschwisterbeziehungen der drei Kinder ausnutzen, um den 
Mädchen ein schlechtes Gewissen bzgl. des Kopftuchtragens einzureden: „Was 
für Muslima seid ihr, die nicht mal ein Kopftuch tragen?!“. Wir vermeiden eine 
zeitnahe, explizite Anhörung der Kinder in der Kita oder in der Schule und kon-
zentrieren uns zunächst darauf Arbeitsbeziehung mit der Mutter zu etablieren.  

Schritt 2:  Beziehungsgestaltung in der Arbeit mit Menschen aus radika-
lisierten Netzwerken 

Wie können wir eine Beziehung zu den Menschen im Kontext unserer (pädago-
gischen) Beratungs- und Empowermentarbeit aufbauen? 

Die Entstehung einer Beziehung setzt hier voraus, dass wir den Klienten, den 
Ratsuchenden bzw. in diesem Prozess konkret den Eltern, deren sozialpädago-
gische Begleitung für das Wohl des Kindes unerlässlich ist, einen geschützten 
Raum zur Verfügung stellen, in dem Sie ihre (Un-)Abhängigkeiten 
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handlungsrelevant auf kognitiver und emotionaler Ebene reflektieren können. 
Beziehungsgestaltung bleibt auch darüber hinaus immer herausfordernd. So 
müssen in der Arbeit mit radikalisierten Familien sowohl Nähe als auch klare 
Grenzen und Positionen ausgehandelt werden. Dieses Aushandeln muss im 
Respekt vor der Integrität des anderen erfolgen. Das ermöglichen wir auf Grund-
lage des Wissens, dass jede*r von uns 1. ein persönlich-identitätsstiftendes Mo-
ment bereits in unserer Biografie mitbringen und 2. eine Haltung einbringen, 
die wir in unseren professionellen Rollen zur gemeinsamen Diskussions- und 
Konsensorientierung einsetzen können. Diese Ebene mündet in der reflektier-
ten Praxis, in der wir sowohl den familiären Inhalten Wertschätzung und Ver-
ständnis entgegenbringen als auch in der Lage sind, Grenzen und Verhaltenser-
wartungen im demokratischen Miteinander benennen zu können. Es ist diese 
„sowohl als auch“ Haltung, die uns hier die Türen zu einer kooperativen Zusam-
menarbeit mit Frau Degefa öffnet: Wir verstehen einerseits ihre Sichtweise, auch 
die ihres Mannes in der Funktion der jeweiligen Verhaltensweisen aus fachlicher 
Sicht, indem wir dieses Verhalten biographie-, system-, erziehungsbedingt er-
klären können, andererseits reflektieren und problematisieren wir die aktuellen 
Entwicklungstendenzen und die Konsequenzen des Verhaltens für die Kinder. 
Um allerdings einer Veränderung bzw. Sensibilisierung für etwaige Veränderun-
gen und einen positiven Verlauf für die Kinder herbeiführen zu können, ist es 
aus fachlicher Sicht notwendig, die Ressourcen der Ebene herauszuarbeiten. 

Schritt 3: Ressourcenanalyse 

Was bringen die Menschen in ihrer Biografie mit? Was davon setzen sie um und 
was bleibt unberücksichtigt? Und was ließe sich davon als Ressourcen für de-
mokratische Prozesse nutzen? Was bedeutet die Realität von radikalisierten El-
tern für den alltäglich-pädagogischen Umgang? 

Für eine (sozial-)pädagogische Diagnostik ist die Frage nach den Ressourcen, 
immer auch eine Frage nach dem möglichen Zugang, nach der lebensweltna-
hen Intervention in der Praxis mit den Menschen. Eine dezidierte Ressour-
cenanalyse setzt nicht voraus, dass vorherrschende Herausforderungen und 
Probleme bagatellisiert werden. Der Fokus richtet sich vielmehr auf die Potenzi-
ale der Menschen, die sich hinter den Verhaltensweisen zeigen. Die Aufgabe 
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von pädagogischen Fachkräften besteht u. a. darin, dass Ressourcen erkannt 
werden, ohne dass die Klienten sich dieser bewusst sein müssen. 

Die Gespräche mit Frau Degefa zeigen, dass sie aufgrund der provokativen Hal-
tung ihres Ehemannes, die sich in der Kritik gegenüber ihrer Erziehung und Au-
torität zeigt („So kann man doch keine Kinder erziehen! Willst du jetzt auch noch 
unsere Religion verleugnen?“), augenscheinlich überfordert und mit den Anfor-
derungen der Kita bzw. auch mit der Schule ihres Sohnes den Kontakt meidet. 
Frau Degefa teilt mit, dass sie in ihrer Ehe physischer und psychischer Gewalt 
von Seiten ihres Mannes ausgesetzt ist und dies auch von den Kindern miterlebt 
wird. In den letzten Monaten habe sich zudem herausgestellt, dass ihr Mann ein 
weiteres Kind aus unehelicher (bzw. religiöser Trauung) habe. Frau Degefa habe 
zu diesen Geschehnissen auch eine gesundheitliche Beeinträchtigung erfahren 
müssen: Sie habe einige Operationen hinter sich. Dementsprechend würden ihr 
die Rückmeldungen seitens der Kita und der Schule nur noch mehr im Weg ste-
hen, um sich und ihre Kinder vor den psychischen Kränkungen und Gewaltan-
wendungen des Ehemannes zu schützen. Sie verrät, dass sie – entgegen ihres 
Arguments zu Beginn der Hilfestellung – keinerlei Verständnis mehr für sein Ver-
halten zeigen und sich von seinem radikalisierten Umfeld distanzieren wolle. 
Wir bestärken sie in ihrem Vorhaben sich kritisch-konstruktiv mit den bisherigen 
Argumentationen ihres Ehemannes auseinanderzusetzen, klären sie über die 
pädagogisch relevanten Folgen für die Kinder auf und unterstützen sie in der 
Umsetzung ihrer neuen Handlungsoptionen.  

Frau Degefa zeigt ihre Stärke u. a. in der Umsetzung der Empfehlungen. Hierzu 
gehören neben den Möglichkeiten einer ruhigen Gesprächsführung in Konflikt-
situationen, um Eskalationen vor und mit den Kindern zu vermeiden, auch die 
Option, das Jugendamt und zugleich uns zu kontaktieren, die Polizei bei Über-
griffen einzuschalten aber auch Anzeige zu erstatten. Eine räumliche Trennung 
mit dem Ehemann sei „doch nicht nötig“, da er erfahrungsgemäß selten zu 
Hause sei und seine neue Lebenspartnerin bevorzuge. Allerdings, und das wird 
aufbauend auf den Ressourcen von Frau Degefa umgesetzt, solle es in Zukunft 
einen geregelten Umgang mit den Kindern geben, die nicht ohne Begleitung 
stattfinden soll. Hier wird eine gerichtliche Klärung angestrebt. Es findet die Ver-
mittlung zur Rechtsanwaltskanzlei statt. Frau Degefa wird therapeutisch 
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angebunden, um sich über eine Gesprächstherapie wieder emotional entlasten 
zu können, und wird darin aufgeklärt, in welcher Form sie Eskalationen mit dem 
Ehemann vermeiden kann. Falls es dennoch dazu kommen sollte, dass Herr De-
gefa die Kinder weiterhin instrumentalisiert und Gewalt ausübt, so sollen alle 
Ereignisse schriftlich festgehalten und sofort den zuständigen Stellen mitgeteilt 
werden. 

Schritt 4: Performanzstärkung 

Bei schwerwiegenden Themen wie Rechtsradikalismus, Antisemitismus, anti-
muslimischer Rassismus, Islamismus etc. bleibt oft verborgen, dass das das all-
tägliche Handeln der Menschen, ihre „Performanz“, in Interaktion mit ihrer eige-
nen Geschichte, ihrem Umfeld und ihren Möglichkeiten begründet liegen. In 
professionellen Kontexten sehen diese wir die Beschreibung der Performanz, 
wie Menschen etwa in konkreten Konfliktsituationen handeln, als Ausgangs-
punkt für eine vertiefte Auseinandersetzung und empowern Menschen in ihren 
Kompetenzen. 

In der Tat zeigt sich bei Frau Degefa im Verlauf der Beratung und Begleitung, 
eine sehr konstruktive Zusammenarbeit mit den involvierten Fachkräften unter-
schiedlicher Institutionen. Sie teilt mit, dass sie sich in der Sensibilisierung, Auf-
klärung und Unterstützung sehr gut aufgehoben fühlt und dadurch eine grö-
ßere Sicherheit im Umgang mit der Radikalisierung ihres Ehemannes entwickelt 
hat. Diese Sicherheit zeige sich nunmehr auch in der Fähigkeit, ihre Kinder the-
menspezifisch selbst aufzuklären ihnen kindgerechte Erklärungen zu geben. 
Frau Degefa konzentriere sich nun auch vermehrt auf „pädagogische“ Inhalte, 
die sie vermittelt bekommt. Sie will z. B. versuchen, die Beziehung zu ihren Kin-
dern emotionaler zu gestalten, indem sie Gefühle benennt und dieses sich auch 
von den Kindern wünscht. Insbesondere die Aufarbeitung des Themas Angst 
und Druck gemeinsam mit der sozialpädagogischen Familienhilfe habe ihr und 
den Kindern geholfen, kommunikative Wege aus dieser Angst zu finden. Aus-
schlaggebend für die Beobachtungen in der Kita sind nach unserer Wahrneh-
mung und Auswertung, die wir gemeinsam mit der Mutter führen, die ableh-
nende Haltung des Vaters gegenüber demokratischen Werten und Andersgläu-
bigen, die die Kinder insbesondere zu spüren bekommen, wenn er die 
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persönlichen Beziehungen seiner Kinder zu Freund*innen untersagt, ihnen ge-
genüber aggressiv auftritt und ihnen Scham- und Schuldgefühle anerziehen 
möchte. Die Kinder, so berichtet Frau Degefa, werden dauerhaft mit Gewaltdar-
stellungen in Videos konfrontiert und manipuliert („Seht ihr, was wir alles opfern 
müssen, um uns vor diesen Feinden zu schützen?“). Erst durch die Beratung, Er-
mutigung und Stärkung der Mutter können wir die Entstehung eines Rahmens 
unterstützen, der nicht zuletzt auch für die Kinder gesünder ist. Die Entlastung 
der Mutter durch unterschiedliche Netzwerke verhilft den Kindern zu einer ru-
higeren Grundhaltung und stärkt die Performanz der Mutter in Bezug auf de-
mokratieförderliche Praktiken. 

Schritt 5: Stabilität 

Wie können erarbeitete Lösungen nachhaltig stärken? Was brauchen Menschen 
aus diesen Milieus, um ihren Weg aus dieser Befangenheit unabhängig steuern 
zu können? 

Die Herangehensweise in der Familie Degefa zeigt, dass im radikalisierten Sys-
tem der Fokus zu Beginn der Beratungsphase in der Wiederherstellung einer le-
bensweltnahen Realität und Stabilität liegen muss, die die Rechte der Kinder für 
eine gesunde Erziehung beachtet. Es wird deutlich, dass Wertethemen und Wer-
tebildungsprozesse weniger durch Kommunikation und Diskurse als vielmehr 
im Vorleben thematisiert werden sollten bzw. können. Stabilität wiederherzu-
stellen bedeutet, Menschen in ihrer Ausgangslage zu entlasten, d. h. hier, Frau 
Degefa die Sorge vor weiterer Kritik und die Angst vor einer weiteren fehlenden 
Coping-Strategie zu nehmen. Erst im gemeinsamen Dialog stellt sich heraus, 
welche tiefergehenden Belastungen und teilweise auch traumatischen Erfah-
rungen sich in ihrer Geschichte zeigen. Deutlich wird allerdings auch, wie not-
wendig es ist, Eltern in das Hier und Jetzt der Erziehung zu holen. Erst als Frau 
Degefa versteht, was für ihr Handeln leitend ist und welche Möglichkeiten es 
noch gibt, entschließt sie sich zum Wohle ihrer Kinder diesen Weg zu gehen. Erst 
in diesem Prozess lernt sie, dass das Aushandeln von Positionen möglich ist und 
dass ihre Kinder das auch lernen können. Eine nachhaltige Wirkung dieser Wer-
tebildung- bzw. -veränderung bedarf der Erarbeitung von Netzwerken, die sie 
strukturell, aber auch inhaltlich unterstützen können. Und ausgehend von 
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dieser ersten Stabilität und Entlastung, die als Basis gelegt worden ist, kann die 
intensive Arbeit mit dem radikalisierten Vater beginnen, dessen Überzeugung 
in den Fokus gestellt wird. Was können wir als Team leisten und wie müssen wir 
zusammenarbeiten, um die Familie und die Kinder von der Radikalisierung des 
Vaters zu schützen oder ihn für ein Aussteigerprogramm zu gewinnen? 

Damit liegt die erste Grundlage einer praxisgerechten Handhabung von Fällen 
der antidemokratischen Radikalisierung im Abbau von Vorurteilen, der Bearbei-
tung eigener Unsicherheiten im Umgang mit Menschen anderer – für uns teil-
weise unverständlicher, demokratiegefährdender Ideologien –, der Erfassung 
der Eigenlogik einer Familie sowie einer die Situation stabilisierenden Interven-
tion. Dass sozialpädagogische Arbeit in diesem Kontext wesentlich mehrdimen-
sional und interdisziplinär sein muss, entlastet uns vor dem unrealistischen und 
zum Teil deshalb kontraproduktiven Anspruch, jede komplexe familiäre Situa-
tion unmittelbar und problemlos einordnen und lösen zu können (vgl. Hand-
lungstipp: Realistische Erwartungen bilden und langfristige Perspektive einneh-
men) 

 

✎ Der Umgang mit antidemokratischen Eltern stellt eine große Heraus-
forderung für die demokratiefördernde Elternarbeit dar. Hilfreich ist, 
wenn die Einrichtung, z. B. durch ein gemeinsam festgelegtes Leitbild, 
auf eine solche Situation eingestellt ist. Von Seite der Einrichtung sollte 
Klarheit über die Reichweite und die Grenzen des eigenen Handelns 
bestehen. Zugleich sollten Fachkräfte unmissverständlich für demo-
kratische Werte einstehen. Ausgangspunkt für die Arbeit mit Eltern 
sollte das Interesse am Wohl des Kindes sein. Hiervon ausgehend kön-
nen Arbeitsbündnisse aufgebaut werden, die einen geordneten Um-
gang erlauben und die Einhaltung von Grundregeln sicherstellen. Da-
bei sollten stets auch das Wohl und die Sicherheit der anderen Kinder, 
Eltern und Fachkräfte im Blick behalten werden. Eine besonders dring-
liche Situation besteht, wenn aufgrund der radikalen Positionen der 
Eltern eine unmittelbare Kindeswohlgefährdung besteht. 
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Häufig ist es sinnvoll, auch externe Expert*innen zur Unterstützung 
hinzu zu ziehen. Diese können, wie im Fallbeispiel der Familie Degefa 
gezeigt, in der Beziehungsarbeit mit den Eltern versuchen, eine Ab-
wendung von antidemokratischen Positionen zu unterstützen. 

 

4.6 (Neue) Medien in der demokratiefördernden Elternarbeit 

Digitale und mobile Medien sind heute ein wichtiger Bestandteil des Alltags von 
Eltern – und damit auch der Entwicklungsumwelt der Kinder. Entsprechend 
muss eine demokratiefördernde Elternarbeit auch einen systematischen Um-
gang mit digitalen und interaktiven Medien finden. Neue Medien spielen nicht 
zuletzt auch in der Frage der Erreichbarkeit und Partizipationsmöglichkeit von 
Eltern eine wichtige Rolle. Daraus ergibt sich eine komplexe Konstellation zwi-
schen Fachkräften, Eltern und Kindern, die den medienpädagogischen Rahmen 
für eine demokratiefördernde Elternarbeit bildet (Abb. 5).  

Für die durch Medien vermittelten Beziehungen in der demokratiefördernden 
Elternarbeit lassen sich grob drei Dimensionen ausmachen. 

1. Ansätze zur Medienpädagogik und zur Vermittlung von Medienkom-
petenz beziehen sich zumeist auf die Medienerfahrungen, die Kinder 
im Rahmen einer Bildungseinrichtung machen können, also auf die 
Mediennutzung von Kindern in Begleitung von Fachkräften.  

2. Die Mediennutzung innerhalb von Familien ist ein wichtiger Gegen-
stand medienpädagogischer Forschung – zumeist werden sie als ein 
mögliches Interventionsfeld für Fachkräfte verstanden, um einer prob-
lematischen Mediennutzung zwischen Eltern und Kindern entgegen-
zuwirken. 
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Abb. 5:  Medienrelation in der demokratiefördernden Elternarbeit. 
Eigene Darstellung.15 

 

3. Davon weitgehend unabhängig werden neue Medien im Sinne der El-
ternpartizipation als Hilfsmittel für die Kommunikation zwischen Ein-
richtung und Eltern eingesetzt. 

Unser Ansatz geht dabei über bestehende Konzepte der Medienbildung und 
der Elternpartizipation hinaus, insofern wir systematisch den Zusammenhang 
der drei Grunddimensionen eines demokratischen und demokratiefördernden 
Einsatzes von Medien in den Blick nehmen wollen. Im Sinne der Stärkung de-
mokratischer Familienkulturen hat die verstärkte Elternpartizipation selbst ei-
nen demokratiepädagogischen Effekt. Denn die Beteiligung der Eltern an der 
Gestaltung des Betreuungs- und Bildungsumfelds ihrer Kinder ist ein wichtiger 
Raum für demokratische Erfahrungen der Eltern. Die Beteiligung wirkt sich auf 
die unmittelbare Grundhaltung zur Bildungsinstitution aus, die als für eigene 
Anliegen offener Raum erlebt wird. Davon ausgehend hinaus gibt es mittelbar 
auch einen Einfluss auf die Wahrnehmung der gesellschaftlichen Offenheit für 
eigene Belange, die eine positive Grundhaltung zu demokratischen Institutio-
nen stärken kann. 

 
15 Bildquellen: „Parent“ von Gregor Cresnar, „Child“ von Adrien Ciquet, „House“ von Gan Khoon Lay 
und „Media Content“ von ProSymbols bezogen über das Noun Project (CC-BY). 
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Unsere Perspektive zielt auch in diesem Themenfeld auf ein gemeinsames de-
mokratisches Wachsen ab. Anstatt von einer gegebenen demokratischen Medi-
ennutzung der Eltern auszugehen, die nur den Kindern übertragen werden 
muss, steht für uns der gemeinsame Prozess der Aushandlung von Mediennut-
zung im Vordergrund. Dies gilt explizit auch für das Verhältnis von Fachkräften 
und Eltern – auch hier verfügen die Fachkräfte nicht einfach über die richtige, 
demokratische Mediennutzung, die dann den Eltern „beigebracht“ werden 
muss. Und auch hier ist an einem gemeinsamen Lern- und Entwicklungsprozess 
hin zu einer demokratiefördernden Mediennutzung anzusetzen. 

4.6.1 Medienhaltung 

Die Nutzung neuer Medien ist stark umstritten. Dies gilt interessanterweise für 
‚neue‘ Medien aller Zeiten. Ein Abgesang auf die Kultur wurde bereits bei der 
Verbreitung der Schrift angestimmt und ist ein wiederkehrendes Thema spätes-
tens, seitdem das Buch zum leicht verfügbaren Massenmedium geworden ist 
(Moser 2019, 49–69). Auf der anderen Seite gibt es nicht selten auch eine Medi-
eneuphorie: Ausgehend von neuen technischen Möglichkeiten wird ein gesell-
schaftlicher Fortschritt ausgemalt. Dabei wird jedoch die soziale und gesell-
schaftliche Einbettung der Technik und damit die Frage, wie und wofür Medien 
tatsächlich genutzt werden, ausgeblendet. Als Beispiel kann hier das Internet 
gelten, das in den frühen Jahren als Motor einer kosmopolitischen Vernetzung 
und von menschheitsumspannender freier Kommunikation gesehen wurde. 
Heute werden unter dem Stichwort der „bubbles“ bzw. „Filterblasen“ jedoch zu-
meist Tendenzen hin zu einer neuen sozialen Schließung kritisiert.  

Für eine demokratiefördernde Verwendung von neuen Medien in der Elternar-
beit ist es wichtig, den Blick auf die konkrete Mediennutzung zu richten. Es gilt, 
beständig Chancen und Risiken der Nutzung medialer Angebote abzuwägen 
und zu berücksichtigen, welche Rolle diese im Zusammenleben in der jeweili-
gen Lebenssituation konkret spielen. 

 

Grundsätzlich können für eine demokratiefördernde Elternarbeit zwei Dimensi-
onen unterschieden werden, in denen neue Medien besonders relevant sind.  
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• Die Verbesserung der Teilhabe von Eltern. Diese ist insofern rele-
vant, als die Erfahrung demokratischer Teilhabemöglichkeiten auf Sei-
ten der Eltern einen wichtigen Ausgangspunkt für eine Stärkung einer 
demokratischen Familienkultur bildet. Zugleich kann die Etablierung 
von (auch digitalen) Kommunikationskanälen ein Baustein für eine 
kontinuierliche Beziehung mit Eltern sein, die eine Voraussetzung ist, 
um auch schwierige Themen vertrauensvoll ansprechen zu können. 

• Eine demokratiefördernde Medienpädagogik. Diese geht von einer 
geteilten und gelebten Medienpraxis aus, anstatt lediglich vom Alltag 
abgehobene Idealbilder und Normen der ‚guten‘ Mediennutzung auf-
zurufen, mit denen sich Eltern häufig konfrontiert sehen. Kindern wer-
den unmittelbar in den mediendemokratischen Prozess eingebunden, 
der über eine explizite Medienbildung in der Einrichtung hinaus geht. 
Grunderkenntnis ist dabei, dass Medienkompetenz angesichts gesell-
schaftlicher Digitalisierung zunehmend zu einer wesentlichen Demo-
kratiekompetenz wird (Schröder 2020, 4). 

4.6.2 Neue Medien und die Verbesserung der Partizipationsmöglich-
keiten von Eltern 

Digitale Medien spielen eine zunehmend selbstverständliche Rolle im Alltag 
von Eltern. Wenn Eltern von Fachkräften im Rahmen einer Erziehungs-
partner*innenschaft und im Sinne einer Partizipation von Eltern in der Einrich-
tung erreicht werden sollen, dann müssen sich Angebote auch an dieser Alltags-
wirklichkeit ausrichten. Dies bietet einerseits neue Möglichkeiten dafür, die Teil-
habemöglichkeiten von Eltern zu erweitern. Andererseits muss immer auch kri-
tisch reflektiert werden, welche (zum Teil auch unbeabsichtigten) Folgen spezi-
fische Formate und Medien der Elternarbeit jeweils haben. Nimmt man die 
Diversität der Elternschaft ernst, so kann man vermutlich nicht auf einen einzi-
gen Zugang für alle Eltern setzen. Vielmehr muss es eine Palette an ‚Kanälen‘ 
geben, die es vermögen, die Elternschaft in ihrer Breite anzusprechen. Digitale 
Formate der Elternarbeit sind hier ein Baustein unter anderen. Allerdings ein 
Baustein, der an Einfluss gewinnt, bisher aber in seiner demokratiepädago-
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gischen Relevanz zu wenig berücksichtigt wird, und deshalb ein besonderes Au-
genmerk verdient hat. 

Formen und Medien der der Elternarbeit 

Wenn es um die Nutzung neuer Medien in der Elternarbeit geht, sind wichtige 
Fragen: Welche Voraussetzungen haben diese Medien? Inwiefern können alle 
Eltern an der durch Medien vermittelten Kommunikation teilhaben? Welche 
technischen oder auch finanziellen Beschränkungen gibt es? Und damit eng zu-
sammenhängend: Welche Ausschlüsse bringt ein bestimmtes Medium ganz 
konkret mit sich? 

Diese Fragen dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass nicht nur neue Me-
dien Voraussetzungen mit sich bringen und entsprechend ungleiche Teilha-
bechancen für Eltern bieten, sondern alle Medien. Demokratiefördernde Eltern-
arbeit muss darum reflektieren, welche Möglichkeiten, aber auch Herausforde-
rungen die Wahl von Formen der Elternarbeit für unterschiedliche Eltern mit 
sich bringen. Wie können Eltern etwa die Informationen von Aushängen auf-
nehmen? Was können sie mit Elternbriefen machen? Für welche Eltern ist eine 
direkte mündliche Ansprache wichtig? Wie können wiederum auch Bilder für 
eine niedrigschwellige Kommunikation genutzt werden? 

 

Beispiel: Aushang im Eingangsbereich 

Insbesondere in Bildungseinrichtungen der frühen und mittleren Kindheit, wenn 
Eltern die Kinder persönlich in die Schule oder Kita bringen, werden häufig Aus-
hänge genutzt, um Eltern Informationen zu übermitteln: z. B. die Erinnerung den 
Kindern besonderes Material für einen Aktionstag oder eine Bastelstunde mitzu-
geben. Wichtige Reflexionsfragen sind für diese Mediennutzung:  

• Welche Anforderungen stellt ein Aushang an Eltern?  

• Welche Unterschiede gibt es, wie Eltern diese Informationen aufneh-
men können?  
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• Was können Eltern (und Fachkräfte) ganz konkret mit dem Medium 
Aushang machen? 

Das soll hier nur exemplarisch an drei Aspekten aufgegriffen werden. 

(1) Aushänge bieten sich häufig an, weil sie mit einem sehr geringen Aufwand 
verbunden sind. Mit einem Zettel können viele Eltern erreicht werden. Zugleich 
kann begleitet werden, wie Eltern die Informationen aufnehmen – etwa in dem 
noch einmal explizit auf den Ausgang hingewiesen wird oder Rückfragen vor Ort 
geklärt werden. Die „Stärke“ eines Aushangs ist, dass er in einen direkten Aus-
tausch eingebunden werden kann. 

(2) Zugleich ist es sehr beschränkt, was Eltern mit einem Aushang machen kön-
nen. Sie müssen ihn an genau diesem Ort zu dieser Zeit nicht nur überhaupt 
wahrnehmen, sondern auch lesen und verstehen. Auf jeder dieser Ebenen kann 
es Schwierigkeiten geben. Ganz offensichtlich, wenn ein Elternteil z. B. sehbehin-
dert ist. Aber eben auch, wenn Sprachhürden bestehen – sei es wegen allgemei-
ner geringer Lesekompetenzen oder wegen geringen Deutschkenntnissen.   

(3) Zuletzt kann gefragt werden, was Eltern über das Verstehen hinaus mit den 
Informationen des Aushangs machen können. Häufig denken wir vor allem dar-
über nach, wie Eltern eine bestimmte Nachricht ‚empfangen‘. Es ist aber hilfreich, 
auch zu überlegen, in welcher Situation Eltern die Information praktisch brau-
chen. Die Erinnerung an die Matschhose für den morgigen Ausflug zu denken, ist 
in der Situation, in der ein Aushang gelesen wird, in der Regel irrelevant. Hand-
lungsrelevant wird sie am nächsten Morgen oder vielleicht am Abend, wenn die 
Kleider für den nächsten Tag bereitgelegt werden.  

Zusammenfassend kann man sagen, dass Aushänge je geeigneter sind, desto 
stärker sie in eine direkte Kommunikation eingebunden sind und desto relevan-
ter die vermittelten Informationen hier und jetzt sind. Umgekehrt sind Aushänge 
desto anspruchsvoller und hürdenreicher, desto mehr sie auf ein unmittelbares 
Verstehen angewiesen sind, das erst in einer späteren Situation relevant wird. 
Verstärkt wird das, wenn an dem Ort, wo Aushänge bereitgestellt werden, ein 
„Handyverbot“ besteht, wie es etwa häufiger für die Abholsituation in Betreu-
ungseinrichtungen der Fall ist. Hier müssen sich Eltern die Informationen 
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entweder merken (und sich dann, wenn es darauf ankommt, auch daran erin-
nern), oder sich selbst eine handschriftliche Notiz machen. 

 

Einen möglichst barrierefreien und leichten Zugang zu Informationen zu finden, 
ist eine Aufgabe, die medienübergreifend von großer Bedeutung ist. Dabei 
kann es hilfreich sein, neben Text auch auf graphische Elemente zu setzen. Häu-
fig erleichtert es das Verständnis bereits deutlich, wenn über Bilder ein be-
stimmter Kontext vorab klar ist, vor deren Hintergrund ein Text gelesen wird. 
Nützlich können hier zum Beispiel die vielfältigen Emojis des OpenMoji-Projek-
tes sein, die unter einer Creative Commons Lizenz zur Verfügung stehen. 16 Wei-
tere Icons und Bilder unter offener Nutzungslizenz gibt es zum Beispiel beim 
Noun-Project.17 Für die Recherche von frei nutzbaren Fotos kann wiederum Un-
splash hilfreich sein.18 

Neben solchen allgemeinen Möglichkeiten, den Zugang von Eltern zu Informa-
tionen zu erleichtern, können auch digitale Medien hilfreich sein. Ein einfaches 
Foto des Aushangs mit dem Handy erlaubt z. B., die Information – ob verstanden 
oder nicht – mit sich zu tragen. So kann man sich einfach später in Ruhe bemü-
hen, den Inhalt zu verstehen, und sich dabei auch eventuell Hilfe holen. Damit 
erweitern sich die praktischen Handlungsmöglichkeiten für Eltern maßgeblich. 
Andere Möglichkeiten ergeben sich noch einmal, wenn Texte direkt in digitaler 
Form (ob über ein einrichtungsinternes Netzwerk, E-Mail oder Messenger) zu-
geschickt werden. Bei Sprachproblemen können dann auch Übersetzungs-
Tools genutzt werden, um den Inhalt zugänglich zu machen. 

In beiden Fällen wird die Verankerung des Inhalts an Ort und Zeit des Aushangs 
gelockert. Dies erlaubt es, die Informationen gezielt dann zu nutzen, wenn das 
eigene Handeln von ihr abhängt. Etwa indem eine Erinnerung geschrieben oder 

 
16 siehe https://openmoji.org/ 

17 siehe https://thenounproject.com/ 

18 siehe https://unsplash.com/ 
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Informationen nachgelesen werden. Andererseits ist es hier schwerer, bei Un-
klarheiten noch einmal nachzufragen, was etwa möglich ist, wenn über einen 
Aushang unmittelbar kurz gesprochen wird. 

Für eine partizipationsorientierte Elternarbeit sollte es nicht darum gehen, alles 
auf digitale Kommunikation umzustellen. Vielmehr geht es darum, die Möglich-
keiten mit Eltern zu kommunizieren, um das Spektrum der genutzten Kommu-
nikationsmittel mit Eltern gezielt zu reflektieren und – wo hilfreich – digital zu 
erweitern. 

Chancen neuer Medien für die Elternarbeit 

Die Nutzung von sozialen Medien bietet eine niedrigschwellige Möglichkeit der 
Beteiligung von Eltern (Aycicek 2019, 175). Diese niedrigschwellige Beteiligung 
von Eltern, etwa über kleine Kommentare zu Aktivitäten der Einrichtung oder 
über das Abfragen eines Meinungsbildes, kann sehr hilfreich sein: häufig wird 
sie für positives Feedback zu einzelnen Aktivitäten genutzt – ein Feedback das 
sonst nur sehr gefiltert bei den Fachkräften ankommt. Damit kann dem demo-
tivierenden Gefühl entgegengewirkt werden, dass das eigene Engagement 
nicht wahrgenommen wird und kein Interesse an den eigenen Aktivitäten be-
steht (Knauf 2016, 35). Darüber hinaus können solche kleinen Formen der Rück-
meldung von Eltern als erste Schritte hin auf eine intensivere Kommunikation 
genutzt werden, die sich dann auch in verstärktem Engagement jenseits des Di-
gitalen niederschlagen kann. 

Für die Eltern selbst kann eine Beteiligung an digitalen Formaten unter anderem 
deshalb von Interesse sein, weil die geteilten Informationen aus dem Kita-Alltag 
ihnen Anknüpfungspunkte bieten können, mit ihren Kindern ins Gespräch zu 
kommen und so an ihren Erfahrungen und Erlebnissen teilzuhaben. Dies ist ins-
besondere dann von Relevanz, wenn es Kindern aufgrund ihres Alters oder an-
derer Gründe nicht möglich ist, eigenständig umfassend aus ihrem Erleben zu 
berichten (Knauf 2015, 63 ff.; Knauf 2016, 29 ff.). 

Allerdings stellt die Erziehungswissenschaftlerin Helen Knauf fest: neben Inklu-
sionsmechanismen sind auch Exklusionsmechanismen immer schon Teil von 
sozialen Medien (Knauf 2016, 35). Typischerweise besteht hier insbesondere die 
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Sorge, digital abgehängt zu werden – etwa weil entsprechende Endgeräte nicht 
zur Verfügung stehen oder aber auch, weil die Medienkompetenz fehlt.  Wenn 
es das Ziel ist, mehr Eltern für demokratische Erziehungs- und Bildungs-
partner*innenschaften zu gewinnen, dann muss dieser Aspekt ernst genom-
men und berücksichtigt werden. Allerdings sind in der Generation heutiger El-
tern die grundsätzlichen technischen Fähigkeiten zur Teilhabe an digitalen 
Kommunikationsformen weit verbreitet. Es ist zudem anzunehmen, dass die 
Vertrautheit mit entsprechenden Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien in nächsten Jahren eher zunehmen als abnehmen wird.  

Eine Rolle spielt sicher auch die unterschiedliche Medienerfahrung von Eltern 
und Fachkräften. Verglichen mit den Erziehungsberechtigten ist das Alter von 
Fachkräften eher heterogen. Es liegt nahe, dass dies auch zu einer größeren 
Diversität an Vertrautheit mit digitalen Medien beiträgt, die sich in einer ver-
stärkten Skepsis gegenüber ‚neuen’ Medien niederschlagen kann. Entspre-
chend ist eine Bestärkung und der Ausbau von Medienkompetenz im Team, die 
der Unterschiedlichkeit der Mediennutzung und -erfahrung der Mitarbeiter*in-
nen Rechnung trägt, von besonderer Bedeutung für die Umsetzung einer parti-
zipations- und demokratiefördernden Medienstrategie. Die Medienkompetenz 
und mediale Selbstwirksamkeitserfahrungen von Fachkräften sind zentrale Fak-
toren für eine aktive Gestaltung medienpädagogischer Angebote (Marci-
Boehncke und Rath 2013, 68–77). Interne und externe Weiterbildungsangebote 
sollten zugänglich gemacht werden, um zu verhindern, dass ein Teil der Beleg-
schaft sich benachteiligt oder gar abgehängt fühlt. 

Herausforderungen und Risiken durch die Nutzung neuer Medien in der 
Elternarbeit 

Die Nutzung neuer Medien für die Elternarbeit bringt Möglichkeiten mit sich, 
Hemmschwellen für eine Beteiligung der Eltern abzubauen. Zugleich kann die 
Kommunikation über Netzwerke oder Messenger Konflikte und Probleme mit 
sich bringen. Es ist wichtig, sich der dahinter liegenden Mechanismen bewusst 
zu sein, um entsprechende Dynamiken vermeiden oder ihnen entgegensteuern 
zu können. 
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(Konflikt-)Potentiale von Online-Kommunikation 

Grundsätzlich sollte die Online-Kommunikation mit den Eltern und entspre-
chende Angebote des Austauschs nicht als Ersatz für direkte Gespräche gese-
hen werden, sondern als Ergänzung. Der Erfolg vom Austausch in Online-For-
maten wird stark dadurch verbessert, dass sich die Kommunikationsteilneh-
mer*innen auch jenseits der Online-Kommunikation kennen. Gerade wenn 
Menschen neu zusammenkommen, können in der Online-Kommunikation Kon-
flikte aus Missverständnissen entstehen (Hobman u. a. 2002, 456–462). Schrei-
bende und Lesende können in einer völlig unterschiedlichen Situation mitei-
nander in Kontakt treten, ohne davon zu wissen. Die Mimik, Körpersprache so-
wie ein „Gefühl“ für Stimmungen und Eigenheiten der Gesprächspartner*innen 
fallen weg, mit deren Hilfe wir z. B. erkennen, ob etwas als Scherz gemeint ist 
oder nicht. Die Förderung von Beziehungen unter den Eltern sind darum wich-
tige Grundlagen für eine digital erweiterte Elternarbeit. 

Nicht zuletzt kann die Nutzung sozialer Medien auch Konfliktpotential inner-
halb des Teams mit sich bringen, etwa wenn der Eindruck entsteht, dass soziale 
Medien auch zur eigenen Profilierung verwendet werden (vgl. Aycicek 2019, 
153 ff.). Es ist verständlich, dass die Verwendung von sozialen Medien von man-
chen Mitarbeiter*innen motivierter betrieben wird, als von anderen, auch im 
Hinblick auf unterschiedliche Erfahrungen und Interessen. Wichtig ist vor die-
sem Hintergrund, intern eine gemeinsame Haltung zum Medieneinsatz zu fin-
den und hierüber im Gespräch zu bleiben. Andererseits sollte die besondere 
Medienkompetenz und Motivation Einzelner genutzt werden – etwa indem 
diese anderen Kolleg*innen niedrigschwellig unterstützen und ein „digital di-
vide“19, also eine Spaltung angesichts eines ungleichen Zugangs zu digitalen 
Themen im Team zu vermeiden.  

 
19 Zum Konzept des „digital divide“ vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (2017). 
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Soziale Medien zwischen Erziehungspartner*innenschaft und sozialer 
Kontrolle 

Elternarbeit zielt, ausgehend vom geteilten Interesse am Wohlergehen und der 
Entwicklung des Kindes, auf einen engeren Austausch mit Eltern ab. Für das 
Kind stellt dies einerseits eine Kontinuitätserfahrung zwischen Bildungseinrich-
tung und Familie her, die Sicherheit vermitteln kann. Die Eingewöhnungsphase 
in Kindertagesstätten, bei der Eltern die Kinder zunächst in die Einrichtung be-
gleiten, damit diese sich in ihrem Beisein mit der neuen Umgebung vertraut ma-
chen können. Dies ist ein Beispiel für die Schaffung von Sicherheit und Kontinu-
ität. Das Ziel der Eingewöhnungsphase ist, die bestehende Bindung an die El-
tern als Grundlage für die Weiterentwicklung und eine größere Selbstständig-
keit des Kindes zu nutzen. Üblicherweise sind im Alltag aber die Gelegenheiten 
für einen Austausch mit Eltern klar begrenzt. Neben den sporadischen Tür-und-
Angel-Gesprächen, die für den niedrigschwelligen alltäglichen Austausch be-
sonders wichtig sind, kann es bei Elternabenden, bei Entwicklungs- oder Eltern-
gesprächen zu einem vertieften Austausch kommen. Daneben stehen noch ein-
mal Elternbriefe und evtl. anlassbezogene Gesprächstermine zur Verfügung. 

Durch die Verwendung digitaler Medien in der Elternarbeit wird der Austausch 
mit Eltern von solchen Gelegenheiten der Begegnung abgelöst und damit po-
tentiell entgrenzt. Es sollte aber immer auch mitreflektiert werden, wo es sinn-
voll sein kann, eine Grenze zwischen der Bildungs- oder Betreuungseinrichtung 
und der Familie aufrecht zu erhalten. Ein Stichwort ist hier der Begriff der „sozi-
alen Kontrolle“, mit dem darauf verwiesen wird, dass es zu einer immer umfas-
senderen und engmaschigeren ‚Überwachung‘ von Kindern kommt, die  letzt-
lich zu einem umfassenden Konformitätsdruck führen kann (vgl. Elias u. a. 2000; 
Foucault 1976). Dass Eltern technische Geräte auch einsetzen, um das Verhalten 
ihrer Kinder zu ‚überwachen‘, kann vielleicht darin deutlich werden, dass immer-
hin 16 % der befragten Eltern einer Studie angeben, den Standort ihrer Kinder 
zu überprüfen (Lampert, Thiel und Hasebrink 2020, 21).  

Die Trennung der Sphären primärer und sekundärer Sozialisation – also von Fa-
milie und Bildungsinstitution – ist für die eigenständige Entwicklung des Kindes 
von Bedeutung. Sie sorgt dafür, dass der Zugriff einzelner Erwachsener auf das 
Kind immer auch Schranken hat. Soziale Einrichtungen, Kindertagesstätten und 
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Schulen sind immer auch Orte der Selbsterprobung, in denen die Kinder sich 
auch bis zu einem gewissen Grad jenseits der normativen Erwartungen der El-
tern ausprobieren können – etwa frech zu sein, zu widersprechen, mit 
Freund*innen zu spielen, die den Eltern nicht passen, andere Spielzeuge auszu-
probieren etc. 

Eine demokratiesensible digitale Elternarbeit muss angesichts der entgrenzten 
Möglichkeiten, Informationen mit Eltern zu teilen, immer reflektieren, wie Bil-
dungseinrichtungen auch der zunehmenden Eigenständigkeit von Kindern 
Rechnung tragen können. In die Aushandlung von Grenzen für die Kommuni-
kation sollten Eltern und insbesondere auch die Kinder selbst eingebunden sein.  

Soziale Medien zwischen Ermutigung und Selbstdarstellung 

Soziale Medien, ob im Zusammenhang mit der Bildungseinrichtung oder nicht, 
können Eltern die Möglichkeit geben, sich niedrigschwellig auszutauschen und 
Tipps zu geben. Dies kann helfen, die Handlungssicherheit von Eltern zu erhö-
hen. Das Vertrauen in die eigenen Erziehungsfähigkeiten und Selbstwirksam-
keitserfahrungen der Eltern sind wiederum wichtige Faktoren für eine sichere 
und verlässliche Erziehungspraxis, die sich positiv auf die Bindung und die Ent-
wicklung des Kindes auswirkt.  

Zugleich können Medien aber auch ein Muster der Selbstinszenierung stärken: 
man thematisiert sehr viel lieber, was alles toll funktioniert und weniger Schei-
tern und Probleme. Dies kann die Wirkung einer Stärkung der Eltern leicht ins 
Gegenteil umkehren: Eltern sind medial dann von allgegenwärtigen Erfolgsge-
schichten umgeben und empfinden einen abweichenden Familienalltag, in 
dem es Konflikte gibt und nicht immer alles nach Plan läuft, als Mangel der ei-
genen Erziehungskompetenz (Aycicek 2019, 190). Das verstärkt sich noch, wenn 
diejenigen Eltern, die im ‚medialen Wettbewerb‘ um die tollsten Aktivitäten und 
Bilder nicht mitmachen können oder wollen, sich aus der Diskussion oder aus 
Medien zurückziehen (Aycicek 2019, 155 ff.). 

Selbstinszenierung kann aber auch von Seiten der Fach- und Lehrkräfte ein 
Problem darstellen, wenn der Kita-Alltag stärker für eine mediale Teilhabe der 
Eltern geöffnet wird. Hier kann etwas eintreten, das wir Transparenzparadox 
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nennen: Einerseits kann der Einblick in die alltägliche Arbeit die Transparenz pä-
dagogischer Praxis verbessern: Eltern sind besser darüber informiert, was die 
pädagogischen Fachkräfte tun. Dies kann im besten Fall das Vertrauen der El-
tern in die Einrichtung und ihre Professionalität erhöhen (Knauf 2015, 63–68). 
Die zunehmende und direktere Sichtbarkeit des pädagogischen Handelns für 
die Eltern kann andererseits dazu führen, dass es im Vorhinein auf ein potenzi-
elles ‚Publikum‘ hin ausgerichtet wird (vgl. Knauf 2019, 39): Was kommt gut bei 
Eltern an? Was können und sollen sie sehen? Welche Aktivitäten lassen sich gut 
dokumentieren? Der mediale Einbezug von Eltern in den Alltag der Einrichtung 
stellt immer eine Herausforderung dar: Da Eltern mehr aus dem Alltag ihrer Kin-
der mitbekommen, gibt es auch mehr Punkte, wo sie unzufrieden sein können. 
Von Seiten der Fachkräfte wird darauf wiederum mit dem Versuch reagiert, den 
Alltag der Einrichtung für die Eltern vorteilhaft in Szene zu setzen. 

‚Transparenz‘ kann dadurch zu einer undurchsichtigen Fassade werden, inso-
fern Eltern gerade nicht einen unverstellten Einblick in den Alltag zu sehen be-
kommen, sondern einen zunehmend immer schon auch inszenierten Umgang 
mit dem Kind. 

Für eine ‚Elternarbeit 2.0‘ gilt es wohl anzuerkennen: eine stärkere Einbindung 
von Eltern darf nicht zulasten der grundlegenden Erziehungspraxis gehen. Das 
pädagogische Handeln muss auf das Kind ausgerichtet sein, nicht an den Eltern. 
Um das zu gewährleisten, braucht es klare Regeln dafür, in welchem Rahmen 
Eltern digital z. B. über Fotos oder Videos von Aktivitäten, am Alltag der Kinder 
partizipieren sollen. 

4.6.3 Die medienpädagogische Dimension digitaler Elternarbeit 

Wie eingangs erwähnt, stehen in unserem Konzept Medien für eine demokra-
tiefördernde Elternarbeit in einem Wechselspiel zwischen Eltern, Einrichtung 
und Kindern. Digitale Medien bieten nicht nur Möglichkeiten für eine stärkere 
Beteiligung von Eltern. Der Umgang mit digitalen Medien ist vielmehr auch in 
demokratiepädagogischer Hinsicht für Kinder von zentraler Bedeutung.  
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(Demokratische) Medienkompetenz 

In Nordrhein-Westphalen wird die Medienbildung insbesondere durch den Me-
dienkompetenzrahmen NRW abgesteckt. Dieser umfasst die sechs Dimensio-
nen:  

1. Bedienen und Anwenden,  

2. Informieren und Recherchieren,  

3. Kommunizieren und Kooperieren,  

4. Produzieren und Präsentieren,  

5. Analysieren und Reflektieren sowie  

6. Problemlösen und Modellieren (Medienberatung NRW 2020).  

Auch wenn insbesondere an die Dimensionen 3 und 4 auch für eine demokrati-
sche Medienpädagogik angeschlossen werden kann, fallen bei genauerem Blick 
doch Lücken für unser Thema auf. So werden im Medienkompetenzrahmen z. B. 
Erfahrungen, die innerhalb der Familie gemacht werden, nicht thematisiert. 
Auch wird der frühkindliche Bildungsbereich fast vollständig ausgeblendet. Der 
Fokus liegt auf kognitiven Kompetenzen, die schulisch vermittelt werden sollen. 
Demokratische Kompetenzen spielen dabei keine explizite Rolle. Trotz der breit 
ausgewiesenen Dimensionen bestätigt sich ein der Eindruck des Medienpäda-
gogen Horst Niesyto, dass bildungspolitisch eine Orientierung an „anwen-
dungsbezogene[n] Kompetenzen für die Wirtschaft“ im Vordergrund stehen 
(Niesyto 2019, 228).  

Das Konzept der Medienkompetenz ist ursprünglich weiter gefasst. In der klas-
sischen Ausführung bei Baacke (2020) umfasst es vier Aspekte. 

• Medienkritik: Verarbeitung von Reflexion des eigenen Umgangs und 
eigener Erfahrungen mit Medien 

• Medienkunde: Erfahrungen und praktische Kenntnisse im Umgang mit 
Medien 
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• Mediennutzung: Nutzung von Medien für eigene Anliegen, Fragen und 
sozialen Austausch 

• Mediengestaltung: Kenntnisse und Reflexion der Machart und Funk-
tion von Medien  

Marci-Boehncke und Rath (2013, 23) erweitern dies um den Aspekte der Medi-
enkommunikation, verstanden als die Fähigkeit, über Medien zu sprechen und 
die Medienkommunikation der Medien selbst zu reflektieren. Das Konzept der 
Medienkompetenz in diesem Verständnis ist umfassend angelegt und beinhal-
tet z. B. auch ästhetisch-sinnliche, ethische, kritisch-analytische, aktive und pro-
duktive sowie kommunikative Fähigkeiten (Marci-Boehncke und Rath 2013, 23). 

Davon ausgehend schlagen wir für eine demokratische Medienpädagogik fünf 
Kernziele vor. Dies sind nicht nur Ziele für die Entwicklung der Medienkompe-
tenz von Kindern, sondern zugleich für die Weiterentwicklung der Kompeten-
zen von Eltern und Fachkräften. 

Kinder/Eltern/Fachkräfte können … 

• (neue) Medien für ihr Wohlbefinden und für eigene Interessen nutzen, 
anstatt im Sog der Mediendynamik zu stehen. 

• (neue) Medien für Kommunikation und Kooperation nutzen, um ge-
meinsame Ziele zu entwickeln und umzusetzen. 

• (neue) Medien als Räume neuer Erfahrungen und Erkenntnisse eigen-
ständig erkunden. 

• Medienerfahrungen mit Familie und Freunden thematisieren und so 
mit anderen die für sie selbst relevanten Perspektiven abgleichen. 

• eigene Wünsche und Erwartung bezüglich der eigenen Mediennut-
zung und der Mediennutzung anderer formulieren. 

Diese Ziele spannen den Rahmen für medienpädagogische Aspekte der demo-
kratiefördernden Elternarbeit auf und werden im Folgenden aufgegriffen und 
vertieft. Eine wichtige Basis für die Umsetzung einer demokratischen Medien-
pädagogik sind die Kinderrechte. Dies ist nicht zuletzt jüngst durch den General 
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Comment Nr. 25 zur UN-Kinderrechts-Konvention noch einmal explizit gemacht 
worden, der sich den Rechten des Kindes in einer durch digitale Kommunikation 
geprägten Welt zuwendet (Committee on the Rights of the Child 2021). 

Medienpädagogik und Kinderrechte 

Kinderrechte sind in Bezug auf die digitale Welt nicht nur als Abwehrrechte – 
etwa bezüglich der eigenen Privatsphäre oder dem Schutz vor bestimmten Me-
dieninhalten –, sondern explizit auch als Teilhaberechte an unserer zunehmend 
digital geprägten Gesellschaft. Dies schafft besondere Herausforderungen auch 
für die Eltern. Im General Comment Nr. 25 verpflichten sich die Vertragsstaaten 
auch zu einer Bildungspolitik, die erziehungsberechtigten Personen die nötigen 
Kompetenzen vermittelt, um eine aktive (auch) digitale Teilhabe zu ermögli-
chen. Die Kinderrechtsexpertin Jutta Croll visualisiert den umfassenden An-
spruch der Kinderrechte, der auch in den Ausführungen zu Kinderrechten in der 
digitalen Welt zum Ausdruck kommt in einem Dreieck, „bei dem das Kindeswohl 
im Mittelpunkt steht; Schutzrecht und Befähigungsrechte bilden die Basis, um 
die an der Spitze stehenden Beteiligungsrechte zu verwirklichen“ (Croll 2021, 8). 

 
Abb. 6:  Dreieck der Kinderrechte gemäß UN-Kinderrechtskonvention. 

Eigene Darstellung auf Grundlage von (Croll 2021, 8). 
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Für unser Thema besonders relevant ist, dass sich der im General Comment Nr. 
25 formulierte Bildungsauftrag nicht nur auf die Kinder richtet, sondern explizit 
auch auf die Eltern und weitere betreuenden Personen. Auch ihre Medienkom-
petenz muss gestärkt werden, um Kindern sowohl eine Teilhabe an digitaler 
Kommunikation zu ermöglichen als auch um Gefährdungen erkennen und 
ihnen begegnen zu können. 

Da der Text eine gute Gelegenheit bieten kann, um mit Eltern über digitale Teil-
habe und Kinderrechte ins Gespräch zu kommen, sollen hier Auszüge aus Kapi-
tel VIII „Familiären Umfeld und alternativer Betreuung“, in denen Kompetenzen 
von und Anforderung an Eltern im Vordergrund stehen, im Wortlaut wiederge-
ben werden 

 

Allgemeine Bemerkung Nr. 25 (2021): Über die Rechte der Kinder im di-
gitalen Umfeld 

VIII. Familiäres Umfeld und alternative Betreuung 

84. Viele Eltern und Betreuende benötigen Unterstützung, um das nötige 
technologische Wissen sowie die Fähigkeiten und Fertigkeiten aufzubauen, 
um Kinder in Bezug auf das digitale Umfeld zu unterstützen. Die Vertrags-
staaten sollen sicherstellen, dass Eltern und Betreuende Gelegenheit erhal-
ten, sich Medienkompetenz anzueignen, zu lernen, auf welche Weise Tech-
nologien die Kinderrechte fördern können, zu erkennen, wenn ein Kind im 
Internet Schaden erlitten hat, und angemessen zu reagieren. Besondere Auf-
merksamkeit sollte dabei Eltern und Betreuenden von Kindern in benachtei-
ligten oder besonders schutzbedürftigen Situationen gelten. 

85. Bei der Unterstützung und Beratung von Eltern und Betreuenden im Um-
gang mit dem digitalen Umfeld sollen die Vertragsstaaten diese dafür sensi-
bilisieren, die zunehmende Selbstständigkeit der Kinder und deren Bedürfnis 
nach Privatsphäre entsprechend ihren sich entwickelnden Fähigkeiten zu 
respektieren. Die Vertragsstaaten sollen dabei berücksichtigen, dass Kinder 
digitale Medien nutzen, damit experimentieren und sich dabei Gefahren 
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aussetzen können, und zwar bereits in einem Alter, in dem Eltern und Betreu-
ende dies unter Umständen noch nicht erwarten. Einige der beteiligten Kin-
der wünschen sich mehr Unterstützung und Ermutigung bei ihren digitalen 
Aktivitäten, vor allem, wenn die Kinder das Verhalten der Eltern und Betreu-
enden als strafend, allzu restriktiv oder nicht an ihren sich entwickelnden Fä-
higkeiten angepasst erleben. 

86. […] Um Eltern und Betreuende dabei zu unterstützen, ihre elterlichen 
Pflichten mit den Kinderrechten in Einklang zu bringen, sollen das Wohl des 
Kindes und seine sich entwickelnden Fähigkeiten im Vordergrund stehen. 
Orientierungshilfen sollten Eltern und Betreuende veranlassen, die sozialen 
und kreativen Aktivitäten und Lernerfahrungen der Kinder im digitalen Um-
feld zu fördern. Sie sollten zudem nachdrücklich darauf hinweisen, dass die 
Nutzung digitaler Technologien die unmittelbare Ansprache und Interaktion 
der Kinder mit Gleichaltrigen oder mit Eltern oder Betreuenden nicht erset-
zen darf. 

Ausschuss über die Rechte des Kindes (UN) 2021: Allgemeine Bemerkung Nr. 
25. Über die Rechte der Kinder im digitalen Umfeld, nicht amtliche deutsche 
Übersetzung der Monitoring-Stelle UN- Kinderrechtskonvention des Deut-
schen Instituts für Menschenrechte und der der BAG Kinderinteressen e.V., Ber-
lin, https://kinderrechte.digital/hintergrund/index.cfm/key.1732/topic.324. 

 

Dass die Rechte des Kindes in der digitalen Welt sowohl Schutzrechte als auch 
Teilhaberechte umfassen, ist insbesondere darum wichtig, weil in der öffentli-
chen Debatte häufig ein einseitiger Fokus auf die Schutzrechte vorherrscht, bei 
dem die Förderung und Beteiligung von Kindern, die eines aktiven Umgangs 
mit Medien bedürfen, vernachlässigt werden. „Nicht immer oder nur bedingt 
steht dabei der Anspruch einer sicheren, kreativen, kritischen und selbstbe-
stimmten Nutzung im Mittelpunkt des Diskurses“, hält die Kinderrechtsexpertin 
Daniela Tews (2019, 71) kritisch fest. Gerade aus demokratiepädagogischer Per-
spektive sind jedoch die Förderung einer eigenständigen Mediennutzung und 
die Entwicklung von Teilhabemöglichkeiten wichtige Ziele. 
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Kinder bei Mediennutzung mitentscheiden lassen 

Ziel einer demokratiefördernden Nutzung von Medien in der Kommunikation 
von Eltern, wie sie im ersten Teil dieses Kapitels besprochen wurde, muss es im-
mer auch sein positiv und demokratiefördernd in die mediale Entwicklungsum-
welt des Kindes hineinzuwirken. Hier geht es darum, Demokratie in der Medien-
nutzung der Einrichtung zu stärken und dies auch als Ausgangspunkt für eine 
Sensibilisierung der Eltern zu machen.  

Zunehmend verbreitet ist sogenanntes „Sharenting“, also das Teilen von Fami-
liensituationen, und damit auch von Informationen über die eigenen Kinder, in 
sozialen Medien (vgl. hierzu Kutscher 2019, 79). Dabei werden Kinder häufig 
nicht mit ihren Belangen in Entscheidungen der Eltern eingebunden.  

Ein eindrückliches Beispiel ist hier das Erstellen und Verbreiten von Fotos. So 
halten Claudia Lampert, Kira Thiel und Uwe Hasebrink (2020, 20) fest, dass fast 
die Hälfte der Eltern Kinder nicht um Erlaubnis, Bilder von ihnen hochzuladen. 
Zum Teil wird dabei explizit gegen den Wunsch des Kindes gehandelt, in vielen 
Fällen wird jedoch auch eine unausgesprochene Zustimmung des Kindes ange-
nommen. Häufig wird Kindern nicht zugetraut, eine Entscheidung über den 
Umgang mit eigenen Bildern zu treffen. Dabei zeigen Studien, dass Kinder oft 
eine größere Sensibilität für die Veröffentlichung von Bildern haben als ihre El-
tern. Kinder, so Nadine Kutscher, „haben genau Vorstellungen davon, ob, wann 
und mit wem Bilder von ihnen geteilt werden dürfen – sie werden nur in der 
Regel nicht von den Eltern an diesen Entscheidungen beteiligt und würden we-
niger Bilder preisgeben: Die Kinder haben ein recht klares Gefühl dafür, wann 
die Fotos von sich machen lassen wollen und unter welchen Umständen sie da-
mit einverstanden sind, wenn Bilder von ihnen mit anderen geteilt werden sol-
len“ (Kutscher 2019, 11). 

Ein wichtiger Schritt, die Beteiligung von Kindern in der Mediennutzung zu stär-
ken, ist es, einen Raum zu schaffen, in dem die Perspektiven der Kinder für die 
Eltern hörbar werden. So können sie dafür sensibilisiert werden, dass Kinder ei-
gene Bedürfnisse und Wünsche bezüglich des Umgangs mit Medien haben und 
dass Kinder – entgegen häufigen Annahmen – durchaus Kompetenzen für die 
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bewusste Mitbestimmung mitbringen. Der Umgang mit Bildern vom Kind ist 
hier nur ein exemplarischer – wenn auch wichtiger – Aspekt. 

Umfassender kann gefragt werden, welche Mitsprache Kinder bei der familiären 
Mediennutzung insgesamt haben. Diese breit angelegte Perspektive auf die ge-
meinsame Mediennutzung erlaubt es, die häufig auftretenden Konflikte zwi-
schen von Eltern gesetzten Einschränkungen und Konsumwünschen der Kinder 
hinter sich zu lassen. Kinder können dann Wünsche zum Ausdruck bringen, die 
über die eigene Mediennutzung hinaus gehen, etwa eine gemeinsame Zeit 
ohne Smartphones und digitale Endgeräte. Das kann wiederum dabei helfen, 
die Verbindlichkeit der für die Kinder festgelegten Regeln zu stärken, weil diese 
nicht nur ‚von oben‘ auferlegt sind. 

Die Medienarbeit innerhalb der Einrichtung ist ein wichtiger Ausgangspunkt, 
um Eltern für eine demokratische Medienerziehung mit ins Boot zu holen. Die 
gemeinsame Mediennutzung und die Präsentation von Ergebnissen dieser Me-
diennutzung gegenüber den Eltern, sei es in Projekten oder Alltagssituationen, 
können eine Ausgangspunkt bilden, mit Eltern über die Mediennutzung ins Ge-
spräch zu kommen, ohne diese zu ‚belehren‘ (Friedrichs-Liesenkötter 2016, 79). 
Statt Eltern einseitig zu erklären, wie sie handeln sollen, eröffnet sich hier ein 
Raum, um zu besprechen, wie gemeinsam gehandelt werden kann. Gerade der 
Umgang mit Bildern des Kindes und deren Einbezug bei entsprechenden Ent-
scheidungen sind eine Ressource, die für eine demokratiefördernde Elternarbeit 
genutzt werden kann. Dafür ist es sinnvoll, eine entsprechende Regel und Ab-
sprachen den Eltern nicht nur mitzuteilen, sondern regelmäßig mit ihnen dar-
über in Austausch zu gehen. Der Bedarf für einen solchen Austausch auf Augen-
höhe ist groß, insbesondere da Eltern häufig Diskussionsbedarf bezüglich des 
Einsatzes (digitaler) Medien in Bildungseinrichtungen haben.  

Über Medienerfahrungen sprechen 

Steht für eine demokratische Medienpädagogik die Entwicklung von eigenstän-
diger Mediennutzung für kreative und kommunikative Zwecke im Vordergrund, 
ist dies natürlich nicht damit gleichzusetzen, dass Kinder mit ihren Mediener-
fahrungen alleingelassen oder gar durch Medien ‚beschäftigt‘ werden. Im Ge-
genteil: gerade in dem Maße, in dem eine eigenständige Mediennutzung 
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zunehmend ermöglicht wird, ist es von grundlegender Bedeutung, Erlebtes mit 
Kindern zu besprechen. Medienpädagogisch wird hier von Anschlusskommuni-
kation gesprochen. Marci-Boehncke und Rath (2013, 209) stellen fest, dass diese 
immer noch deutlich zu kurz komme. Selbst nach den von ihnen untersuchten 
medienpädagogischen Interventionen wird nur in 10 % über Medien und Medi-
eninhalte gesprochen. 

Der Anschlusskommunikation kommt aber eine maßgebliche Bedeutung dafür 
zu, dass sich Kinder sicher in der digitalen Welt bewegen können. Zur Veran-
schaulichung lässt sich ein Vergleich heranziehen: Die Mediennutzung von Kin-
dern ist letztlich wie ein kleiner Ausflug – je nach Alter auch außerhalb der Sicht-
weite der Eltern. Während Kinder lernen, sich eigenständig in ihrer Umwelt zu 
bewegen, kann es immer sein, dass sie mit überraschenden, unerwünschten 
und vielleicht sogar überfordernden Erlebnissen konfrontiert sind. Dann brau-
chen sie einerseits Unterstützung dabei, diese Erlebnisse einzuordnen und zu 
verarbeiten – und evtl. auch dabei, Strategien zu erarbeiten, wie solche Situati-
onen vermieden werden können. Das Sprechen über Medienerfahrungen ver-
bindet so die Aspekte der Freiheit und der Sicherheit, die für eine demokratische 
Entwicklung von großer Bedeutung sind.20 Problematisch ist es, wenn Kinder 
mit Medieninhalten konfrontiert sind, die sie nicht einordnen können, die sie 
emotional aufwühlen und verunsichern.  

Hier kommt eine unmittelbare Relevanz für die Radikalisierungsprävention ins 
Spiel. Radikalisierungsprozesse finden heute häufig zumindest begleitet durch 
Rekrutierungsbestrebungen im Internet statt. Dabei werden gerade Unsicher-
heit und Emotionalisierung genutzt, um die Deutungsangebote von extrem 
rechten und religiösen Weltanschauungen schmackhaft zu machen (Qasem 
und Nordbruch 2017, 135). 

Über Medienerfahrungen zu sprechen, wird dabei aber nicht erst dann relevant, 
wenn Kinder und Jugendliche radikalisierenden Inhalten ausgesetzt werden. 
Vielmehr kann es als wichtiger Resilienzfaktor gelten, indem einerseits die 
Schwelle bei Problemen und herausfordernden Situationen um Hilfe zu bitten 

 
20 Vgl. hierzu auch Kap. 3.3. 
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gesenkt wird, andererseits aber auch über einen längeren Zeitraum gemeinsam 
„Bewältigungskompetenzen“ erarbeitet werden können, die helfen können, mit 
typischen Verunsicherungen und Identitätskrisen der Jugendphase produktiv 
umzugehen (vgl. Dittmar 2021, 130). 

Mit zunehmendem Alter wird die Kommunikation mit Eltern über Medienerfah-
rungen sicher abnehmen. Es werden vermehrt die engen Freund*innen heran-
gezogen, um Erfahrungen zu verarbeiten (Lampert, Thiel und Hasebrink 2020, 
21). Die Vertrautheit mit einer offenen Medienkommunikation in der Familie 
kann aber auch hierbei unterstützend wirken und auch eine Basis zur Bespre-
chung einzelner, besonders irritierender Erfahrungen sein. 

4.6.4 Grundimpulse für eine demokratiefördernde Elternarbeit mit 
neuen Medien 

Wir haben einerseits herausgestellt, welche Bedeutung neue Medien für die El-
ternarbeit haben können, welche Möglichkeiten für die Stärkung von Partizipa-
tion sie mit sich bringen können und welche Herausforderungen bestehen. An-
dererseits haben wir herausgestellt welche Bedeutung neue Medien für eine de-
mokratische Entwicklung und Erziehung haben können. Dafür haben wir 
exemplarisch die Kinderrechte als Grundlage einer demokratiefördernden Me-
dienpädagogik sowie die Aspekte der Mitentscheidung und der Medienkom-
munikation vertiefend ausgeführt. Abschließend möchten wir das Gesagte 
noch einmal in vier grundsätzlichen Tipps zuspitzen, die eine erste konkrete 
Handlungsorientierung für die Umsetzung digitaler Formate der Elternarbeit in 
der Praxis geben können:  

• Gemeinsame Diskussion und Festlegung einer Social Media-Policy 
(Aycicek 2019, 211). Hierbei ist auch der Weg das Ziel: nicht nur wird 
Verbindlichkeit über die Mediennutzung hergestellt. Zugleich trägt der 
Prozess dazu bei, dass Eltern für ihre eigene Mediennutzung sensibili-
siert werden und durch die Diskussion von verbindlichen Regeln und 
deren Begründungen zur Reflexion des eigenen Handelns angeregt 
werden. Außerdem beinhaltet eine Social Media-Policy eine Einver-
ständniserklärung über eine erlaubte, aber auch begrenzte Verwen-
dung von Kindern betreffende Daten, die den Fachkräften auch eine 
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Rechtssicherheit für die digitale Elternarbeit bietet (Knauf 2015, 66 f.). 
Anders als die Nutzung von Apps zur Dokumentation und zur internen 
Kommunikation bedarf es für die Nutzung digitaler Angebote zur Kom-
munikation mit den Eltern auch datenschutzrechtlich einer expliziten 
Einwilligung der Eltern. Detaillierte Hinweise zu den hier zu berücksich-
tigenden rechtlichen Bedingungen und allgemeine Tipps zum Vorge-
hen beim Einführen einer KitaApp bietet die Expertise des Projekts 
„Medienkompetenz in der Frühpädagogik stärken“ (Holand, Reichert-
Garschhammer und Lorenz 2019). 

• Bei Aufnahme in die Kita sollte es ein (physisches) Treffen geben, um 
den Gebrauch von Medien zu besprechen. Dies ist wichtig für die Her-
stellung eines gemeinsamen Erwartungshorizonts und einer direkten 
Kommunikation. Das Treffen ist hilfreich, um Missverständnissen und 
Konflikten in der digital vermittelten Kommunikation vorzubeugen 
(Hobman u. a. 2002; Aycicek 2019, 210). 

• Jenseits der rechtlichen und sozialen Aspekte kommt der technischen 
Kompetenz der Fachkräfte eine große Rolle zu. Dabei geht es nicht um 
tiefgreifende Informatikkenntnisse, sondern um einen vertrauten und 
sicheren Umgang mit den eingesetzten Programmen. Die Selbstwirk-
samkeitserwartung von Fachkräften bezüglich der Medienverwen-
dung hat einen maßgeblichen Einfluss jeder Medienpädagogik (vgl. 
Marci-Boehncke und Rath 2013). Dementsprechend sollten die Fach-
kräfte regelmäßig im Umgang mit den eingesetzten Medien geschult 
werden und Ansprechpartner*innen für auftretende Fragen und Unsi-
cherheiten haben (Aycicek 2019, 211). 

• Neben den Eltern müssen auch die Kinder in die Gestaltung der Medi-
ennutzung eingebunden werden. Dabei sollte die Verwendung von 
Medien transparent gemacht werden: Wann wird etwa wo ein Foto ge-
macht? Warum wird in welcher Situation nach explizitem Einverständ-
nis gefragt? Diese Thematisierung der Mediennutzung im Alltag er-
laubt es Kindern auch in anderen Situationen an diese anzuschließen 
und an der Gestaltung ihrer medialen Umwelt teilzuhaben. 
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✎ Neue Medien spielen zunehmend eine zentrale Rolle im Leben von El-
tern und Kindern. Dies ist in einer demokratiefördernden Elternarbeit 
zu berücksichtigen. Neue Medien können genutzt werden, um Eltern 
niedrigschwellig in die Einrichtung einzubinden und um einen Ein-
stiegspunkt für eine intensivierte Partner*innenschaft zu gewinnen. 
Dabei sollte diversitätssensibel reflektiert werden, wo die gewählten 
Medien eine Teilhabe erleichtern, welche Barrieren sie aber auch für 
Teilhabe mit sich bringen können. Zugleich ist die Nutzung von Me-
dien zunehmend ein wichtiges Thema für demokratische Erziehung. 
Die Aushandlung von Mediennutzung und die Festlegung einer Me-
dien-Policy in der Einrichtung im Allgemeinen und in der Elternarbeit 
im spezifischen bieten selbst eine Ressource um Eltern für demokratie-
relevante Aspekte der Mediennutzung und -erziehung zu sensibilisie-
ren. Im Fokus sollte dabei ein gemeinsamer Lern- und Entwicklungs-
prozess von Kindern, Eltern und Fachkräften stehen.  
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5 Rechtliche und strukturelle 
Rahmenbedingungen  

Die Themen, die in unserer Multiplikator*innenschulung bearbeitet werden, 
sind letztlich auch gesetzlich gerahmt: sowohl bei der Vermittlung demokratie-
förderlicher Kompetenzen als auch in Bezug auf die strukturellen Bedingungen 
der Elternmitbestimmung müssen rechtliche Voraussetzungen beachtet wer-
den. An dieser Stelle sollen daher kurz die rechtlichen Rahmenbedingungen ei-
ner (demokratischen) Erziehungspraxis und der Unterstützungsangebote von 
Familienbildungsprogrammen vorgestellt werden. 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland sieht primär die Eltern in der 
Verantwortung für die Erziehung und Pflege ihrer Kinder (Art. 6 (2) GG). Damit 
schützt das Grundrecht die Eltern vorerst vor staatlichen Eingriffen und räumt 
ihnen einen großen Entscheidungsspielraum in der Erziehung ein. Aus diesem 
Grunde kann der Gesetzgeber auch keine detaillierten, inhaltlichen Vorgaben 
zur Erziehung benennen. Dennoch gibt es zumindest rechtlich zwei wichtige 
Grundsätze, die sich aus der „elterlichen Sorge“ (§ 1631 nach Abs. 1 BGB) ablei-
ten: den Grundsatz der partnerschaftlichen Erziehung (§ 1626 Abs. 2 BGB) und 
den Grundsatz der gewaltfreien Erziehung (§ 1631 Abs. 2 BGB). Ersteres betont 
die Anerkennung des Kindes als Person und der damit einhergehenden Vermei-
dung einer autoritären Erziehung, während letzteres die Anwendung physi-
scher oder psychischer Gewalt unmissverständlich unterbindet. Der Staat über-
nimmt hier die besondere Rolle einer Wächterfunktion, um das Kind vor Gefah-
ren zu schützen (vgl. § 8a SGB VIII sowie das BKiSchG, DKSB 2012; BMJV 2016). 
An dieser Stelle sei ebenfalls auf die international gültige UN-Kinderrechtskon-
vention hingewiesen (BMFSFJ 2018), die eine wichtige Ressource für die Förde-
rung demokratischer Erziehung darstellt. Außer den USA haben alle UN-Mit-
gliedsstaaten die Konvention ratifiziert. Daher ist sie besonders geeignet über 
kulturelle Differenzen hinweg eine verbindliche Grundlage für die Entwicklung 
demokratischer Erziehungspraktiken zu leisten. 

§ 16 SGB VIII benennt die präventiven Aktivitäten und Leistungen der Familien-
bildung. Vor dem Hintergrund der Heterogenität der Angebote sind 
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Familienbildungsprogramme (unter denen auch die DeGeWa-Schulungen kate-
gorisiert werden können) in ihrer Ausrichtung primärpräventiv, ressourcenori-
entiert und niedrigschwellig (Smolka 2013). 

Für unsere Multiplikator*innenschulung im frühkindlichen Bereich ist insbeson-
dere ergänzend das NRW-Kinderbildungsgesetz von Bedeutung. Das Bundes-
gesetz SGB VIII, das der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland zugrunde liegt, 
und das NRW-Kinderbildungsgesetz bilden die Grundlagen und Rahmenbedin-
gungen für die pädagogische Arbeit in Kindertageseinrichtungen und die Zu-
sammenarbeit zwischen allen Beteiligten. Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege sollen die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortli-
chen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern. Zudem sollen sie die Er-
ziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen. Des Weiteren 
soll den Eltern dabei geholfen werden, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung 
besser miteinander zu vereinbaren. 

Das SGB VIII stellt klar, dass die Kindertageseinrichtungen einem Erziehungs-, 
Bildungs- und Betreuungsauftrag nachkommen. Dabei sollen Erziehungsbe-
rechtigte sich bei den Entscheidungen in wesentlichen Angelegenheiten betei-
ligen können (§ 22 und § 22a). 

Seit August 2008 bildet das Kinderbildungsgesetz des Landes Nordrhein-West-
phalen (KiBiz)21 die Grundlage für die rechtlichen und finanziellen Rahmenbe-
dingungen für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege. In den allge-
meinen Bestimmungen und den Rahmenbedingungen wird unter anderem 
festgehalten, dass jedes Kind ein Recht auf Erziehung und Bildung hat. Ebenso 
wird definiert, dass die vorrangige Verantwortung für die Erziehung des Kindes 
bei den Eltern liegt. Das Gesetz erkennt die Familie als wichtigsten Lernort des 
Kindes an (KiBiz § 2).  

Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege haben einen Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsauftrag, den sie erfüllen müssen. Die Eltern über die Ent-
wicklung ihres Kindes zu informieren, gehört dabei zu den Kernaufgabe einer 

 
21 Stand: 18.02.2020. Regelmäßig aktualisierte Informationen zur rechtlichen Lage finden sich un-
ter: https://www.kita.nrw.de/jugendaemter-traeger/rechtliche-vorgaben-und-vereinbarungen. 



 127 

Kindertageseinrichtung. Die Fachkräfte sollen den Bildungs- und Erziehungs-
auftrag im regelmäßigen Dialog mit den Eltern durchführen und deren erziehe-
rische Entscheidungen berücksichtigen (KiBiz § 3).  

Auch ein Diskriminierungsverbot ist gesetzlich explizit verankert. So heißt es im 
§ 7 des KiBiz: 

„Die Aufnahme des Kindes darf nicht aufgrund seiner ethnischen Herkunft, seiner 
Nationalität, seines Geschlechtes, seiner möglichen Behinderung, seiner Religion 
oder seiner Weltanschauung verweigert werden.“ 

Für demokratiefördernde Elternarbeit ist besonders relevant: Die Zusammenar-
beit mit den Eltern und deren Mitwirkung in der Kindertageseinrichtung wird 
im KiBiz als eine grundlegende Basis für eine partnerschaftliche und vertrauens-
volle Zusammenarbeit festgeschrieben. Zusätzlich können Eltern in unter-
schiedlichen Gremien (z. B. Elternversammlung und Elternbeirat) ihr Mitwir-
kungs- und Mitbestimmungsrecht in Anspruch nehmen. Sie werden insbeson-
dere über personelle Veränderungen, konzeptionelle Angelegenheiten sowie 
Öffnungs- und Betreuungszeiten informiert und in entsprechende Entschei-
dungsfindungen einbezogen (KiBiz § 9 und § 9a).  

Im zweiten Abschnitt werden die besonderen Funktionen der Familienzentren 
und der plusKITAS definiert: 

Familienzentren bieten für Eltern umfassende Informations- und Beratungsan-
gebote zur Unterstützung ihrer Kinder an. Darüber hinaus bündeln und vernet-
zen sie die Beratungs- und Hilfsangebote.  

PlusKITAS schließlich sind Kindertageseinrichtungen mit einem hohen Anteil an 
Kindern und Familien, die einen besonderen Unterstützungsbedarf haben. Zu 
den Aufgaben einer plusKITA gehören: 

• die Potenziale der Kinder zu stärken, 

• die Orientierung an den lebensweltlichen Motiv- und Problemlagen 
der Familien, 

• die Stärkung der Bildungschancen, 



 128 

• die Stärkung und der Einbezug von Eltern, 

• die Stärkung und Erweiterung der Ressourcen der pädagogischen 
Teams, z. B. durch Schulungen, Fortbildungen und Supervisionen (KiBiz 
§ 16 und § 16a). 

Auch im schulischen Kontext kommen Eltern rechtlich sowohl Pflichten als auch 
Rechte zu. Die ausgeführten Grundsätze aus Grundgesetz, Bürgerlichem Ge-
setzbuch und Kinderschutzgesetz gelten selbstverständlich auch hier. Eltern 
sind zu einer partnerschaftlichen und dialogischen Erziehung verpflichtet. Zu-
gleich besteht das grundgesetzlich weitreichende Erziehungsrecht der Eltern. 

Diese bildet letztlich auch einen Rahmen für die Ausgestaltung des Bildungs- 
und Erziehungsauftrags der Schule und dem Verhältnis von Bildungseinrich-
tung und Eltern, wie es etwa im Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
festgelegt ist. Hier heißt es: 

„Die Schule achtet das Erziehungsrecht der Eltern. Schule und Eltern wirken bei der 
Verwirklichung der Bildungs- und Erziehungsziele partnerschaftlich zusammen.“ 
(SchulG NRW. § 2 (2)) 

Auch auf Grundlage des Schulgesetzes ist eine Elternbeteiligung also wesentli-
cher Bestandteil für Bildungsinstitutionen und die aktive Einbeziehung der El-
tern in die Gestaltung des Lern- und Lebensumfelds der Kinder – bei gleichzei-
tiger Berücksichtigung deren Rechte auf Privatsphäre und zunehmende Eigen-
ständigkeit – Grundlage für demokratische Bildungsinstitutionen. 

Ganz im Sinne unseres Projektes, sind also Eltern als „Partner*innen der Demo-
kratieförderung“ von Bildungs- und Betreuungseinrichtungen. Demokratie zu 
stärken, sollte nicht nur Ziel der gemeinsamen Anstrengungen von Eltern und 
Fachkräften aus den unterschiedlichen Einrichtungen sein, auch die Partizipa-
tion der Eltern selbst ist ein wesentlicher Baustein für die Gestaltung einer ge-
lebten Demokratie. 
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✎ Rechtlich sind Eltern zu einer partnerschaftlichen und gewaltfreien 
Erziehung ihrer Kinder verpflichtet. Bei der Umsetzung ist die Ent-
wicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit ein ausschlaggebendes Ziel. Das Ge-
setz räumt dem regelmäßigen Dialog mit den Eltern und ihrer Mit-
bestimmung einen hohen Stellenwert ein. Bedeutsam ist, dass die 
Familie als wichtigster Lernort festgeschrieben ist. Familienzentren 
und PlusKITA sind weitere Angebote, die eine Stärkung und Befä-
higung der Familie fokussieren. 
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6 Schlusswort 

Demokratiefördernde Elternarbeit ist, soviel dürfte durch unseren Grundlagen-
text deutlich geworden sein, ist ein komplexes Anliegen. Sie erfordert nicht nur 
die Berücksichtigung verschiedener Akteur*innen mit ihren Perspektiven und 
Bedürfnissen (Kinder, Erziehungsberechtigte, Fachkräfte), sondern quer dazu 
liegend auch eine grundlegende Kenntnis psychologischer, soziologischer, po-
litischer und (sozial-)pädagogischer Aspekte. Unser Anliegen ist es mit diesem 
Text, einen ersten Zugang zu der breiten Palette dieser Themen zu schaffen, die 
wir für notwendig halten, um praktische Antworten auf die alltäglichen Heraus-
forderungen zu finden, und die unser Schulungsangebot auf eine solide wissen-
schaftliche und theoretische Basis stellen. 

Trotz der Fokussierung auf den frühkindlichen Bereich, dem sich die erste Schu-
lung aus dem DeGeWa-Projekt widmet, ist dieser Text so umfassend, dass sich 
zum Teil ein gezielter Zugang zu einzelnen Themen anbietet. Um dies zu er-
leichtern, haben wir den Kapiteln kleine Informationsboxen beigefügt, die eine 
schnelle Orientierung über die Inhalte ermöglichen sollen. Die Kapitel enthalten 
zudem ausführliche Verweise auf relevante Literatur, die eine komprimierte 
Übersicht und eine erste Anlaufstelle für die vertiefte Beschäftigung mit einem 
spezifischen Thema bieten. 

Für die gesamte Projektlaufzeit bis Ende 2022 ist eine Erweiterung unseres 
Schulungsangebots für die weitere Kindheit und frühe Jugend vorgesehen (6–
10 Jahre & 10–14 Jahre). Zudem wird das Schulungsangebot fortlaufend evalu-
iert und weiterentwickelt. Entsprechend ist auch der vorliegende Grundlagen-
text eher als konzeptioneller Auftakt und nicht als finale Darstellung der Schu-
lungsthemen und der ihnen zugrunde liegenden Theorien zu sehen. Vielmehr 
sind eine stufenweise Erweiterung und Aktualisierung dieses Textes vorgese-
hen. 

Entsprechend der offenen Konzeptionierung unserer Schulung, die gerade 
auch die Praxiserfahrungen der Teilnehmer*innen und anderer Akteur*innen 
fruchtbar machen will, kommt es nicht zuletzt auf unsere Leser*innen an. Falls 
Sie Themen und Konzepte haben, die ihnen für demokratiefördernde 
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Elternarbeit unabdingbar erscheinen melden Sie sich gerne bei uns. Auch wenn 
es bei einzelnen Abschnitten einer weiteren Klärung bedarf oder Verständnis-
probleme bestehen, nehmen wir ihre Rückmeldung gerne auf. Bis dahin wün-
schen wir viel Erfolg bei der Demokratieförderung und in der Elternarbeit! 
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